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Vorwort

Als sich die pandemische Lage mit Voranschreiten des Jahres 2021 zunehmend entspannte, 
weckte dies Hoffnung auf baldige Rückkehr zur langersehnten Normalität. Jedoch führten 
uns das Hochwasser im Sommer gleichen Jahres und der Ausbruch des russisch-ukrainischen 
Krieges im Frühjahr 2022 schnell wieder die Volatilität des vermeintlich Alltäglichen vor 
Augen. Der Verlust von Kulturgut durch Katastrophen, ob nun natürlichen oder mensch-
lichen Ursprungs, entspricht glücklicherweise nicht dem Regelfall und so sind es solche 
Schicksalsschläge, die uns besonders aufhorchen lassen. Es war den teils frischen Eindrücken 
solcher Kulturverluste geschuldet, dass der 55. Rheinische Archivtag am 24./25. Mai 2022 
in Erkelenz sich dem Thema der Notfallvorsorge annahm. 

Die Beiträge dieses Bandes spiegeln die auf der Tagung gehaltenen Vorträge wider und 
gliedern sich hierbei vor allem in Erfahrungsberichte und informative Aufsätze zu einzelnen 
Themen der Notfallvorsorge. Trotz der Umstände waren wir dankbar, den aktuellen Beitrag 
Frau Furmans vom Babyn Yar Memorial Center in Kiew über die Lage des Kulturgutschutzes 
in der Ukraine zu erhalten. Den eigentlichen Kern des Heftes stellen jedoch Texte dar, welche 
uns Beispiele für die Kulturgutvermittlung in Sondersituationen wie der Corona-Pandemie 
oder aber den Umgang mit Notfällen wie der Hochwasserkatastrophe 2021 aufzeigen. 
Abseits der direkt zur Veranstaltung gehörenden Vorträge freut es uns, die Texte von Frau 
Fiegenbaum zur Personalbedarfsentwicklung in Kommunalarchiven und Herrn Ponwitz zur 
Archivierung von Schülerakten in unser Archivheft aufnehmen zu können.

Wir danken an dieser Stelle nochmals ausdrücklich den zahlreichen Teilnehmer*innen 
und natürlich den Referent*innen der Tagung für ihr unverzichtbares Engagement.

Brauweiler, im März 2022

Dr. Mark Steinert
LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum
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Grußwort

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und Wissenschaft  
des Landes Nordrhein-Westfalen

Sehr geehrte Damen und Herren,
ein knappes Jahr ist es her, dass die Flutkatastrophe rund 180 Städte und Gemeinden in NRW 
getroffen hat. Sie kostete Menschenleben, hat Landstriche verwüstet und Existenzen zerstört. 

Auch vor öffentlichen und privaten Kultureinrichtungen hat die Zerstörung keinen Halt 
gemacht. Schäden gab es in allen Bereichen – in Museen, in Bibliotheken, Theatern, in 
soziokulturellen Zentren – vor allem aber auch in Archiven. Viele von Ihnen waren betroffen 
und haben die katastrophalen Auswirkungen ganz unmittelbar erfahren. 

Bereits direkt nach der Flut wurde tatkräftig mit der Bergung von Kulturgut und dem 
Wiederaufbau der beschädigten Einrichtungen begonnen. Es gab viele helfende Hände und 
Institutionen, die mit ihrer Expertise unterstützen konnten. Dazu gehören natürlich die 
Archivberatungsstelle des LVR, ebenso wie die des LWL, und der Notfallverbund Köln, der 
seinen Notfallcontainer ganz unerwartet, aber erfolgreich einem Praxistest unterziehen konnte. 

Im Herbst letzten Jahres habe ich Vertreter der betroffenen Kultureinrichtungen zu einem 
Gespräch über die Flutkatastrophe und ihre Folgen eingeladen. Dabei haben wir auch über 
die Fähigkeit zur Selbstorganisation der Kultureinrichtungen und die stets zuverlässige, 
gegenseitige Hilfestellung gesprochen, die in dieser Notsituation so gut wahrnehmbar war. 
Glücklicherweise konnten im letzten Jahr große Teile des Archivguts aus den betroffenen 
Archiven gerettet werden. 

Das war nur möglich, weil so viele von Ihnen die Einsätze koordinierten, vor Ort waren und 
logistisch geholfen haben. Ohne Ihre Bereitschaft, Ihr Engagement und Ihre Verlässlichkeit 
wäre dies nicht möglich gewesen. Dafür auch heute noch einmal mein herzlicher Dank. 

Als 2004 ein Großbrand in der Anna Amalia-Bibliothek in Weimar den Verlust unzäh-
liger Bücher verursacht hat, waren wir alle erschrocken. Dennoch haben vermutlich viele 
gedacht, dass es sich um ein sehr schlimmes, aber singuläres Ereignis gehandelt hat, das sich 
so schnell nicht wiederholen wird. 

Dann – fünf Jahre später, im März 2009 – ist das Historische Archiv der Stadt Köln 
eingestürzt. Schon wieder eine eigentlich unvorstellbare Katastrophe, bei der nicht nur 
wertvolles Kulturgut vernichtet oder beschädigt wurde, sondern – und das ist besonders 
schrecklich – auch zwei Menschen ums Leben kamen.

Im letzten Jahr widerfuhr uns die katastrophale Überflutung im Ahrtal, im Erftkreis und 
in der Eifel. Auch diese erschien uns einmalig und besonders heftig. Bei kurzem Überlegen 
fallen einem dann aber noch weitere Naturkatastrophen der letzten Jahre ein, wie die 
Elbhochwasser 2002 und 2012 oder die Oderflut 1997. 
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Zerstörerische Naturphänomene gehören zu unserem Leben, sie reißen uns immer wieder 
heraus aus dem Gefühl der Sicherheit, in dem wir uns gerne wiegen. Und nun, ganz aktuell 
ist es der Krieg gegen die Ukraine, der beunruhigend ist und uns wieder einmal nahebringt, 
wie gefährdet das ist, was wir für selbstverständlich halten.

Ich möchte hier kein Schreckensszenario aufbauen. Aber die Ereignisse der jüngeren 
Vergangenheit haben uns nachdrücklich gelehrt, dass wir gut achtgeben müssen – auf uns 
selbst, aber eben auch auf unser Kulturgut. Wir werden nicht jedes Risiko und jede Gefahr 
vermeiden können. Aber das, was möglich und mit vertretbarem Aufwand erreichbar ist, 
sollten wir tun. 

Die wachsende Zahl der Notfallverbünde ist dafür ein gutes Signal: Diese systematisieren 
die Hilfe zur Selbsthilfe und unterstützen die beteiligten Kulturerbe-Einrichtungen dabei, 
wachsam zu bleiben. In der nächsten Zeit werden aus den Sondermitteln für die Beseitigung 
der Flutschäden bis zu zehn weitere Notfallcontainer angeschafft werden können, die nicht 
nur in den vier betroffenen Bundesländern, sondern teilweise auch bundesweit verteilt werden.

Wichtig ist auch, die baulichen Gegebenheiten zu überprüfen und, wenn nötig, zu 
verbessern. Keller sind kein guter Ort für Archivgut, ebenso wenig wie für Museumsdepots. 
Ausweichflächen müssen allen Beteiligten bekannt sein, damit im Ernstfall schnelles Handeln 
möglich ist. 

Mit den Archivberatungsstellen der Landschaftsverbände haben wir in Nordrhein-West
falen glücklicherweise eine bewährte Infrastruktur, die im Archivalltag ebenso gut funktioniert 
wie in Krisensituationen. 

Ergänzend müssen auch auf einer übergeordneten Ebene Kooperation und Kommunikation 
verbessert werden: Nur so können Politik, Verwaltung und Interessenvertreter die Rahmen
bedingungen für den Kulturgutschutz weiter steigern und eine wirksame Katastrophenhilfe 
ermöglichen.

An erster Stelle steht immer der Schutz von Menschen. Da sind wir uns sicher alle einig. 
Aber der Schutz von Kulturgut ist ebenfalls außerordentlich wichtig: Kulturgüter haben 
eine große Bedeutung für die Identität von Menschen und Nationen. Dass der Wert von 
Archivalien noch weit darüber hinaus geht, muss ich Ihnen nicht erklären. 

Lassen Sie uns also gemeinsam daran arbeiten, unser Kulturgut bestmöglich zu schützen 
und zu erhalten, damit es seine Bedeutung bewahrt und auch künftigen Generationen zur 
Verfügung steht. 

Ich wünsche Ihnen eine ergiebige und fruchtbare Veranstaltung.
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Naturkatastrophen und Klimawandel –  
Herausforderungen für Archive

Corinna Franz

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Herr Muckel, sehr geehrte Mitglieder der Land
schaftsversammlung, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen,

wer den 14. Juli 2021 im Rheinland erlebt hat, wird diesen Tag nicht vergessen. Ganz 
gleich, ob morgens, mittags oder abends – blickte man aus dem Fenster, konnte man einen 
nicht enden wollenden Dauer-Starkregen beobachten. Keller liefen voll Wasser, Felder 
und Wiesen verwandelten sich binnen Stunden in Teiche und Seen, Wege und Straßen in 
reißende Bäche. 

Am frühen Abend kamen Meldungen über dramatisch steigende Pegelstände. Doch die 
eigentliche Katastrophe begann in der Nacht, und das ganze Ausmaß dieser verheerenden 
Naturgewalten zeigte sich erst in den darauffolgenden Tagen. Es steht uns allen noch vor 
Augen: mehr als 180 Todesopfer in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, zerstörte 
Städte, Dörfer, Häuser, Straßen, Brücken, Bahnstrecken – zerstörte Existenzen. Die Wunden, 
die diese Katastrophe schlug, sind bis heute vielerorts sichtbar und werden es noch lange 
bleiben, von den seelischen Verletzungen ganz zu schweigen.

Ein besonderer Aspekt dieser Katastrophe ist Ihnen, hier in diesem Kreis, präsenter als 
der breiten Öffentlichkeit: Die Zerstörung zahlreicher Archive – sei es die vollständige 
Verheerung, wie sie in Leichlingen, Bad Münstereifel, Kall oder Stolberg zu beklagen ist, oder 
eine nur teilweise Betroffenheit. Bilder bleiben im Gedächtnis – wie die von Wassermassen 
aus den Angeln gehobener und deformierter Rollregalanlagen oder eines Autos, das, von 
den Fluten des sonst so beschaulich dahinplätschernden Flüsschens Erft mitgerissen, den 
Zugang zum Archiv in Münstereifel blockierte.

Den Überschwemmungen fiel unersetzliches Kulturgut zum Opfer: Historische Bauten 
samt ihrer Ausstattung, Museen, Archive, Sammlungen. Manches, was man zunächst meinte, 
retten zu können, war am Ende doch unwiederbringlich verloren.

Alles in allem hatten die Archive Glück im Unglück. War hier zunächst mit massiven 
Verlusten der Überlieferung zu rechnen, zeigte sich im Laufe der ersten Wochen nach der 
Flut, dass doch das meiste gerettet werden konnte, auch dank des beherzten Eingreifens 
zahlreicher Kolleginnen und Kollegen aus Archiven im Rheinland und weit über dessen 
Grenzen hinaus und auch dank der Koordinierung der Einsätze durch die Archivberatung 
des Landschaftsverbandes.
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Schleichende und plötzliche Katastrophen
Überschwemmungen und Flutkatastrophen sind seit Menschengedenken bekannte Natur
phänomene. In Bad Münstereifel, an der Erft, aber auch im nahen Ahrtal gab es sie in der 
Vergangenheit immer wieder, wie ein Blick in die Chroniken und Archive zeigt. Was aber neu 
zu sein scheint, ist ihre Häufung. Extreme Wetterereignisse hielten uns deutschlandweit in den 
letzten Jahrzehnten immer öfter in Atem. Erinnern wir uns an die Elbhochwasser 2002 und 
2006, an die großflächigen Überschwemmungen im Münsterland 2014 und eben im Rheinland 
2021. Hinzu kommen Wetterphänomene wie extrem heiße und schwüle, aber regenarme 
Sommer. Gleichzeitig erleben wir immer seltener richtig kalte Winter mit Frost und Schnee.

Diese sich wandelnden klimatischen Bedingungen haben Auswirkungen auf die Archive. 
Man kann wohl mit Fug und Recht von zwei Arten von Katastrophen sprechen, welche die 
Archive beide gleichermaßen vor große Herausforderungen stellen. Beide erfordern unser 
aller Handeln. 

Neben den plötzlich hineinbrechenden Ereignissen sind das mittel- und langfristige 
Entwicklungen, eben jene Hitzesommer und feuchten, warmen Winter. Bereits jetzt lässt 
sich beobachten, dass die natürliche Klimatisierung von Magazinräumen, die noch vor 
wenigen Jahren den Ansprüchen an die Lagerungsbedingungen für Archivgut genügte, heute 
nahezu wirkungslos ist. Ungleich gravierender sind die Auswirkungen freilich in Räumen, 
die erst durch eine einfache Umnutzung zu Magazinräumen wurden. Schwankungen des 
Raumklimas, insbesondere hohe Temperaturen und hohe Luftfeuchte, gefährden Archivgut 
unmittelbar. Dabei ist die Bildung von Schimmel nur die augenfälligste Schädigung. 
Zusätzlich sind in den letzten Jahren Schädlinge in Deutschland heimisch geworden, 
die man hierzulande nicht kannte. So haben etwa Papierfischchen ihr Zerstörungswerk 
in Bibliotheken und Archiven begonnen. Diesen Entwicklungen muss mit nachhaltigen 
Maßnahmen begegnet werden. Das A und O ist die fach- und sachgerechte Lagerung in sau-
beren Magazinräumen mit stabilem Raumklima und eine konsequente Schädlingsprävention 
oder -bekämpfung.

Dies mögen Punkte sein, an die wir nicht direkt denken, wenn wir über Katastrophen spre-
chen, aber diese mittel- und langfristigen Auswirkungen sind nicht weniger schwerwiegend 
für unsere schriftliche Überlieferung als die der plötzlich hereinbrechenden Naturereignisse, 
sodass der Begriff der schleichenden Katastrophen durchaus zutrifft.

Wenn wir uns die verschiedenen Katastrophenszenarien vergegenwärtigen, die Kultur- und 
Archivgut gefährden, richtet sich unser Blick unweigerlich auch auf ein Thema, das trotz 
der Geschehnisse auf dem Balkan in den 1990er Jahren in den vergangenen Jahrzehnten in 
Europa kaum noch als mögliche Gefahr galt, nun aber am 24. Februar 2022 schlagartig in 
unser aller Bewusstsein gerückt ist: der Krieg.

Mitten in Europa ist mit der Ukraine ein freier, souveräner Staat Opfer eines Angriffs
krieges seines Nachbarn geworden. Der russische Überfall zerstört Städte und Dörfer, 
Industrieanlagen und Infrastruktur; er verursacht millionenfaches Leid durch Tote und 
Verletzte, Flucht, Vertreibung und Verschleppung. Doch dieser Krieg zielt auch auf unwie-
derbringliche Kulturgüter, auf Denkmäler, Kirchen, Museen, Archive. Sie werden durch die 
Kriegshandlungen devastiert oder auch vorsätzlich verwüstet und geplündert. 
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Für uns alle gewinnt durch diesen Konflikt das nach dem Ende des Kalten Krieges 
in Vergessenheit geratene Thema Zivilschutz wieder an Bedeutung. Als Stichworte seien 
hier nur die Bundessicherungsverfilmung, über die Frau Rudolf berichtet, aber auch die 
Kennzeichnung von Kulturgütern mit „blue shields“ oder die Frage nach der Sicherung 
digitaler Kulturgüter genannt.

Doch zurück zu den plötzlich eintretenden, spektakulären Katastrophen hierzulande, die 
nicht nur die Fachwelt, sondern auch Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit sensibilisiert 
haben für die Gefahren, denen unser in Bibliotheken und Archiven bewahrtes schriftliches 
Kulturerbe ausgesetzt ist: Zu denken ist etwa an den Brand der Anna-Amalia-Bibliothek in 
Weimar und den Einsturz des Stadtarchivs Köln.

Im ersten Fall war es ein unwiederbringlicher Bibliotheksbestand, der den Flammen zum 
Opfer fiel. Im zweiten Fall forderte die Katastrophe zwei Todesopfer. Zugleich ging durch sie 
mit einem Schlag – so schien es zumindest zunächst – die gesamte archivische Überlieferung 
des größten Stadtarchivs nördlich der Alpen, einer der bedeutendsten europäischen Städte 
des Mittelalters und einer der vier Millionenstädte Deutschlands, verloren. Was in den 
darauffolgenden Jahren in beiden Einrichtungen zur Rettung und Wiederherstellung der 
Bestände geleistet wurde, ist bekannt und soll an dieser Stelle nicht weiter erörtert werden. 

Hier geht es vielmehr um die Erkenntnisse, die für Archive, für die Archivlandschaft 
und für Kultureinrichtungen insgesamt aus diesen Ereignissen zu ziehen waren. Mit einem 
Schlag wurde uns bewusst, dass wir auf Katastrophen jeglicher Art entweder gar nicht oder 
nur unzureichend vorbereitet sind und diese Lücke dringend geschlossen werden muss. 

Lehren aus den Schadensfällen
In den letzten Jahren hat sich vieles getan. Dies trug bereits dazu bei, dass die Folgen der 
Flutkatastrophe 2021 für die Archive weniger gravierend waren als zunächst befürchtet. 
Eben weil der Katastropheneinsatz funktionierte, hielten sich die Überlieferungsverluste in 
vergleichsweise engen Grenzen. 

Nun steht aber angesichts der Erfahrungen der vergangenen Jahre zu befürchten, dass nach 
der Katastrophe auch wieder vor der Katastrophe ist. Wenn auch nicht unbedingt an Erft und 
Ahr, so ist doch davon auszugehen, dass sich die Ereignisse des 14. Juli 2021 in ähnlicher 
Form irgendwo in Deutschland wiederholen werden. Und das nicht einmal zwingend in 
engen Bach- oder Flusstälern, sondern an Orten, an denen niemand damit gerechnet hätte. 
Wer hätte vor 2002 daran gedacht, dass eine – namentlich kaum bekannte – Weißeritz so 
anschwellen könnte, dass sie die gesamte Innenstadt Dresdens unter Wasser setzen würde? 
Andere Bäche und Flüsse in Sachsen sorgten damals für ähnliche Verheerungen. Oder blicken 
wir auf Münster im Sommer 2014. Tagelanger Starkregen ließ hier, im flachen Münsterland, 
Bäche über die Ufer steigen, Gräben über- und Keller volllaufen und verwandelte Teile des 
Stadtgebiets in eine Seenfläche. Archive blieben bei beiden Ereignissen glücklicherweise 
weitgehend verschont. Aber das verstärkte Auftreten extremer Wetterphänomene zeigt, 
dass man mit Naturkatastrophen dieser Art nahezu überall und zu jeder Zeit rechnen muss. 
Das gilt auch für Brände – eine Gefahr, von der wir im Rheinland bisher glücklicherweise 
weitgehend verschont geblieben sind. Anders sieht das im Nordosten Deutschlands aus. 
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Wir alle erinnern uns an die großflächigen Waldbrände in Brandenburg, im unmittelbaren 
Umland von Berlin, die über Tage auf Ortschaften überzugreifen drohten.

Wenn also solche Katastrophenszenarien nach Einschätzung von Experten zunehmen, 
stellt sich für uns die Frage: Wie gehen Archive mit den Gefahren und Auswirkungen solcher 
Naturkatastrophen um? Anders formuliert: Wie können wir diesen Katastrophen begegnen, 
und wie können wir ihre Auswirkungen minimieren?

Dabei sind drei Maßnahmenebenen zu unterscheiden: 
1.	 die Prävention, 
2.	 der konkrete Notfalleinsatz und 
3.	 die Nachsorge.

Maßnahmenebene Prävention
Prävention bedeutet, Maßnahmen zu ergreifen, die das Risiko eines Schadenseintritts durch 
das schädigende Ereignis minimieren. Dabei sollte man bei allen Planungen stets daran 
denken: Vorsorge ist besser als Nachsorge!

Zunächst bedarf es einer realistischen Einschätzung der Gefährdungslage des Archiv
standorts oder des für Archivzwecke vorgesehenen Gebäudes. Offensichtlich sind Kellerräume 
in einem Überschwemmungsgebiet als Magazinräume ungeeignet. Aber nicht immer sind 
mögliche Gefahrenquellen auf den ersten Blick erkennbar. So manches rheinische Archiv 
und nicht wenige Altregistraturen schienen bis zu den Unwetterereignissen des vergangenen 
Jahres überschwemmungssicher.

Darüber hinaus sind geeignete Vorkehrungen zum Brand- und Wasserschutz erforderlich. 
Brandmelder gehören längst zum Standard, weitaus seltener jedoch kommen Sensoren für 
Wasser zum Einsatz. Auch wasserdichte Türen können Schaden abwenden.

Kann ein stabiles Raumklima – Temperaturen und Luftfeuchte – in Magazinen nicht 
gewährleistet werden, sollte zumindest für besonders sensible Bestände eine Klimatisierung 
in Betracht gezogen werden.

Die fachgerechte Verpackung von Archivgut in säurefreien Mappen und Archivschachteln 
schützt die Unterlagen bei der Lagerung und kann im Katastrophenfall erheblich zur Mini
mierung von Schäden beitragen. 

Zu den grundsätzlichen Vorkehrungen gehört auch, dass in einem Archiv Ordnung 
herrschen sollte: Klare Strukturen sowie die Vermeidung von Bewertungs- und Verzeich
nungsrückständen erleichtern Schadensbilanz und Neuanfang.

Auch Sauberkeit in Magazinräumen ist kein Selbstzweck. Schmutz und Staub erschweren 
die Reinigung von geschädigtem Archivgut. Außerdem ziehen sie Schädlinge an, weshalb 
regelmäßige Reinigungen Teil einer wirkungsvollen Schädlingsprävention sind. 

Dies alles sind Punkte und Maßnahmen, die in jedem Archiv umgesetzt werden sollten. 
Die Grenze zwischen sachgerechter Lagerung, Bestandserhaltung und Katastrophenvorsorge 
ist hier fließend. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle eine persönliche Bemerkung. Ich bin keine Archivarin, 
aber in meinem früheren beruflichen Leben war ich lange auch für ein Archiv zuständig. 
Daher erahne ich, was vielen dabei durch den Kopf gehen mag: Jede/r von Ihnen ist in der 
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Lage, ein vorbildliches Archiv zu konzipieren. Im Alltag jedoch verwalten Sie allzu oft einen 
Mangel – an geeigneten Räumlichkeiten, an Ausstattung, Personal und Zeit. Das ist so und 
wird nach Lage der Dinge so bleiben, und weil dem so ist, können Sie nur das Beste daraus 
machen. Und das ist schon sehr, sehr viel.

Hinzu kommen Maßnahmen, die ausschließlich der Notfallprävention dienen, von denen 
viele eine institutionenübergreifende Zusammenarbeit erfordern: 

	▪ Vielerorts wurden bereits Notfallverbünde gebildet, an denen neben Archiven auch 
andere Kultureinrichtungen wie Bibliotheken und Museen beteiligt sind. Unverzichtbar 
ist bei diesen Netzwerken die Einbeziehung der Verwaltung und von Einrichtungen, die 
über die im Notfall erforderliche Hilfsinfrastruktur verfügen. Ohne die Unterstützung 
von Feuerwehr und Technischem Hilfswerk wären 2021 die Rettungsaktionen nicht 
so erfolgreich gewesen. Mit der Bildung eines Notfallverbundes ist allerdings nur der 
erste Schritt getan; er muss im Weiteren auch mit Leben gefüllt werden. So bedarf es 
der Ausarbeitung von Notfallplänen, die festlegen, wer was macht. Dementsprechend 
ist das Fachpersonal zu schulen. Dazu wiederum braucht es Fortbildungen; die 
vielleicht wichtigsten sind Notfallübungen, wie sie auch die Archivberatungen der 
Landschaftsverbände anbieten. Sie tragen zugleich zur Vernetzung aller Akteure im 
Notfallverbund bei: Kultureinrichtungen, Verwaltung und Anbieter des erforderlichen 
schweren Geräts wie Zugmaschinen, Pumpen und Räumfahrzeugen. Ziel muss die 
Schaffung und der Ausbau einer Einsatzinfrastruktur sein.

	▪ Von der Archivberatung des LVR wurde das Rheinland in den vergangenen 
Jahren flächendeckend mit Notfallboxen ausgestattet. Diese sind eher für kleinere 
Schadensfälle als für große Katastrophen konzipiert, erwiesen sich jedoch bei den 
ersten Hilfsmaßnahmen 2021 als unverzichtbare Grundausstattung.

	▪ Für Havarien ganzer Archive reichen diese Notfallboxen freilich nicht aus. Hier 
bedarf es größerer Investitionen, und hier konkurrieren oder ergänzen sich zwei 
Modelle: Notfallanhänger und Notfallcontainer. Als Soforthilfemaßnahme hat 
der Bund 2021 Gelder bereitgestellt, die unter anderem zur Anschaffung von 
Notfallcontainern genutzt werden sollen. Der entsprechende Bedarf wurde von den 
Landschaftsverbänden angemeldet und es ist zu erwarten, dass im Laufe des Jahres 
2023 neben dem Kölner zwei weitere Notfallcontainer im Rheinland zur Verfügung 
stehen werden.

	▪ Das Idealarchiv, in dem all diese Anforderungen erfüllt und sämtliche Punkte umge-
setzt sind, wäre für fast alle Katastrophen gut gewappnet. Doch seien wir realistisch: 
Bis zur Schaffung einer flächendeckenden Einsatzinfrastruktur für Katastrophenfälle 
ist es noch ein weiter Weg.

Maßnahmenebene Katastrophenfall
Im Katastrophenfall selbst müssen die hierfür entwickelten Pläne und Konzepte umge-
setzt werden. Bei den Rettungsmaßnahmen gilt es, keine Zeit zu verlieren! Es ist schnelles 
Handeln geboten und unerlässlich, dass alle Akteure wissen, was in dieser Situation zu 
tun ist. Bei großflächigen Katastrophen wie dem Hochwasser 2021 braucht es zusätzlich 
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eine Koordinierung der Notfalleinsätze, eine gemeinsame Anlaufstelle, bei der alle Stränge 
zusammenlaufen. Diese Aufgabe – im Bereich der nichtstaatlichen Archive – liegt in den 
beiden Landesteilen Nordrhein-Westfalens bei den jeweiligen Archivberatungen. Hier stehen 
wir mithin als Landschaftsverband Rheinland in der Pflicht. Und bei den Kolleginnen und 
Kollegen in Westfalen-Lippe ist es ebenso.

Nicht minder wichtig ist in der akuten Notsituation ein möglichst unbürokratisches 
Vorgehen. So war es im Juli 2021 nur eine Frage von Stunden, bis bereitgestellte Gelder aus der 
Landesinitiative Substanzerhalt für kurzfristige Hilfsmaßnahmen umgeleitet werden konnten. 

Im Ernstfall bedarf es der Kooperation betroffener und nicht betroffener Einrichtungen. 
Ob betroffen oder nicht – alle an einem Notfallverbund Beteiligten sollten sich so einbringen, 
als gehe es um ihre eigene Einrichtung – denn oft ist es nur Zufall, also Glück oder Pech, 
ob man selbst unmittelbar betroffen ist oder nicht. 

Je besser die einzelnen Beteiligten mit den erforderlichen Abläufen bereits im Vorfeld 
vertraut sind, desto reibungsloser lassen sie sich im Ernstfall umsetzen. Beginnend mit der 
Einsatzplanung sind die entscheidenden Schritte: 

a) der Einsatz vor Ort zur Sicherung, Bergung und ersten Versorgung der Bestände,
b) der Abtransport der geborgenen Unterlagen in Asylarchive oder bei Wasserschäden in

 Kühlhäuser zum Einfrieren vor der Gefriertrocknung.

Maßnahmenebene Notfallnachsorge
Auf den Notfalleinsatz folgt die Notfallnachsorge. Ist der Erfolg in der akuten Notsituation 
vor allem eine Frage des Personaleinsatzes und der Reaktionszeit, so gibt in der Nachsorge 
das Geld den Ausschlag. 

Hier hat sich nach dem Einsturz des Historischen Archivs der Stadt Köln gezeigt, dass die 
Wiederherstellung benutzbarer Archivbestände ein langer und kostspieliger Prozess ist. Dies 
zeichnet sich gleichermaßen bei der Nachsorge der jüngsten Katastrophe des Jahres 2021 
ab. Jede einzelne der wichtigsten Maßnahmen ist nicht nur langwierig, sondern auch teuer:

	▪ die eben schon angesprochene Gefriertrocknung,
	▪ konservatorische Behandlung und im Bedarfsfall Restaurierung,
	▪ Neuverpackung,
	▪ Neuverzeichnung,
	▪ Wiederherstellung oder Neueinrichtung von Magazinräumen.

Die hierfür erforderlichen Mittel wurden im Rahmen von Sonderhilfsprogrammen inner-
halb weniger Monate zur Verfügung gestellt. Wir können aber nicht davon ausgehen, 
dass die öffentliche Hand in jedem Fall die Kosten übernimmt. Für einen Rohrbruch im 
Archivmagazin etwa muss jede Einrichtung selbst gewappnet sein. 

Zusammenfassung
In den vier Bereichen Bestandserhaltung, Notfallplanung, Notfallprävention und Notfall
bewältigung sind in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte gemacht worden. Dies ist 
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nicht zuletzt dem traurigen Umstand zu verdanken, dass Katastrophen und große Schadens
ereignisse häufiger geworden sind und Archivgut infolge sich verändernder klimatischer 
Bedingungen in seinem Bestand stärker gefährdet ist, als dies in der Vergangenheit der Fall 
war. 

Dennoch besteht weiterhin Handlungsbedarf:
	▪ Im Bereich der Vorsorge braucht es eine nachhaltige und flächendeckende Infrastruktur 

zur Bewältigung von Notfällen aus Notfallverbünden und technischer Ausstattung 
mit Notfallboxen und -containern.

	▪ Im konkreten Notfall müssen alle benötigten Kräfte reibungslos abrufbar sein.
	▪ In der Nachsorge beobachten wir lange und aufwendige Entscheidungsprozesse zur 

Verteilung der bereitgestellten Mittel. Hier können gerade die jüngsten Erfahrungen 
dazu beitragen, gemeinsam zielorientierte Verfahren zu entwickeln. 

Dieser Archivtag steht unter der Überschrift „Krisen- und Katastrophenmanagement“. Die 
hier eingangs skizzierten Problemfelder sind Ihnen geläufig, und doch ahne ich, dass sich in 
Ihrem Alltag viele andere Themen in den Vordergrund drängen. Dies ist allzu verständlich, 
denn die Gefahr von Katastrophen ist glücklicherweise nicht allgegenwärtig.

Es besteht kein Grund Alarm zu schlagen, wohl aber möchte ich Sie sensibilisieren für ein 
Handlungsfeld, das es verdient, feste Aufgabe aller Archive und Archiveinrichtungen zu sein.

Auch will ich Sie ausdrücklich ermuntern, die Relevanz des Themas auch immer wieder 
Ihren Trägern deutlich zu machen. Denn der Schutz des kulturellen Erbes geht uns alle an. 

Auf die Unterstützung durch den LVR und das LVR-Archiv- und Fortbildungszentrums 
können Sie dabei zählen! Und ich bin sehr dankbar, auch die Landesregierung an unserer 
Seite zu wissen.
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Sektion 1: Pandemie und Krieg

Wolfgang Schaffer

Die erste Sektion steht unter dem Thema „Pandemie und Krieg: Unerwartete Herausforderungen 
für Archive und Kulturgutschutz“. Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Kontext dem 
Wort „unerwartet“ zu, denn dieses passt sicherlich sowohl zu der gut dreijährigen COVID-
Pandemie wie auch zu dem bald ein Jahr andauernden Krieg Russlands gegen die Ukraine. Auf 
beide Szenarien war man nicht vorbereitet, beide hatten gravierende Verluste, Bedrohungen 
und Einschränkungen im Gefolge ‒ aber welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die 
Zukunft? Wie hat man sich in der Ukraine, im Kontext drohenden Kulturgutverlusts, neu 
aufgestellt, wie sind Archive in Corona-Zeiten mit der Situation umgegangen und haben 
ggf. neue Strategien der Öffentlichkeitsarbeit und der Aufgabenerledigung gefunden? Sind 
diese zukunftsfähig und eröffnen Wege neuer inhaltlicher Vermittlung?

Diesen hier angedeuteten Aspekten werden sich die drei Vorträge der Sektion widmen. 
Am Anfang steht Anna Furman vom ukrainischen „Babyn Yar Holocaust Memorial Center“ 
mit einem aktuellen Bericht über die Situation des Kulturgutschutzes in der Ukraine. 
Beim „Babyn Yar Holocaust Memorial Center“ handelt es sich um eine 2016 gegründete 
gemeinnützige Organisation mit dem Ziel, das Gedenken an den 1941 in der Nähe von 
Kiew von den deutschen Besatzern verübten Massenmord an der jüdischen Bevölkerung auf-
rechtzuerhalten und zugleich das Studium des Holocaust zu ermöglichen. Zu dem Zentrum 
gehören ein Museum, eine Bibliothek, ein Archiv, Forschungsinstitute sowie eine intensive 
Öffentlichkeitsarbeit. Dieses Gesamtprodukt, insbesondere das Museum, befand sich am 
Beginn einer umfassenden Neukonzeptionierung, als der russische Angriff auf das Land 
jede weitere Entwicklung bis auf Weiteres zunichtemachte. Bereits Anfang März 2022 
beschossen russische Truppen das Memorial Center, fünf Zivilisten wurden getötet. Der Krieg 
führte für diese Einrichtung zu einer Umstellung ihrer Projekte, um alle Ressourcen und 
Bemühungen auf die humanitäre Hilfe für die Bevölkerung und die Kulturschaffenden in den 
Krisengebieten konzentrieren zu können. Dies umfasste gezielte Programme zur humanitären 
Hilfe für ältere und auch behinderte Menschen sowie Mütter mit Kindern, Hilfe bei der 
Evakuierung und Unterstützung von Kulturschaffenden sowie den Schutz des kulturellen 
Erbes. Durch Rückgriff auf eigene Mittel sowie Spenden konnte hier Erhebliches geleistet 
werden. Hinzu kommt die Unterstützung bei der Dokumentation russischer Kriegsverbrechen 
in der Ukraine, darunter auch die aktive und systematische Plünderung und Zerstörung 
historischer und kultureller Denkmäler durch die russischen Besatzer. Letztendlich geht es 
ihnen darum, auch durch die Zerstörung des kulturellen Erbes der Ukraine ihre nationale 
Identität zu nehmen. Das Widerstandspotential in der ukrainischen Gesellschaft gegen einen 
solchen Existenzverlust ist aber beträchtlich.
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Der nächste Beitrag betritt den Raum der Archive. Franziska Blum-Gabelmann beschreibt 
unter dem Titel „Aktive Überlieferungsbildung zur Corona-Pandemie“ die Maßnahmen, 
die in Bad Kreuznach beim Haus der Stadtgeschichte/Stadtarchiv unternommen wurden, 
um auch unter deutlich eingeschränkten Bedingungen seinen Aufgaben nachkommen zu 
können. Die Corona-Pandemie hat im öffentlichen und privaten Leben zu zeitweise extre-
men Einschränkungen geführt, Verwaltungen wurden auf Minimalbetrieb umgestellt, kul-
turelle Einrichtungen zeitweise geschlossen. Opfer dieser Situation wurde auch das Haus der 
Stadtgeschichte/Stadtarchiv in Bad Kreuznach. Die durch die Pandemie verursachte deutliche 
Einschränkung der üblichen Aktivitäten dieser Einrichtung gebar die Idee, durch das Anlegen 
einer Corona-Sammlung in der Nachwelt die Erinnerung wachzuhalten, wie sich die Pandemie 
im städtischen Leben auf breiter Ebene niederschlug bzw. wahrgenommen wurde. Zugleich 
galt dies als Chance, den Kontakt mit der Bevölkerung aufrechtzuerhalten, neue Zielgruppen 
anzusprechen und zeitgemäße Formate für die historische Überlieferung der Stadtgeschichte 
zu entwickeln und zu erproben. Als Ergebnis wurden vier konkrete Formate entwickelt: Ein 
Corona-Koffer als coronaschutzkonformer Ablageort für Objekte, ein Corona-Tagebuch als 
öffentliches digitales Tagebuch, eine Corona-Mediathek für Zeitzeugen-Interviews sowie eine 
Corona-Fotodokumentation als Beitrag zum digitalen Fotoarchiv. Das Ziel einer aktiven 
Überlieferungsbildung wurde durch die lokalen Medien, aber auch über Social Media und 
gezielte Ansprachen/Aktionen gefördert.

Knut Langewand stellt als zweites Beispiel unter dem Titel „Öffentlichkeit auf Abstand 
‒ Das Kreisarchiv Warendorf während der Corona-Pandemie“ vor, wie sich diese für die 
Kommunen des Kreises als Zentralarchiv fungierende Einrichtung neuaufstellte. Besonders 
die erste Phase der Pandemie war für die Archive eine mehrfache Herausforderung, worun-
ter am schnellsten und am längsten die archivische Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu 
leiden hatte. Das Kreisarchiv Warendorf stellte sich diesen Herausforderungen und zog vor 
allem für seine zukünftige Aufstellung Schlüsse daraus. Als eine besondere Herausforderung 
stellte sich heraus, unter Coronabedingungen dem vorgegebenen Auftrag einer proaktiven 
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit genügen zu müssen. Eine klassische Archivnutzung war 
nun nicht mehr möglich, und auch die interne Kommunikation verlagerte sich zunehmend 
auf Videokonferenzen. Das Archiv machte aus der Not eine Tugend und nutzte freigewor-
dene Kapazitäten nach über 50 Jahren wieder zu einer Beständerevision. Der Kontakt nach 
außen verlagerte sich mit Unterstützung der Pressestelle des Kreises zunehmend auf die Social 
Media, wo das Kreisarchiv eine ständige Präsenz erlangte. Angeboten wurden kurze Videos 
über die Arbeit und die Bestände des Archivs, dann auch Bild-Text-Posts. Als Alternative zu 
den klassischen Archivführungen vor Ort entwickelte sich zudem das Format der digitalen 
Führungen über Video-Konferenzen, ggf. angereichert durch vorgefertigte Digitalisate aus 
gezeigten Objekten. Der Referent plädiert im Übrigen deutlich für die Nutzung sogenannter 
Stakeholder als ein sehr gutes Werkzeug für das gesamte eigene Archivmanagement und verweist 
auf den Multiplikatoren-Effekt einzelner Stakeholder.

Sowohl das ukrainische Beispiel wie auch die beiden Archive machen deutlich, dass unter-
schiedliche Bedrohungsszenarien keineswegs zu einer Art Schockstarre geführt haben, sondern 
durch bewusstes Agieren versucht wurde und wird, sich auf neue Situationen einzustellen und 
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hieraus vielleicht am Ende sogar positive Impulse für die Zukunft nutzbar zu machen. Es ist 
beeindruckend zu sehen, wie auch eine Kultureinrichtung in der Ukraine sich auf eine spezielle 
Weise in den „Widerstand“ gegen den russischen Überfall einbringen kann. Das Reagieren 
der Archive auf die Corona-Einschränkungen, hier beschrieben durch ein Stadt- bzw. ein 
Kreisarchiv, hat letztlich die gesamte Archivlandschaft betroffen, aber gerade für kommunale 
Archive ist es unerlässlich, durch Öffentlichkeitsarbeit und Einbindung der Bürgerschaft ihre 
eigene Existenz ‒ ungeachtet eines Archivgesetzes ‒ zu rechtfertigen und zu festigen. Beide 
Archive haben hier neue Wege gefunden und ausprobiert, und als starke Schnittmenge ragen 
sicherlich digitale Formate und die Wahrnehmung von Social Media heraus. Es wird davon 
auszugehen sein, dass diese sich in Zukunft neben den klassischen analogen Formaten immer 
stärker ausprägen werden.
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Das Holocaust-Gedenkzentrum Babyn Yar und die  
Situation des Kulturgutschutzes in der Ukraine

Anna Furman

Über die Pläne der Gedenkstätte vor dem Krieg
Das Holocaust-Gedenkzentrum Babyn Yar wurde 2016 gegründet. Die Stiftung baute das 
erste moderne Holocaust-Museum in Osteuropa sowie ein Forschungszentrum auf, das 
Museen, Forschungsinstitute, eine Bibliothek, ein Archiv und eine Online-Multimedia-
Plattform vereinen soll.

In den letzten Jahren ist es uns gelungen, umfangreiche akademische Forschungen 
durchzuführen: 

	▪ Wir unterzeichneten Kooperationsabkommen mit dem Bundesarchiv, Yad Vashem, 
dem Staatlichen Archivdienst der Ukraine und dem Archiv für die Geschichte des 
jüdischen Volkes in Jerusalem.

	▪ Wir haben die größte Datenbank der Opfer von Babyn Yar, mit mehr als 28.460 
Namen, zusammengestellt. Unser Forschungsteam hat dabei mehr als 1.300 bislang 
unbekannte Personen ausfindig gemacht. 

	▪ Wir haben zum ersten Mal 2,3 Millionen Archivdokumente aus mehr als zehn 
Institutionen digitalisiert, welche nun im Online-Archiv präsentiert werden. 

	▪ Der bedeutendste Zugangspunkt in Osteuropa für bis zu 60.000 mündliche Zeugen
aussagen wurde eingerichtet. 

	▪ Wir haben eine historisch-pädagogische Plattform, den „Roten Punkt der Erinnerung“, 
eingerichtet. Sie wurde von insgesamt mehr als 300.000 Nutzern besucht.

Auf dem Gelände wurden folgende Objekte eröffnet:
	▪ die symbolische Synagoge „Ein Ort der Besinnung“, 
	▪ „The Crystal Wall of Crying“ von Marina Abramowitsch, 
	▪ die audiovisuelle Installation „Spiegelfeld“, 
	▪ eine Reihe von Installationen „Blick in die Vergangenheit“ und 
	▪ das Denkmal für die Tragödie von Kureniv. 

Geplant war, dass die Gedenkstätte sechs Museen, zehn Installationen, drei akademische 
und wissenschaftliche Räume, vier religiöse Räume und ein Informationszentrum in der 
Metro vereinen würde. 

Wir haben sechs Jahre lang daran gearbeitet, einen Gedenkkomplex von Weltrang zu 
errichten. Wir haben mit führenden ukrainischen und internationalen Historikern und 
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Künstlern zusammengearbeitet und die umfangreichste Sammlung jüdischer Werte in der 
Ukraine des 19. und 20. Jahrhunderts angelegt. Für das Frühjahr 2022 war die Eröffnung 
des ersten Museums auf dem Gebiet des Trakts Kurgan geplant.

Babyn Yar unter Raketenbeschuss
Die umfassende russische Aggression gegen die Ukraine hat diese Pläne jedoch verändert. 

Am 1. März verurteilte das Memorial Center die Aggression gegen die Ukraine und 
Putins Äußerungen zum Holocaust aufs Schärfste und versprach, Informationen über von 
russischen Truppen begangene Kriegsverbrechen zu dokumentieren und dem Internationalen 
Gerichtshof in Den Haag vorzulegen. 

Am selben Tag feuerten russische Truppen drei Raketen auf Babyn Yar ab und beschä-
digten das Gebäude, in dem das Holocaust-Museum eröffnet werden sollte. Infolge des 
Beschusses wurden fünf Zivilisten getötet. Der Raketenangriff der russischen Truppen auf 
Babyn Jar ist ein in der modernen Welt beispielloser Akt des Zynismus. Jüdische Verbände 
und Organisationen in aller Welt waren schockiert über den Angriff auf Babyn Jar und 
verurteilten lautstark Putins Vorgehen. In einer Zeit, in der die Integrität der unabhängigen 
Ukraine bedroht ist und russische Truppen einen Völkermord an Ukrainern begehen, war 
es für uns als Holocaust-Gedenkstätte unerlässlich, unsere Solidarität mit dem ukrainischen 
Volk zu bekunden und den Fortbestand einer demokratischen Ukraine zu unterstützen. Der 
Bau des großen Holocaust-Forschungszentrums und -Museums in Babyn Jar ist nur in einer 
freien und unabhängigen Ukraine möglich.

Umgestaltung der Gedenkstätte während des Krieges
Die Gedenkstätte hat die meisten ihrer Projekte umgestellt, um all ihre Ressourcen und 
Bemühungen auf die humanitäre Hilfe für die Bevölkerung und die Kulturschaffenden in 
den Krisengebieten zu konzentrieren. 

Wir haben drei gezielte Programme gestartet: 
	▪ Humanitäre Hilfe für die Bevölkerung: Wir versorgen Menschen mit Behinderungen, 

ältere Menschen und Mütter mit Kindern mit den notwendigen Produkten, warmen 
Mahlzeiten und Medikamenten. 

	▪ Evakuierung und Unterstützung von Kulturschaffenden: Wir helfen Kulturschaffenden 
bei der Evakuierung und Ansiedlung im Westen der Ukraine, in der Europäischen 
Union und in Israel. Überlebende des Holocaust, „Gerechte“ und ihre Familien 
werden unterstützt. 

	▪ Schutz des kulturellen Erbes: Wir kümmern uns um die Evakuierung und Lagerung 
von Archiven und Kunstsammlungen. Wir exportieren herausragende Persönlichkeiten 
der ukrainischen Kultur, die sich in Krisengebieten befinden. Außerdem kümmern 
wir uns gemeinsam mit der zuständigen Abteilung der Kiewer Stadtverwaltung um 
den Erhalt der städtischen Denkmäler. 

Unsere Stiftung hat bereits einzigartige Schutzstrukturen entwickelt, um das Überleben dieser 
wichtigen Einrichtungen zu sichern. In erster Linie sorgen wir für den Schutz des Denkmals 
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von Bohdan Chmelnyzky und des weltweit anerkannten Denkmals des Magdeburger Gesetzes. 
Neben der Ausweitung unserer humanitären Hilfe haben wir ein Projekt zur Spenden
sammlung ins Leben gerufen, an dem sich jeder in der Ukraine und im Ausland über eine 
Website beteiligen kann. 

Durch die gemeinsamen Anstrengungen unseres Fonds und dank der Spenden in den 
ersten zwei Monaten konnten wir Folgendes realisieren:

	▪ etwa 3.000 Lebensmittelpakete für Mütter mit Kleinkindern, Menschen mit Behin
derungen, ältere Menschen, einschließlich Holocaust-Überlebende; 

	▪ Bereitstellung von 7.500 Portionen warmen Mittagessens für Patienten und Ärzte 
des Instituts für Chirurgie und Transplantologie „O. Schalimow“ und des Klinischen 
Hauptkrankenhauses; 

	▪ Lieferung von 1.700 Paketen mit Fast Food an Notunterkünfte in U-Bahn-Stationen; 
	▪ Unterstützung von fast 4.000 Menschen. 

Das Team sammelt und veröffentlicht außerdem russische Kriegsverbrechen in der Ukraine. 
Hierzu hat es das Projekt Gathering Evidence, in Zusammenarbeit mit der französischen 
Organisation Yahad-In Unum, zur Untersuchung russischer Kriegsverbrechen ins Leben geru-
fen. Yahad-In Unum erforscht seit 2002 den Holocaust in Osteuropa. In dieser Zeit haben die 
Forscher mehr als 3.000 Mordstätten an Juden und Roma identifiziert. Aktuell dokumentiert 
Pater Patrick Debois, Präsident von Yahad-In Unum, die Verbrechen Russlands in der Ukraine. 
Unser Ziel ist es, dem Internationalen Strafgerichtshof und den Staatsanwaltschaften führender 
europäischer Länder, die Ermittlungen eingeleitet und Russland für die begangenen Verbrechen 
zur Rechenschaft ziehen werden, Beweise vorzulegen. Das von nichtstaatlichen und unab-
hängigen Organisationen gesammelte Beweismaterial ist für den Internationalen Gerichtshof 
von größter Bedeutung. Die Gedenkstätte setzt jedoch ihre Forschungen zur Geschichte des 
Holocausts, einem der größten Völkermorde in der Geschichte der Menschheit, fort.

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine verursacht täglich viele Zerstörungen und 
Tragödien. Viele Ukrainer haben ihre Häuser, ihr Einkommen und ihre gewohnte Lebensweise 
verloren. Den größten Verlust stellt jedoch der Tod von Zivilisten dar, deren einziger Fehler es 
war, dass sie Ukrainer waren. Sie wurden von den russischen Besatzern vorsätzlich erschossen, 
gefoltert, verbrannt, vergewaltigt und ausgehungert. 

Die Namen der unschuldigen Opfer müssen für immer im Gedächtnis der Ukrainer 
und der Welt bleiben. 

Das Projekt Closed Eyes hat sich zum Ziel gesetzt, das vollständige Martyrologium der Opfer 
des russisch-ukrainischen Krieges unter der Zivilbevölkerung zu sammeln, die Erinnerung 
an sie zu bewahren und die Welt über die tragischen Verluste zu informieren. Wir teilen 
den Schmerz und sprechen all jenen unser tiefstes Beileid aus, die durch die Verbrechen 
der russischen Armee Angehörige verloren haben. Wir glauben, dass die Erinnerung an 
jeden von ihnen weiterleben sollte. Wir müssen es bewahren, aber leider haben wir einige 
Informationslücken. Unser Team besteht aus Wissenschaftlern, Kulturschaffenden und 
Vertretern verschiedener Fachrichtungen. Wir sind alle Bürger der Ukraine und fühlen uns 
den Verstorbenen gegenüber moralisch verpflichtet.
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Zum Zustand der kulturellen Einrichtungen in der Ukraine während des Krieges
Die Besatzer plündern und zerstören aktiv historische und kulturelle Denkmäler in der 
gesamten Ukraine. 

Bis zum 14. Mai 2022 hat das Ministerium für Kultur und Informationspolitik 339 
Fälle von russischen Kriegsverbrechen gegen das kulturelle Erbe in der Ukraine nach dem 
24. Februar dokumentiert. Es handelt sich hauptsächlich um den Osten und Süden des 
Landes. Infolge des russischen Beschusses wurden sechs Kulturdenkmäler zerstört, 25 schwer 
beschädigt, die übrigen mittelschwer oder leicht. Beschädigt wurden historische Gebäude – 
Bauten aus der zweiten Hälfte des 19. bis Anfang des 20. Jahrhunderts sowie ein Dutzend 
Gedenkstelen und Skulpturen. Etwa 27 Museen und historische und architektonische 
Reservate, ebenso wie 38 Theater und Kulturhäuser wurden beschädigt. Da auch größere 
Denkmäler in der Ukraine bedroht sind, beteiligt die Ukraine die UNESCO aktiv an 
der Umsetzung des Haager Abkommens über den Schutz von Denkmälern in der Zone 
weltweiter Konflikte. 

Im ganzen Land ergreifen die Ukrainer durch private, öffentliche und staatliche Initiativen 
vorbeugende Maßnahmen zum Schutz historischer und kultureller Denkmäler: 

	▪ Skulpturen und architektonische Objekte werden mit feuerfesten Materialien umhüllt. 
	▪ Schutzschirme werden installiert, um Glasmalereien und die Fassaden wichtiger 

religiöser Gebäude zu schützen. 
	▪ Teile der architektonischen Objekte, die verlagert werden sollen, werden demontiert. 

Angesichts der erheblichen Zerstörung von Kultur- und Baudenkmälern durch Feindseligkeiten 
sind die neuesten Technologien auch im Umgang mit dem kulturellen Erbe wichtig. Mit der 
Laserscanning-Technologie werden beispielsweise virtuelle Modelle von architektonischen 
Strukturen, Elementen, Museumssammlungen und vielem mehr erstellt. Mit dieser Methode 
werden exakte digitale Kopien von Objekten oder Fragmenten erstellt, die für Design und 
Visualisierung verwendet werden können. Von den ältesten Kirchen in Lemberg und der 
Olga-Elisabeth-Kirche im Lozynsky-Palast wurden bereits Vermessungen durchgeführt; in 
der Kirche von Klarisok laufen Arbeiten, und die Digitalisierung des Potocki-Palastes und 
des Schlosses Lutsk ist geplant. 

Das gesamte Ausmaß der Schäden an kulturellen und historischen Stätten lässt sich derzeit 
nur schwer abschätzen. Viele Objekte stehen noch unter Beschuss oder sind von Diebstahl 
bedroht. Wir sind uns bewusst, dass der Aggressor versucht, die Ukraine physisch zu zerstören 
und das materielle und geistige Erbe zu vernichten, dass die Ukrainer als Nation auszeichnet. 
Abschließend sei angemerkt, dass der Krieg in der Ukraine nicht nur die Ukraine und nicht 
nur Europa betrifft. Er gilt für die ganze Welt. Dies ist das Schlachtfeld, auf dem jetzt der 
Kampf der gesamten zivilisierten Welt stattfindet, um die Rückkehr menschenfeindlicher 
Theorien zu verhindern. Ja, die Ukraine hat die Verantwortung auf sich genommen, zum 
Protagonisten von Putins Aggression zu werden, indem sie einen Schlag von Gewalt, Leid 
und Zerstörung in Kauf genommen hat. Doch um den Weltkrieg vollständig zu beenden, 
muss sich die Welt, wie einst gegen den Nationalsozialismus, nun gegen die russische 
Aggression zusammenschließen. 
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Aktive Überlieferungsbildung zur Corona-Pandemie. 
Die „Corona-Sammlung“ im Haus der Stadtgeschichte/ 

Stadtarchiv Bad Kreuznach

Franziska Blum-Gabelmann

Am 17. März 2020 wurde das Haus der Stadtgeschichte/Stadtarchiv Bad Kreuznach in einem 
Rundschreiben darüber informiert, dass die Stadtverwaltung auf Minimalbetrieb umstellt 
und aufgrund der Verbreitung des Corona-Virus ab dem 23. März 2020 bis zum 14. April 
2020 geschlossen werden soll.

Erst wenige Tage zuvor hatte das Stadtarchiv der fast 52.000 Einwohner zählenden Kurstadt 
die Türen für Sponsoren und geladene Gäste geöffnet, um sich nach längerer Schließung 
der Bevölkerung in neuen Räumen und mit ambitionierten Ideen vorzustellen. Während 
das Corona-Virus eine große Dynamik entwickelte, war der Start des Archivs an seinem 
neuen Standort im Stadtgebiet ins Stocken geraten. Quasi über Nacht wurden alle Pläne des 
Hauses über den Haufen geworfen, sich als Dokumentations- und Informationsinstitution 
im Alltags- und Kulturgeschehen der Stadt wieder und neu zu positionieren.

Bei der Corona-Krise handelte es sich, was sich spätestens zu diesem Zeitpunkt abzeichnete, 
um ein epochales weltumspannendes Ereignis, das vor Bad Kreuznach nicht Halt machte. 
Diese Feststellung legte einen Vergleich zu anderen historisch bedeutsamen Geschehnissen 
nahe und führte letztlich zu der Idee, eine Corona-Sammlung mit dem Ziel anzulegen, 
zukünftigen Generationen als Informationsquelle zu dienen, um das Pandemiegeschehen 
vor Ort in all seinen Facetten nachvollziehen zu können.

Für den Aufbau der geplanten Corona-Sammlung war es wichtig und notwendig, die 
Bevölkerung für das Vorhaben zu gewinnen. Sie sollte durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
für die Idee sensibilisiert und aktiv als Bestandsbildner beim Aufbau der Sammlung ein-
gebunden werden. Dazu war es notwendig zu vermitteln, dass die Corona-Sammlung 
Teil der bürgerschaftlichen Überlieferung sein und eine wesentliche Ergänzung zur 
Verwaltungsüberlieferung darstellen würde.

Der Aufbau der Corona Sammlung sollte auch dazu genutzt werden, den Kontakt zur 
Bevölkerung während der Corona-Krise nicht zu verlieren, neue Zielgruppen anzuspre-
chen bzw. für das Stadtarchiv zu gewinnen sowie zeitgemäße Formate für die historische 
Überlieferung der Stadtgeschichte zu entwickeln und zu erproben. Vor diesem Hintergrund 
und unter Berücksichtigung der Ein- und Beschränkungen durch die krisenbedingten 
Auflagen wurde ein Konzept mit definierten Formaten entwickelt. Im Verlauf der Corona-
Krise wurden zusätzlich Miniformate entwickelt, um interessante Aspekte vertieft zu doku-
mentieren, da der Umgang mit der Pandemie nicht statisch verlief, sondern zum Teil gravie-
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renden Veränderungen unterworfen war, die Auswirkungen auf die Alltags- und Lebenswelt 
der Menschen nach sich zogen.
Bei den Formaten handelte es sich um:

	▪ den Corona-Koffer, einem coronaschutzkonformen Ablageort für Objekte,
	▪ das Corona-Tagebuch, ein öffentliches, städtisches, digitales Tagebuch,
	▪ die Corona-Mediathek, in der Corona-Gespräche (Zeitzeugen-Interviews) gesammelt 

wurden und 
	▪ die Corona-Fotodokumentation, welche einen Beitrag zum digitalen Fotoarchiv leistet.

Um eine aktive Überlieferungsbildung für das Bürgerarchiv zu erreichen, kam der Öffent
lichkeitsarbeit, die überwiegend durch einen Mitarbeiter des Archivs erfolgte, eine wesentliche 
Rolle zu, um der Stadtgesellschaft das Anliegen des Archivs zu vermitteln. Die Öffentlichkeits
arbeit bediente sich verschiedener Wege: Der Werbung bei den lokalen Print-Medien, 
dem Radio (Lokalsender), Social Media (Instagram, Facebook) und durch Aktionen wie 
Briefsendungen, persönliche Ansprache und Akquise, gezielte Ankäufe und die Übernahme 
von Formaten anderer Akteure mit ähnlichen Zielen.

Eine entscheidende Rolle kam der neu gestalteten Homepage des Hauses der Stadtgeschichte 
zu, auf der, unter der Rubrik „Neues “und dem Hinweis „Corona-Sammlung“, aktuelle Infor
mationen zu und über die Corona-Sammlung bereitgestellt und gepflegt wurden.1

Die Formate der Bad Kreuznacher Corona-Sammlung
Der Corona-Koffer
Bei dem Corona-Koffer handelte es sich um einen alten, aus Holz gefertigten Koffer mit 
angenagelten Lederriemen, der geöffnet vor der Eingangstür des Stadtarchivs aufgestellt 
wurde. Er sollte in den Phasen, in denen Kontakte zwischen dem Archivpersonal und 
möglichen Besuchern aufgrund rechtlicher Beschränkungen nicht stattfinden konnten, als 
coronaschutzkonformer Ablageort für Objekte dienen. Interessierte konnten dort Objekte 
wie Plakate, CDs, Zeichnungen, Flyer, Handzettel oder Textiles wie Masken ablegen.

Das Corona-Tagebuch
Das Corona-Tagebuch sollte den Raum bieten, persönliche Beiträge in ein öffentliches, 
städtisches, digitales Tagebuch einzustellen. Damit sollte die individuelle Wahrnehmung 
der Pandemie dokumentiert werden, womit im besten Falle ein geschlechter-, gruppen- und 
altersspezifischer Blick auf das Ereignis gewonnen werden sollte.

Die Beiträge in schriftlicher und digitaler Form wurden von Interessierten, überwiegend 
Bewohnern des Stadtgebietes, an den verantwortlichen Redakteur des Corona-Tagebuches 
gesendet, der die Beiträge auf der Website des Stadtarchivs einstellte. Er übernahm im 
Wesentlichen die Korrespondenz mit den Einsendern, kümmerte sich um die rechtlichen 
Belange und stellte die Beiträge unter den genannten Rubriken ein. Beiträge von Corona-
Leugnern oder solche mit beleidigenden Inhalten wurden nicht eingestellt, jedoch archiviert.

1	 Vgl. https://www.bad-kreuznach.de/politik-und-verwaltung/haus-der-stadtgeschichte-und-stadt-
archiv/ (23.08.2022).
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Die tagesaktuellen Beiträge wurden in DIN-A3 Format ausgedruckt und vor dem Haus 
der Stadtgeschichte auf einer Infotafel zum Lesen ausgehängt.

Übersandte digitale Beiträge wie Lieder, Fastnachtspredigten oder kleine Videos wurden, 
je nach Wunsch des Absenders, in das Tagebuch eingestellt oder aber separat gespeichert; es 
wurde berücksichtigt, ob die Einsender ihre Namen veröffentlich sehen wollten oder nicht.

Die Corona-Mediathek
Für die Corona-Mediathek wurden standardisierte Zeitzeugen-Interviews zur Pandemie erstellt 
und mit der Website des Stadtarchivs verknüpft. Die Intention war, dass möglichst viele, 
ganz unterschiedliche Stimmen aus der Bevölkerung zur Corona-Krise zu Wort kommen 
sollten. Das Stadtarchiv suchte sich für die Durchführung der Hörbeiträge mit Betroffenen 
der Corona-Pandemie Unterstützung, die es in Gässjer FM fand.2 Die Interviews wurden in 
einem barrierefreien Büro mit geeigneter technischer Ausstattung geführt. Der Fragenkatalog 
war auf der Homepage des Hauses der Stadtgeschichte unter „Corona-Gespräche“ einsehbar 
und konnte vorab zugeschickt werden, damit sich die Interviewpartner auf das Gespräch 
vorbereiten konnten. Die Interviews mit Betroffenen der Corona-Pandemie konnten in der 
Mediathek des Hauses der Stadtgeschichte unter stadtgeschichte.online sowie als Podcast auf 
Spotify, Apple Podcast und per Feedabo in diversen Podcast-Apps abgerufen werden. Nach 
einigen Interviews wurde den Interviewten am Ende des Gesprächs die Möglichkeit geboten, 
noch einen Kommentar zur Corona-Krise abzugeben. Die Gespräche zur Corona-Krise sollten 
das Film- und Hörarchiv des Stadtarchivs ergänzen.

Die Corona-Fotodokumentation
Ein wesentlicher Aspekt der Corona-Sammlung war die Fotodokumentation. Diese 
erfolgte gezielt im öffentlichen und halböffentlichen Raum durch städtische Mitarbeiter, 
Schülerpraktikanten und ehemalige ehrenamtliche Stadtfotografen. Weiterhin wurde die 
Dokumentation gespeist durch Zusendungen aus der Bürgerschaft und als Miniformat 
durch die Auftragsvergabe an einen ortsansässigen Fotografenmeister. Dieser erhielt nach 
einer öffentlichen Angebotseinholung den Auftrag, ein Maskenshooting durchzuführen und 
Betriebe und ihre Besitzer an ihrem Arbeitsplatz zu dokumentieren. 

Ein weiteres Miniformat war eine Schaufensterausstellung, die auf Zeitzeugeninterviews 
basierte, die durch die „Corona-Reporter“, Teilnehmer des Projekts „Jugendreporter“, durch-
geführt worden waren. Wegen der Zunahme an Verschwörungstheorien, Stichwort Fake News, 
und der Bagatellisierung der Covid-19 Pandemie wurden die für die Ausstellung grafisch 
aufbereiteten Interviews vom Archiv übernommen.3

2	 Vgl. https://kreuznachgehoert.de/ (23.08.2022).
3	 Vgl. https://www.bad-kreuznach.de/politik-und-verwaltung/haus-der-stadtgeschichte-und-stadt-

archiv/neues/meldungsarchiv/april-juni-2021/schaufenster-ausstellung-zu-interviews-von-corona-
reportern/ (23.08.2022). Das Projekt „Corona Reporter“ wurde im Rahmen des Programms 
JUGEND STÄRKEN im Quartier durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ), das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) und den 
Europäischen Sozialfonds gefördert. 
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Annahme der Formate
Der Corona-Koffer 
Auf den Corona-Koffer vor der Eingangstür des Stadtarchivs wurde durch einen Presseaufruf, 
einen Beitrag im lokalen Radiosender und auf unserer Website hingewiesen. Die Idee, 
einen coronakonformen Ablageort mit einem Koffer vor dem Archiv anzubieten, wurde 
kaum angenommen und die Aktion im Februar 2021 eingestellt. Andererseits wurden dem 
Archiv auf elektronischem Weg und in digitaler Form unterschiedliche Unterlagen wie 
Corona-Schutzverordnungen, Hygienekonzepte, Flyer, Fotos, Plakate, Hinweisschilder etc. 
zugemailt, womit es möglich war, das Pandemiegeschehen aus privater Sicht wie auch aus 
der Perspektive öffentlicher Einrichtungen wie z. B. der Schulen, der Sparkasse Rhein-Nahe 
oder des Krankenhauses St. Marienwörth nachzuvollziehen, ergänzt durch Materialien Bad 
Kreuznacher Firmen. 

Abb. 1: Förster, Sara: Plakat der Buchhandlung Rottmann.

Der Corona-Koffer wurde durch verstärkte Werbung, aktive Akquise und zielorientierten 
Ankauf ersetzt. Forciert wurde der Ankauf von Zeichnungen lokaler Künstler, die sich mit 
der Pandemie intensiv auseinandersetzten. Darunter waren Arbeiten eines Künstlers, der 
mit aquarellierten Zeichnungen die Auswirkungen der Pandemie in seinem Wohnviertel 
dokumentierte, wobei er auch das widerständige Verhalten etwa der Montagsspaziergänger 
festhielt, die durch die Gassen zogen. 

Das Corona-Tagebuch 
Auf das Corona-Tagebuch wurde durch einen Presseaufruf, einen Beitrag im lokalen Radio
sender und auf unserer Website hingewiesen. Ein Initialbeitrag erfolgte am 17. April 2020 
durch den verantwortlichen Redakteur, der sich bis heute (Stand: 1. August 2022) um 
die Pflege des Formats kümmert. Bis zum 11. Mai 2022 wurden 225 Beiträge von 43 
Autoren (Hausfrauen, Rentner, Selbstständige, Künstler, Schüler, Lehrer, Pfarrer, ehren-
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amtlich Engagierte etc.) verzeichnet. Darunter waren Erlebnisberichte, Kommentare zu 
Ereignissen, Gedichte, Akrostichons, Lieder, Briefe und Postkarten sowie Einsendungen von 
Menschen, die einen Bezug zu Bad Kreuznach haben, aber im Ausland leben – z. B. Spanien, 
Frankreich, Großbritannien oder den USA – und die Situation in ihrer Wahl- oder neuen 
Heimat schildern. Im Verlauf der Corona-Krise kristallisierte sich eine kleine Gruppe von 
Autoren heraus, die nach wie vor, wenn auch in größeren Abständen, das Tagebuch nutzen. 

Die Zusendungen der Beiträge erfolgten mit abfallender Tendenz von 2020 (sehr gut), 
2021 (gut) bis 2022 (mäßig), was der allgemeinen Entwicklung der Corona-Krise geschuldet 
war.

Die Corona-Mediathek 
Auf die Corona Mediathek wurde durch einen Presseaufruf, einen Beitrag im lokalen Radio
sender sowie auf der Website des Archivs selbst hingewiesen. Unterstützt wurde das Projekt 
durch Gässjer FM, die die Interviews durchführten. Bisher entstanden 19 Interviews mit 
Personen unterschiedlichster Berufe, Altersstufen und Lebensverhältnisse – darunter eine 
Familie (Vater, Mutter, Kinder),4 eine Lehrerin, unsere Landrätin,5 unsere Oberbürgermeisterin, 

4	 Vgl. https://stadtgeschichte.online/corona-gesprach-08-erfahrungen-einer-familie/ (23.08.2022).
5	 Vgl. https://stadtgeschichte.online/corona-gesprach-19-erfahrungen-der-landraetin/ (23.08.2022).

Abb. 2: Schwarz, Berthold: Die Montagsspaziergänger 2021.
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Abb. 3: Peil, Marita: Samstag, 20. August 2020 14.00 Uhr.
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eine Krankenschwester, eine Erzieherin, ein Heldentenor,6 ein Arzt, ein Polizist, ein Handwerker 
und ein Gastronom, welche die gesellschaftliche Bandbreite der Stadt widerspiegeln und in 
unterschiedlicher Länge, Betroffenheit und Bereitschaft Einblicke in berufliche oder private 
Bereiche geben. 

Die Zugriffszahl im Hinblick auf die Größe der Stadt war und ist hoch. Nach der Veröffent
lichung eines neuen Podcast erhöhten sich die Zugriffszahlen, wobei je nach Interviewgast 
unterschiedliche Interessensgruppen angesprochen wurden. Die Interviewpartner mit Social-
Media-Präsenzen machten die Interviews ihren Follower zugänglich und sorgten damit für 
eine weitere Verbreitung des Formats. 

Der meistgehörte Beitrag war das Interview mit der Landrätin. Gehört wurden die Podcasts 
zu 59% auf der Website und zu 41% über Podcast-Plattformen und Apps wie Spotify und 
Apple Podcasts. Die Verbreitung erfolgte über diverse Social-Media-Kanäle. 

Das Format war und ist zeit- und kostenintensiv. Finanziert wurde es durch die Stiftung 
„Haus der Stadtgeschichte“, die 2008 gegründet wurde, um das städtische Archiv bei seiner 
Arbeit zu unterstützen.

Die Corona-Fotodokumentation 
Im Kontext der Öffentlichkeitsarbeit wurde zwar immer wieder darauf hingewiesen, dass 
das Stadtarchiv Fotos zur Corona-Krise sammelt, der systematische Aufbau der Corona-
Fotodokumentation erfolgte jedoch durch das Archiv selbst. Zum einen fotografierten 
städtische Mitarbeiter über den kompletten Zeitraum der Pandemie die Veränderungen 
im Straßenbild, insbesondere Aufsteller, Hinweisschilder, Schaufensterauslagen, Plakate, 
Absperrungen. Zum anderen wurden Schülerpraktikant*innen dazu aufgefordert, nach Rück
sprache mit den Schulleitungen die Schutzmaßnahmen in den Schulen zu dokumentieren. 

Um den Blickwinkel zu erweitern, wurde für die Fotodokumentation ein ortsansässiger 
Profifotograf gewonnen, der am 5. September 2020 ein Maskenshooting im Haus der 
Stadtgeschichte durchführte. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch keine Vorschrift, medizi-
nische Masken zu tragen, sodass die Maskenträger mit ihren individuell gestalteten, selbst 
genähten oder nach lebensweltlicher Distinktion wie Vereinszugehörigkeit, politischer 
Couleur, gesellschaftspolitischem Engagement etc. ausgewählten Masken fotografiert wer-
den konnten. Dazu wurde ein Fragebogen verteilt, um von den Fotografierten mehr über 
die Motive der Maskenwahl bzw. Maskengestaltung zu erfahren. Ein weiterer Aspekt der 
Fotodokumentation, der in der Hand desselben Profifotografen lag, war die Serie Menschen 
am Arbeitsplatz, die aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen jedoch eingestellt werden 
musste.

6	 Vgl. https://stadtgeschichte.online/corona-gespraech-01-erfahrungen-eines-heldentenors/ 
(23.08.2022).
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Abb. 4: Ferri, Ella: Fußgängerzone am 7. Juli 2021.

Abb. 5: Schmidt-Keber, Markus: Familie mit Masken.
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Reaktionen der Öffentlichkeit
Insgesamt war eine positive Resonanz festzustellen: lokal und regional in den Print-Medien, 
im Internet, Radio (SWR1, RTL) und sogar im Fernsehen (Landesschau). Auch die 
Reaktionen der Bürgerschaft waren überwiegend positiv. Nur im Zusammenhang mit der 
Schaufensterausstellung der Corona-Reporter, in der Zeitzeugen-Interviews zu deren Covid-
Erkrankung ausgestellt waren, kam es zu negativen Reaktionen von Corona-Leugnern, die 
sich in Plakatierungen an den Schaufensterscheiben des Archivs äußerte.

Bis heute wird auf die Podcasts zugegriffen, obwohl sie nicht mehr aktiv beworben wer-
den.  Auch das Corona-Tagebuch wird weiterhin gelesen und erhält Beiträge, die eingestellt 
werden, auch wenn das Interesse daran stark nachgelassen hat.

Ein erstes Fazit
Die Corona-Sammlung der Stadt Bad Kreuznach dokumentiert sowohl Phasen der Pandemie-
Entwicklung wie auch neue Ausdruckformen und Handlungsmuster der Menschen, mit 
denen sie auf diese Krisensituation und die veränderten Lebensumstände reagierten – z. B. 
durch neue Kommunikationsformate wie online-Weinverkostungen oder Fastnachtsumzügen 
im Playmobil-Video-Format.

Dazu gehört auch die Dokumentation der Proteste, individuell oder in Gruppen, sowie die 
Zunahme der Aggressivität in der Stadtgesellschaft, die mit dem Andauern der Einschränkungen 
durch die Corona-Maßnahmen wuchs und neue Formen wie die „Montagsspaziergänge“ oder 
nachgespielte Pestumzüge hervorbrachte. Weiterhin konnte durch die Fotodokumentation festge-
halten werden, wie vorhandene Formate, z. B. Online-Bestellungen insbesondere im Einzelhandel, 
zunahmen und aufgrund der Kontaktbeschränkungen stark an Bedeutung gewannen.

Auch das Stadtarchiv erweiterte wegen der Kontaktbeschränkungen sein Online-Angebot 
und seinen digitalen Bestand. Damit rückte das Haus der Stadtgeschichte gerade bei jünge-
ren Menschen stärker in den Fokus und wurde als Institution begriffen, die zeitgenössische 
Themen aufgreift und in verständlicher moderner Weise vermittelt. Gerade die Podcasts der 
Corona-Mediathek und die Übernahme der Arbeiten der Corona-Reporter erwiesen sich als 
Brückenbauer zu neuen Benutzergruppen des Archivs.

Das Ziel, dass sich Menschen als Akteure der Stadtgeschichte erleben, konnte mit der 
Corona-Mediathek, dem Corona-Tagebuch und der Corona-Fotodokumentation erreicht 
werden. Darüber hinaus konnte vermittelt werden, dass die Bürger selbst Bestandsbildner 
sein können und aktiv und unter definierten Bedingungen daran mitarbeiten können, die 
bürgerschaftliche Überlieferung im Bürgerarchiv als Ergänzung zur Verwaltungsüberlieferung 
aufzubauen.

Durch die Dokumentation des Corona-Alltages in Bad Kreuznach und den Aufbau der 
Corona-Sammlung ist es gelungen, die Bedeutung des Stadtarchivs zu stärken.
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Öffentlichkeitsarbeit auf Abstand – 
Das Kreisarchiv Warendorf in der Corona-Zeit

Knut Langewand

Wohl für alle Archive war besonders die erste Phase der Coronavirus-Pandemie eine mehrfache 
Herausforderung, vor allem organisatorisch: Geteilte Büros, die Abordnung von Kolleg*innen 
in Krisenstäbe oder zur Kontaktpersonen-Nachverfolgung, nicht zuletzt das unter Umständen 
längere krankheitsbedingte Fehlen aufgrund einer Covid-19-Erkrankung. Während das (ver-
meintliche) Kerngeschäft, u. a. die Beantwortung von Anfragen, aufrechterhalten wurde, blieb am 
schnellsten und am längsten die archivische Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit auf der Strecke. 

Im Folgenden möchte ich zeigen, wie das Kreisarchiv Warendorf auf diese Herausforderungen 
reagiert hat, was es aus den vergangenen beiden Jahren gelernt hat und was es in der Zukunft 
neu oder anders gestalten möchte.

Das Kreisarchiv Warendorf ist in der westfälischen Kommunalarchivlandschaft inso-
fern eine Ausnahme, als es im Gegensatz zu den meisten Kreisarchiven ein kommuna-
les Zentralarchiv ist, wie es im Rheinland nur in Viersen existiert. Das heißt: 12 der 13 
Kommunen des Kreises haben ihre Archive an den Kreis gegeben, zum Teil schon vor über 
50 Jahren. Zu diesen Kommunen zählt die größte Stadt des Kreises, Ahlen, mit 55.000 
Einwohnern, aber auch die kleinste Kommune, Beelen, mit 6.000 Einwohnern. Zusammen 
betreuen wir die Archive von Kommunen mit insgesamt knapp 260.000 Einwohnern.

Abb. 6: Der Sprengel des Kreisarchivs Warendorf (grau), Grafik: Kreis Warendorf.
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Das Kreisarchiv Warendorf betreibt auf ausdrücklichen Wunsch und Auftrag der Verwal
tungsspitze hin eine proaktive Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit. Dazu gehört, Archivalien 
und archivarische Tätigkeiten in verschiedener Form einer interessierten Öffentlichkeit zu 
präsentieren.

Wie wurde dies vor dem Beginn der Coronavirus-Pandemie umgesetzt? Den klassischen 
Archivbesuch mit Führung, meistens für Gruppen des frühen und des späten Lebensalters 
(Schüler*innen und Senior*innen), haben wir auf Wunsch um Workshops für Schulklassen 
oder Genealogen erweitert, bei denen mit thematisch ausgewählten Archivalien gearbeitet wird. 
Dazu treten Veranstaltungen wie der Tag der Archive und, mindestens in jedem zweiten Jahr, 
eine mittelgroße Ausstellung. Eine „kleine Form“ von Ausstellungen ist in den Vitrinen im 
Kreishaus-Foyer möglich, mit denen man – durch ein Archivale des Monats oder eines mit 
aktuellem Themenbezug – Besucher*innen und Kolleg*innen vor Ort erreicht.

Zur Pressearbeit gehören, nicht überraschend, die Pressemitteilungen zu Neuigkeiten aus 
dem Archiv oder den o. g. Aktivitäten, aber auch Interviews für die Presse, oft ortsbezogen 
und auf Anfrage der jeweiligen Lokalredaktion. Zur Forschung tragen wir selbst durch eine 
eigene Veröffentlichungsreihe (die Kleinen Schriften aus dem Kreisarchiv7) bei, aber auch durch 
Beiträge zu anderen Publikationen und durch Vorträge.

Last but not least, sind es Veröffentlichungen auf Handreichungsniveau, die das Kreisarchiv 
herausgibt, z. B. Flyer zu den einzelnen Gemeindearchiven, Lesehilfen für alte Handschriften 
oder unsere Quellenhefte für den Geschichtsunterricht, die aus den 2017 abgeschlossenen 
Bildungspartnerschaften mit drei Gymnasien hervorgingen.8

Mit Corona wurde fast alles anders
Für den 6. März 2020 war auch beim Kreisarchiv Warendorf der bundesweit stattfindende Tag 
der Archive geplant. Dieser sollte erstmals außerhalb des Archivs, und zwar in Ahlen in der 
Lohnhalle der früheren Zeche Westfalen, stattfinden. Am 5. März gab es den ersten Corona-
Fall in Ahlen und aufgrund dessen musste die Veranstaltung abgesagt werden. Der Tag der 
Archive fiel also als erstes Element unserer Öffentlichkeitsarbeit aus – und konnte erst am 11. 
September 2022 parallel zum Tag des offenen Denkmals nachgeholt werden.9

Mit dem Ausbruch der Pandemie waren nicht nur die meisten Formen von Öffentlichkeits
arbeit hinfällig, sondern auch die reguläre Archivnutzung und der normale, interne Austausch 
mit den Kollegen, z. B. die regelmäßigen Teamsitzungen, die nun, wenn überhaupt, nur per 
Videokonferenz stattfanden.

7	 Vgl. Webseiten des Kreisarchivs: www.kreis-warendorf.de/unsere-themen/kreisarchiv/schriftenreihe 
(19.9.2022).

8	 Vgl. Webseite des Kreisarchivs zum Abschluss der Bildungspartnerschaften: https://www.kreis-
warendorf.de/unsere-themen/kreisarchiv/aktuelles/gymnasien-und-kreisarchiv-unterzeichnen-
partnerschaft-lokale-geschichte-wird-fuer-schueler-erlebbar (19.9.2022).

9	 Seite zum Tag der Archive 2022: https://www.kreis-warendorf.de/unsere-themen/kreisarchiv/
aktuelles/tag-der-archive-2022-in-ahlen (20.9.2022).
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Aus der Not hat das Kreisarchiv eine Tugend gemacht und die freigewordene Zeit für die 
erste richtige Beständeinventur seit Gründung des Archivs 1967 und für eine Neuaufstellung 
im Magazin genutzt – eine langwierige, aber lohnenswerte Aufgabe.

Ein Ausweg: Die sozialen Medien
Dennoch stellten wir bald fest, dass es ganz ohne Öffentlichkeitsarbeit nicht gehen soll und 
gehen kann, wollten wir den guten Kontakt zu unseren verschiedenen Zielgruppen nicht 
abreißen lassen.

In diesem Moment kam uns zugute, dass 2020 in der Presseabteilung des Kreises eine 
neue Stelle für Social Media- und Internet-Öffentlichkeitsarbeit eingerichtet wurde. Der 
junge Kollege entpuppte sich bald als geschichtsinteressiert und musste für eine sehr gute 
und produktive Zusammenarbeit nicht lange motiviert werden.

Auf Facebook, Instagram und YouTube ist mit dem Kreis seither auch dauerhaft das 
Kreisarchiv vertreten; das Einstellen der Posts wird vollständig von dem Kollegen aus der 
Pressestelle übernommen; es gibt daher bislang keine eigenen Zugänge des Kreisarchivs, 
sondern alle archivbezogenen Posts sind unter dem Account des Kreises zu finden, werden 
aber mit Unterkategorien wie „Archivserie“ oder dem Hashtag „Kreisarchiv“ gekennzeichnet.

Abb. 7: Ein Beispiel für ein Video aus dem Kreisarchiv, Screenshot: Instagram-Seite Kreis Warendorf.

Was sind nun die neuen Formen der Öffentlichkeitsarbeit in den sozialen Medien? Begonnen 
haben wir Mitte 2020 mit kurzen Videos über die Arbeit und die Bestände des Archivs. Sie 
lassen sich wie folgt strukturieren:
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	▪ Archivalltag (z. B. die Arbeit des Buchbinders, die Aushebung von Akten),
	▪ spezielle, lokalbezogene Themen oder Unterlagen mit meist eher heiterem Gegenstand 

(Trunkenbolde, Kartoffelkäfer, Kochbücher),
	▪ runde Jubiläen (z. B. 150 Jahre Deutsch-Französischer Krieg),
	▪ Hinweise zur Archivnutzung (z. B. für die Familienforschung).

Manche Themen stellten sich als so umfangreich heraus, dass daraus Miniserien entstanden, 
z. B. zur Geschichte der Landwirtschaft nach 1800 (u. a. Markenteilungen, Flurbereinigung).

Von Beginn an war klar, dass die Videos relativ kurz sein müssen, also am besten wenige 
Minuten lang, wollte man nicht Gefahr laufen, die Zuschauer zu verlieren – getreu dem 
berühmten Wort des langjährigen WDR-Intendanten Friedrich Nowottny: „Man kann über 
alles reden, außer über 1 Minute 30 Sekunden“. Außerdem sollen die Sätze kurz sein und keinen 
Fachjargon beinhalten. Dieser Zwang zur radikalen Verknappung macht die Vorbereitung der 
Videos schwieriger als die von Vorträgen oder Führungen. 

Wer erstellt die Videos? Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kreisarchivs waren ein-
geladen, selbst Videos zu konzipieren und zu drehen – zwei erklärten sofort ihre Bereitschaft, 
zwei nur einmalig, zwei weitere winkten ab, waren aber gerne bereit, an der Themenfindung 
und Vorbereitung mitzuarbeiten. Film, Schnitt und Onlinestellung übernahm von Beginn an 
unser Kollege aus der Pressestelle. So geriet der Videodreh zur Teamarbeit.

Von April 2020 bis Juli 2021 entstanden so 39 Videos, die auf der YouTube-Seite des Kreises 
Warendorf bis heute angesehen werden können.10

Hatten wir bei den Videos mit 400 bis 800 Aufrufen begonnen, wurde das letzte Video 
über 1800mal aufgerufen.11

Nach einer Kreativpause und einem intensiven internen Austausch über das Social-Media-
Angebot des Kreisarchivs kamen wir zu dem Schluss, es zukünftig statt nur mit Videos auch 
mit Bild-Text-Posts zu versuchen: Auf Instagram und mit Zeitverzug auf Facebook werden 
1 bis 5 Bilder (d. h. historische Fotos, Karten oder Scans aus Akten) gezeigt, darunter ein 
kurzer erläuternder Text, der mit Hashtags untertitelt ist, die bspw. auf Themen oder besondere 
Anlässe, Feier- oder Gedenktage eingehen können.

Dies hat den Vorteil, dass mit vergleichsweise wenig Kontext und Rechercheaufwand schnell 
Posts generiert werden können. Beliebt war zum Beispiel eine „Reise durch den Kreis“12, bei 
der wir historische Ansichtskarten der Städte und Gemeinden gepostet haben und die Besucher 
eingeladen waren zu raten, um welchen Ort es sich handelt. Bei diesen Posts gab es auch die 
meiste Interaktion mit den Viewern, die z. T. nach einzelnen Straßen oder Gebäuden auf den 
Postkarten fragten.

Noch ein Wort zum Wirkungskreis dieser Posts: neben der Zahl der Likes, also der „Gefällt 
mir“-Klicks gibt es (nur für Accountbesitzer sichtbar) auf Instagram auch noch eine Statistik 

10	 Archivserie auf YouTube: https://youtube.com/playlist?list=PLTwGm4Xz7wKG-_LlLlSeIvt6Rd-
WX0qQ5T (20.9.2022).

11	 Bezogen nur auf Instagram; Statistik aus dem Analysetool Instagram Insights.
12	 Vgl. etwa https://www.instagram.com/p/CchN0iaqIc-/?igshid=YmMyMTA2M2Y= (20.9.2022).
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Abb. 8: Ein über 900mal aufgerufenes 
Video aus dem Kreisarchiv, Screenshot: 
Facebookseite des Kreises Warendorf.

Abb. 9: Ein Beispiel für einen Bild-
Text-Post, Screenshot: Instagram-Seite 
Kreis Warendorf.
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der „erreichten Personen“. Über die Zählmethode gibt Instagram leider kaum Auskunft. Aber 
bei Posts mit 50 bis 120 Likes wie den o. e. Postkartenschauen zeigt die Instagram-Metrik 
3.000 bis 6.500 erreichte Personen an. Auch wenn es reell nur die Hälfte sein sollten: Wann 
erreicht ein Archiv, zumal ein kommunales, mit einer Aktion jemals 5.000 Personen?

Führungen durchs Archiv – digital
Trotz des relativen Erfolgs der Videos und Bild-Texts-Posts blieb ein Problem über die gesamte 
Corona-Zeit hinweg bestehen: Der fehlende Kontakt zu regelmäßig ins Archiv kommenden 
Gruppen, insbesondere von unseren Partnerschulen. Als Besuche im Kreisarchiv wieder 
möglich waren, scheiterten die Archivführungen an Beschränkungen bei den Schulen oder 
an der 3G-Regel.

Spät, aber hoffentlich nicht zu spät kamen wir auf die Idee, Archivführung und (das 
zwischenzeitlich in der internen Kommunikation erprobte Instrument der) Videokonferenz 
zu kombinieren. Dafür brauchten wir keine besondere technische Ausstattung, sondern nur 
den schon vorhandenen Laptop im Magazin und eine Kamera. Erstmals haben wir so im 
November 2021 eine virtuelle Archivführung angeboten und durchgeführt – als klassisches 
learning by doing. Ein Beispiel: Archivalien, die man in die Kamera hält, sind im Klassenraum 
als Projektion kaum zu lesen. Hier bietet es sich an, diese als Reprographien zuvor digital 
bereitzustellen, so dass die Lehrkräfte sie auf die Tablets der Schüler*innen aufspielen oder 
via Beamer zeigen können.

Abb. 10: Aus dem Archivmagazin direkt in die Schule, Foto: Kreis Warendorf.

Die virtuellen Führungen haben wir auch nach den Lockerungen beibehalten, und 
bieten sie nun parallel zu den seit Frühjahr 2022 wieder stattfindenden Führungen vor Ort 
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an. Insbesondere für Schulen, die einen weiteren Weg nach Warendorf haben, könnte die 
virtuelle Variante auch in Zukunft attraktiver sein. 

Wie schon vor 2020 wollen Formen der Öffentlichkeitsarbeit angemessen beworben 
werden. Auf seine neuen Angebote macht das Kreisarchiv aber nicht nur online aufmerksam, 
sondern natürlich auch weiterhin in den Printmedien.

Ein neuer Blick auf unser Publikum oder: Stakeholder im Archiv
Ich darf das bisher Geschilderte nun noch gewissermaßen methodisch unterfüttern, indem 
ich es mit dem sog. Stakeholder-Ansatz kombiniere.

Die meisten Archive, das darf ich einmal unterstellen, betreiben Öffentlichkeitsarbeit weit-
gehend intuitiv. Was erwartet mein Chef oder Archivträger, was habe ich von der Vorgängerin 
übernommen, wie wird es im Archiv der Nachbarstadt gemacht? Dabei können und werden 
sich blinde Flecken ergeben.

Der aus der Betriebswirtschaftslehre bzw. den Business Administration Studies stammende 
Stakeholder-Ansatz scheint mir geeignet, um sich über den Umfang, die Teilbereiche und die 
Bedeutung von Öffentlichkeitsarbeit im Archiv klarer zu werden.

Ich verwende den englischen Begriff Stakeholder; es gibt zwar schon seit 1971 eine deutsche 
Entsprechung: die der „Interessenten“, doch kann dieser Ausdruck im Falle der Anwendung 
auf den Archivbereich für begriffliche Verwirrung sorgen, wenn er auf die Gruppe an der 
Archivnutzung interessierten Personen angewandt wird und damit zu kurz greift, denn 
„Archivinteressenten“ können, wie noch zu zeigen ist, auch ganz andere Gruppen sein. Auch 
der alternative Terminus der „Anspruchsgruppen“13 trifft die Gemengelage der diversen 
Stakeholder-Gruppen nur ungenügend, blendet er doch die Bedeutung von Erwartungen 
oder sogar „Erwartungserwartungen“ im Luhmann‘schen Sinne aus.

Abb. 11: Übersicht über die üblichen 
Stakeholder eines Unternehmens, Quelle: 
Wikimedia Commons, User: Grochim14.

13	 Dieser wird u. a. bei Martina Wiech: Strategisches Management für Archive, in: Archivmanagement 
in der Praxis, hrsg. v. Mario Glauert und Hartwig Walberg, Potsdam 2011, S. 25-28, verwendet.

14	 Interne und externe Stakeholder eines Unternehmens, Quelle: Grochim/Wikimedia Com-
mons; https://commons.wikimedia.org/wiki/User:Grochim#/media/File:Stakeholder_in-ex.png 
(20.9.2022).
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Eine gängige Visualisierung zum Stakeholder-Ansatz (s. Abb. 11), die hier nicht im 
Einzelnen erläutert werden muss, zeigt vor allem zwei für die Archive relevanten Aspekte: 

1.	 Die Erweiterung der „Interessentengruppen“ eines Unternehmens über den eigent-
lichen Unternehmensbereich (Shareholder) hinaus auf bspw. Staat und Gesellschaft: 
Auch, wenn ein Unternehmen enorme Gewinne macht, ist es nicht hilfreich, wenn 
es in der Öffentlichkeit oder bei Behörden einen schlechten Ruf hat. 

2.	 Die Unterteilung in interne und externe Stakeholder, die eine Fixierung auf meist 
externe Zielgruppen um Beteiligte in der eigenen Institution erweitert.

Die Untersuchung von Stakeholdern am Archiv oder sogar ganze Stakeholder-Analysen von 
Archiven sind in den vergangenen Jahren gelegentlich vorgenommen worden.15 In jedem Falle 
ging und geht es darum, die ursprünglich betriebswirtschaftliche Theorie auf das Archivwesen 
und vor allem die Archivpraxis anzuwenden und dabei notwendigerweise einige Anpassungen 
vornehmen zu müssen – nicht zuletzt aufgrund der Tatsache, dass Archive nicht profitorientiert 
arbeiten, sondern steuerfinanziert, also durch den Volkssouverän alimentiert sind. Auch ist die 
Unterteilung in interne und externe Stakeholder zwar zunächst eingängig (Archivträger hier, 
Nutzer und Öffentlichkeit dort), doch bei näherem Hinsehen zu grob und wenig zielführend. 
Angemessener erscheint ein offener, konkreter: mehrdimensionaler Stakeholder-Ansatz. 

Wie man in Abb. 12 sieht, ist der Stakeholder-Ansatz im Übrigen keineswegs nur auf 
die Öffentlichkeitsarbeit des Archivs beschränkt, sondern gilt für alle seine Tätigkeiten und 
ist also ein sehr gutes Werkzeug für das gesamte eigene Archivmanagement. Die konkrete 
Anpassung aber muss jedes Archiv, zumindest aber jede Archivsparte selbst vornehmen, 
da die jeweiligen Aufgaben häufig unterschiedlich sind: Betreuung eines Kreisjahrbuchs, 
Mitarbeit in und Kooperation mit Vereinen und Forschungseinrichtungen usw. In jeder 
Archivsparte sind die großen Gruppen von Stakeholdern aber konstant:

1.	 Der Bereich der eigenen Einrichtung, der aber weit zu fassen ist: Nicht nur die 
Bedürfnisse des Archivträgers und seiner „Chefetage“, sondern auch die Motive 
nachgeordneter Fachbereichs- oder Amtsleiter*innen sind zu berücksichtigen, ganz 
besonders auch die Bedürfnisse und Motive der Kolleg*innen im Archiv und in 
benachbarten Bereichen wie etwa IT-Abteilung oder Gebäudemanagement.

2.	 Die Nutzer*innen, aber eben nicht nur diese; hier darf ich den Bogen zu den Social 
Media-Posts des Kreisarchivs schlagen: Von den 1.500 Klickenden für ein Video oder 
den 5.000 erreichten Personen bei Bild-Posts kommt, wenn überhaupt, nur eine 

15	 Vgl. den innovativen Ansatz einer Verbindung von Stakeholder-Analyse und Vision Statement bei Peter 
Quadflieg: Von der Mission zur Vision. Das betriebswirtschaftliche Konzept des Vision-Statements und 
Wege zu seiner Implementierung beim Hessischen Landesarchiv, Marburg 2019, oder den Anwen-
dungsfall auf die Publikationstätigkeit eines Archivs bei Yvonne Reimers: Die Publikationsstrategie 
des Landesarchivs Berlin. Analyse und Potenziale, Potsdam/Berlin 2021, besonders S. 16-28 (beide 
Publikationen online verfügbar). Ein frühes, aber knappes Beispiel einer Stakeholder-Analyse für ein 
Landesarchiv bei Wiech: Strategisches Management für Archive, S. 25-28 (wie Anm. 7). 
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Handvoll jemals ins Archiv. Wir sollten also einen Teil unserer Anstrengungen diesen 
„Archivkonsumenten“ widmen. Selbst wenn sie niemals persönlich den Weg in das 
Archiv finden, können sie z. B. eine Argumentationsgröße gegenüber dem eigenen 
Träger oder Vorgesetzten sein, wenn es um die bessere finanzielle oder personelle 
Ausstattung des Archivs geht.16 

In einem oft nicht klar definierten Verhältnis zum Archiv befinden sich beispielsweise 
Heimatvereine bzw. Vertreter*innen von diesen, die als klassische Nutzer*innen in Kontakt 
mit dem Archiv kommen, aber auch als wertvoller Kooperationspartner in Sachen lokaler 
Wissensvermittlung (Stichwort: Citizen Science) oder als Depositare etwa vor Ort gesam-
melter Hofesakten oder des Vereinsarchivs situativ eine andere Stakeholder-Rolle einnehmen 
können.

16	 Diese m. E. nicht unerhebliche Stakeholder-Gruppe spielt z. B. bei Wiech, a. a. O., überhaupt keine 
Rolle.

Abb. 12: Stakeholder im Archiv, Grafik: Johanna Nienhaus (Gestaltung), Knut Langewand (Idee), 
beide Kreis Warendorf.
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Überhaupt sollte der Multiplikatoreneffekt einzelner Stakeholder nicht unterschätzt 
werden, nicht nur der von Heimatvereinen, sondern auch einzelner, einflussreicher 
„Archivkonsumenten“.

3.	 Weitere Stakeholder: Auch über andere pressure groups müssen wir uns Gedanken 
machen. Welche Interessen verfolgen und welche Erwartungen haben Drittmittelgeber 
wie die DFG oder die lokale Sparkasse, hat der Dienstleister, den Archive mit Tätigkeiten 
wie Entmetallisierung oder Regalbau beauftragen – oder die Archivberatungen bei 
LVR und LWL? 

Mein Fazit lautet also: Archive sollten sich überlegen, welche Stakeholder sie erstens dauerhaft 
„auf dem Schirm haben“ müssen, und zweitens, bei welchen Aufgaben andere Stakeholder 
gewissermaßen themenbezogen oder in welchen Situationen projektbezogen ins Spiel kom-
men – dementsprechend sollten Erwartungen und Handlungsoptionen formuliert werden. 
Wir denken meist erst darüber nach, wenn etwas schiefläuft – und das muss nicht sein.

Und was bleibt in puncto Öffentlichkeitsarbeit? In der „Coronazeit“, und erst recht in 
einer Zeit danach, werden sich die (kommunalen) Archive Gedanken über Umfang und 
Formate ihrer Öffentlichkeitsarbeit machen müssen. Diese ist eine Pflichtaufgabe nach dem 
NRW-Archivgesetz – aber die Ausgestaltung bestimmt jedes Archiv selbst. 

Ist eine Ausstellung noch das Mittel der Wahl, und wie viel Zeit steckt man in die Vor
bereitung einer solchen? Pragmatisch sollte es sein: Was kann ich vielleicht mit einem Handyfoto 
von einem Archivale schnell in die sozialen Medien bringen, welche Formate erfordern mehr 
zeitliche Ressourcen? 

Die jüngsten Erfahrungen im Kreisarchiv Warendorf zeigen, wie gerade unter neuen 
Vorzeichen und Bedingungen – indem z. B. „kleine Formen“ gewagt und bevorzugt; digitale 
und analoge Angebote nicht nur parallel, sondern komplementär präsentiert werden – aus 
Stakeholdern Verbündete werden können.



44

Sektion 2: Notfallmanagement

Mark Steinert

Bereits im Vorwort zum letzten Archivheft hat der Verfasser dieser Zeilen die Auswirkungen 
der schweren Unwetter und der Dauerregen im Juli 2021 für die nichtstaatlichen Archive im 
Rheinland betont. Insbesondere nach dem Einsturz des Kölner Stadtarchivs 2009 nochmals 
intensivierte Bemühungen um ein professionelles Krisenmanagement und eine funktionie-
rende Notfallprävention galt es gleichzeitig, parallel und aufeinander abgestimmt in mehreren 
Kommunen im Rhein-Sieg-Kreis, Rheinisch-Bergischen Kreis, im Kreis Euskirchen und 
der Städteregion Aachen in die Praxis umzusetzen. Vieles, was eingeübt und geplant war, 
erwies sich als sehr gut praxistauglich, manches wurde spontan optimiert und angepasst. 
Die Ergebnisse sprechen für sich. Insgesamt erwies sich die „Community“ der Archive in 
Nordrhein-Westfalen – in Kooperation mit zahlreichen ehrenamtlichen und professionellen 
Katastrophenhelfern – als extrem belastbar und krisenfest. Wenn es doch Probleme gab, dann 
immer dort, wo es an einer ausreichenden Vorbereitung auf den Ernstfall mangelte. Wenn 
etwas gut klappte, dann meist, weil es – in Kooperation mit meiner Dienststelle – häufig 
wiederholt und mit der notwendigen Ernsthaftigkeit immer wieder trainiert worden war. 

Es erschien und erscheint daher mehr als angemessen, die Frage, was professionelles 
Notfallmanagement bzw. eine effektive Notfallprävention ausmacht, in den Fokus einer eigenen 
Sektion zu stellen. Jede Krise ist anders und kommt in aller Regel überraschend, aber – und das 
belegen die Erfahrungen im Sommer 2021 – die meisten Krisensituationen sind zu „händeln“, je 
mehr sich die betroffene Institution bereits mit Fragen des Notfallmanagements beschäftigt hat. 

Ulrich Fischer und Frank Peters werden uns – aus Perspektive des Archivars bzw. des 
Feuerwehrmannes – diesbezüglich an den europaweit einzigartigen Erfahrungen der Stadt 
Köln teilhaben lassen. Sie plädieren für eine (noch) stärkere Verknüpfung mit den übrigen 
archivarischen Fachaufgaben (Fischer) bzw. die unbedingte Notwendigkeit einer engen, ins-
titutionalisierten Abstimmung mit Feuerwehren oder anderen Hilfsorganisationen auf lokaler 
Ebene (Peters). Die unverzichtbare Bedeutung der Notfallprävention im Aufgabenkanon eines 
jeden Archivs verdeutlicht Gilles Regener am Beispiel des Nationalarchivs in Luxemburg: In 
jedem Archiv muss es eine Kollegin bzw. einen Kollegen geben, der sich im Rahmen seiner 
Aufgaben regelmäßig mit dem „Ernstfall“ beschäftigt und dem dafür auch die notwendigen 
Kompetenzen und Ressourcen zur Verfügung stehen. 

Die Bedeutung regelmäßiger Notfallübungen steht im Mittelpunkt des Vortrags von Anna 
Katharina Fahrenkamp und Christine Frick. Der von den beiden Kolleginnen vorgestellte 
E-Learning-Kurs ist eine wertvolle Ergänzung zu den unverzichtbaren praktischen Übungen, 
die von meiner Dienststelle mehrmals pro Jahr im Rahmen des Fortbildungsprogramms oder 
mit den rheinischen Notfallverbünden durchgeführt werden. 
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Kulturgutschutz in Archiven. Maßnahmen und  
Kooperationsmöglichkeiten für Prävention und Ernstfall

Ulrich Fischer

Kein Zweifel: Kulturgutschutz hat Konjunktur!
Indem der Verfasser diesen Satz seinem Beitrag voranstellt, ist ihm selbst die Doppeldeutigkeit 
der Aussage sehr wohl bewusst. Denn während einerseits der Bedarf an Maßnahmen zum 
Schutz und zum Erhalt der in unseren Archiven aufbewahrten unikalen Überlieferung 
immens ist und trotz begonnener Maßnahmen auch so bleibt, ist die Bedrohungslage für 
unsere Bestände schwieriger und vielschichtiger denn je.

Zunächst aber stellt sich die Frage, was unter Kulturgutschutz zu verstehen ist. „[Kulturgut 
ist die] Sachgesamtheit von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert oder 
aus anderen Bereichen des kulturellen Erbes, insbesondere von paläontologischem, ethno-
graphischem, numismatischem oder wissenschaftlichem Wert,“17 so definiert das deutsche 
Kulturgutschutzgesetz von 2016 den Begriff des zu schützenden Kulturgutes. Da dieses 
Gesetz aber vor allem den Schutz von Kulturgut vor illegaler Ausfuhr zum Thema hat, ist der 
Kulturgutschutz vor allerhand anderen Bedrohungen dort weder behandelt noch näher definiert. 
Für das Verständnis von Kulturgutschutz im militärischen Sinne ist die Haager Konvention von 
1954 einschlägig. In dieser lautet es sinngemäß, dass Kulturgut einen übernationalen Wert für 
die Menschheit genießt und deswegen von den Nationalstaaten gegen zu erwartende Effekte 
kriegerischer Auseinandersetzungen zu schützen ist (safeguarding) und im Krieg nicht ohne 
Weiteres zum Ziel von Angriffen oder Plünderungen werden darf (respect).18 Nicht zuletzt führt 
die Haager Konvention das Symbol für geschütztes Kulturgut ein,19 über dessen Verwendung 
sich gerade die Archive in Deutschland noch nicht geeinigt haben. Das Kulturgesetzbuch 

17	 Gesetz zum Schutz von Kulturgut (Kulturgutschutzgesetz - KGSG) §2 Abs. 1 Nr. 10.
18	 Convention for the Protection of Cultural Property in the Event of Armed Conflict with Regulations 

for the Execution of the Convention 1954, Art. 2-4 (Hague Convention; http://portal.unesco.org/
en/ev.php-URL_ID=13637&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html (19.01.2023). 
Das ergänzende 2. Protokoll hierzu benennt in Art.5 konkrete Maßnahmen, die im Rahmen des Kul-
turgutschutzes durch Gedächtniseinrichtungen umgesetzt oder angestoßen werden müssen (u.a. die 
Erstellung vollständiger Übersichten („inventories“), Maßnahmen zum Schutz gegen Feuer und statisches 
Versagen, Vorbereitung von Auslagerungsverfahren). In Art. 27 Nr. 3 wird auch auf die beratende Rolle 
des Internationalen Komitees vom Blauen Schild abgehoben. Vgl. http://portal.unesco.org/en/ev.php-
URL_ID=15207&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html (19.01.2023).

19	 Hague Convention (wie Anm. 18), Art. 16.
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NRW beschreibt diese Aufgabe nicht explizit.20 Ohnehin wäre das Archivgesetz NRW für die 
öffentlichen Archive in unserem Bundesland maßgeblich, das allerdings nur summarisch den 
Erhalt (und die Instandsetzung) des Archivgutes als Teil der Aufgabe „Archivierung“21 definiert.

Ganz aktuell sind es auch kriegerische Auseinandersetzungen, die Kulturgut in Europa bedrohen. 
Und es ist nicht mehr ausgeschlossen, dass der russische Angriffskrieg auf die Ukraine militärische 
Auswirkungen auf Deutschland entwickeln kann. Noch wahrscheinlicher ist es, dass westeuropä-
ische Staaten, die die Ukraine gegen die russische Aggression politisch, finanziell und militärisch 
unterstützen, Ziele von Angriffen gegen die „kritische Infrastruktur“ werden. Diese Gefahr besteht 
übrigens unabhängig vom weiteren Fortgang des Krieges in Osteuropa: Sollte die Invasion aus 
russischer Sicht erfolgreich verlaufen und das Kalkül der Erweiterung des Herrschaftsgebietes 
mit militärischen Mitteln aufgehen, so ist mit weiteren Angriffen auf Nachbarstaaten und im 
Zweifel auf NATO-Bündnisgebiet zu rechnen. Sollte sie zum Misserfolg werden, ist eine weitere 
Eskalation möglich bzw. wahrscheinlich. In beiden Fällen bestehen große Gefahren für Kulturgut 
in Westeuropa, und Maßnahmen zu dessen Schutz sind auch hier unerlässlich.

Aber selbst wenn Kriege in den letzten gut dreißig Jahren für uns nicht im Fokus der 
Planung für den Kulturgutschutz standen, so ist doch in den Auseinandersetzungen der 
letzten Jahrzehnte das Bedrohungspotenzial für das Kulturerbe deutlich fassbarer geworden. 
Kulturerbestätten, auch und gerade Archive, erleiden häufig genug „Kollateralschäden“, wenn 
Kriege geführt und vor allem Städte in den Fokus von Angriffen aus der Ferne geraten.22 Aber 
Archive, Bibliotheken, Museen und Baudenkmale sind auch selbst Kriegsziele. Erinnern wir 
uns an die Zerstörungen in Palmyra in der Auseinandersetzung mit dem Islamischen Staat, den 
Angriff auf Timbuktu, der nicht zuletzt der dortigen Bibliothek mit als häretisch empfundenem 
Schriftgut galt oder der Sprengung der Buddha-Statuen von Bamyan in Afghanistan durch 
die Taliban.23 Auch in Europa war die bewusste Zerstörung von Kulturgut der gegnerischen 
Seite ein Teil der Kriegsstrategie. So wurde die berühmte Brücke von Mostar im Bosnienkrieg 
ebenso bewusst zerstört wie Kirchen, Archive und Museen.24

Es scheint in der Tat, als ob auch in dem geradezu klassischen Eroberungskrieg, den Russland 
derzeit in der Ukraine führt, ähnliche Erwägungen eine Rolle spielen. Im März 2022 infor-
mierte der staatliche Archivdienst der Ukraine über Schäden an verschiedenen Archiven, vor 
allem im Bereich von Charkiw, bei denen allerdings kaum Verluste an Archivalien eingetreten 

20	 Einschlägig wäre höchstens §4. Dort heißt es in Abs. 1 „Der Erhalt des kulturellen Erbes ist ein 
Schwerpunkt der Kulturförderung des Landes.“ Hinsichtlich geschützter Denkmäler wird in Abs. 
5 auf das Denkmalschutzgesetz hingewiesen.

21	 ArchivG NRW §2 Abs. 7.
22	 2. Weltkrieg, jüngere Beispiele.
23	 Vgl. Mounia Meiborg, Timbuktu ist das Gedächtnis Afrikas, Zeit-Online, 30.01.2013 (https://

www.zeit.de/kultur/2013-01/interview-mali-houssoubea 19.01.2023).
24	 Vgl. Cathie Carmichael, Ethnic Cleansing in the Balkans. Nationalism and the Destruction of 

Tradition, London 2002; Teresa Elisabath Pribil, Die Zerstörung von Kulturgut in bewaffneten 
Konflikten am Beispiel des ehemaligen Jugoslawiens 1991–1996. Bibliotheken, Archive und Museen 
als strategisch wichtige Angriffsziele und Kriegstrophäen (Diplomarbeit FH Eisenstadt, 2007; http://
eprints.rclis.org/10032/1/AC06035135.pdf, 19.01.2023).
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seien. Hingegen sei die Archivabteilung der staatlichen Sicherheitsdienste in Chernihiv bewusst 
von den Besatzungstruppen niedergebrannt worden, denn hier hätten sich die Unterlagen 
über die Repression von ukrainischen Bürgern in den Zeiten der Sowjetunion befunden.25

Aufgrund dieser Aktualitäten ist tatsächlich die zentrale und umfassende Bedrohung für 
unser Kulturerbe derzeit in den Hintergrund getreten, der Klimawandel. Dennoch sind dessen 
Auswirkungen in vielen Bereichen unseres Handelns zu spüren, übrigens nicht zuletzt in 
Verbindung mit der durch den russischen Angriff auf die Ukraine verursachten Energiekrise. 
Denn durch die zunehmende Erwärmung wird es immer schwieriger, Archivalien ohne techni-
sche Maßnahmen im vorgesehenen Klimakorridor aufzubewahren. Mechanische Maßnahmen 
der Klimatisierung aber verstärken selbst über CO2-Emissionen den Klimawandel und führen, 
gerade im Moment, zu hohen Energiekosten.

Neben diesem mittelbaren Effekt sind aber die unmittelbaren Folgen des Klimawandels 
auch in unserer Region deutlich geworden. Die Hochwasser im Rheinland und in Westfalen 
im vergangenen Sommer haben zu beträchtlichen Schäden an Kulturerbe geführt. Archivalien, 
aber auch Museumsgut und Baudenkmäler haben Schäden genommen. Und dadurch, dass 
nicht nur lokal eine Institution betroffen war, die man wie noch im Fall des Kölner Stadtarchivs 
2009, allgemein unterstützen konnte, sondern die Gedächtnisinstitute einer ganzen Region, 
waren auch die Unterstützungskapazitäten im Rheinland maximal belastet.

Es steht zu befürchten, dass sich dies in Zukunft nicht ändern wird, darauf hat in den letzten 
Monaten in gleich zwei eindrucksvollen Vorträgen Johanna Leissner verwiesen.26 Der Schutz 
unseres archivischen Kulturerbes vor den Auswirkungen des Klimawandels ist also notwendiger 
denn je. Die Herausforderungen, die sich aus steigenden Temperaturen allenthalben ergeben, 
sind vielfältig. Einerseits geht es darum, das Archivgut in den günstigen Klimafenstern für 
eine langfristige Erhaltung zu lagern – was nicht nur für die Aufbewahrung in den Magazinen, 

25	 Hierzu u.a. der Beitrag des Holodomor-Museums vom 26.3.2022 unter https://holodomor-
museum.org.ua/en/news/burned-out-memory-russians-destroyed-the-sbu-archive-in-chernihiv/ 
(19.01.2023). In diesem Beitrag wird der Direktor des ukrainischen Staatsarchivs, Anatolii Khromov, 
mit dem Hinweis zitiert, in den seit 2014 von russischen oder prorussischen Truppen besetzten 
Gebieten von Donetsk, Luhansk und auf der Krim seien gezielt Archivalien aus den dortigen 
staatlichen Archiven entwendet worden.

26	 Johanna Leissner ist Koordinatorin der Forschungsallianz Kulturerbe bei der Fraunhofer-Gesellschaft 
und seit Januar Vorsitzende der neuen EU Arbeitsgruppe „Strengthening Cultural Heritage Resilience 
for Climate Change“. Das Fraunhofer-Institut ist federführend beteiligt am Projekt KERES (https://
www.imw.fraunhofer.de/de/forschung/wissenstransfer/innovationsakzeptanz/projekte/keres.html 
(19.01.2023), das sich mit den Auswirkungen des Klimawandels auf Kulturgut beschäftigt.



Ulrich Fischer

48

sondern auch während der Bearbeitung und der Nutzung gelten sollte.27 Nur dies sorgt dafür, 
dass Mikrobenbefall, aber auch endogene Schädigungsprozesse bei Papier, mehr noch aber bei 
anfälligeren Materialien wie fotografischen oder AV-Medien wenig Wirkung entfalten können. 
Andererseits müssen wir uns durch die Folgen des Klimawandels mit in den Registraturen 
stärker vorgeschädigtem Archivgut auseinandersetzen, mehr und andere Schädlinge bekämpfen 
und vor allem mit größeren, zumindest regionalen Unglücken rechnen.

Schädlingsbefall der Archivalien und endogene Schädigung des Kulturgutes sind dabei zwei 
der traditionellen Herausforderungen für den Kulturgutschutz. Dazu kommt die umfangrei-
che Palette an möglichen Gebäudeschäden: von undichten Gebäudehüllen zu schadhafter 
Sanitärinstallation. Starkregen- und Hochwasserereignisse sind als lokale Ereignisse schon länger 
im Fokus der Überlegungen zum Kulturgutschutz, werden aber in Folge des Klimawandels 
häufiger werden. Notfallpläne und auch die Planung von Neubauten müssen hierauf besser 
angepasst, die Bauten besser instandgehalten sowie bautechnische Vorkehrungen für solche 
Schadensereignisse getroffen werden.28 Seltener, aber mit hohem Schadenspotential behaftet 
sind Brände (einschließlich folgender Löschmittelschäden) oder gar vollständige oder teilweise 
Gebäudeeinstürze, wobei diese sowohl durch mechanisches Versagen des Gebäudes selbst als 
auch durch exogene Ursachen hervorgerufen werden können. Hierzu, wie zu Undichtigkeiten 
an den Gebäudehüllen, werden die zunehmenden Sturmwetterlagen auch im Binnenland 
beitragen.29 Unsachgemäße Behandlung des Kulturgutes bis zum Vandalismus bleibt eine 
Bedrohung, und auch gegen Diebstahl sind weiter Vorkehrungen zu treffen.

Wenn dies in knapper Form die Herausforderungen umreißt, welche Unterstützung 
steht dann für die Institutionen bereit, um ihre Aufgaben zur Erhaltung des Kulturgutes 
zu erfüllen? Die Antwort darauf fällt im Moment ambivalent aus. War die Erhaltung des 
(schriftlichen) Kulturgutes seit 2009 ein wichtiges Thema der Kulturpolitik auf Bundes- und 
Landesebene, so hat die Wahrnehmbarkeit dieses Themas in der Politik in den letzten Jahren 
nachgelassen. Folgerichtig findet es, anders als bisher, im Koalitionsvertrag auf Bundesebene 

27	 Dies ist unbedingt im Sommer zu beachten. Lässt man, wie in der einschlägigen Empfehlung der 
BKK (Kommunalarchive in der Energiekrise. Potentiale und Grenzen der Einsparung von Energie 
in Kommunalarchiven; https://www.bundeskonferenz-kommunalarchive.de/empfehlungen/doku-
mente/BKK-Papier_Energiekrise.pdf, hier S. 3, 19.01.2023) für den Winter vorgesehen, einen 
Verzicht auf Klimakontrolle in den Dienstzimmern und Werkstätten zu, in denen Archivalien 
behandelt oder vorgelegt werden, so ergibt sich je nach Differenz der Temperatur die Gefahr 
von Kondensatbildung bei der Rückführung ins Archiv. Dies gilt insbesondere für heiße, feuchte 
Sommertage.

28	 Hierzu zählt zum Beispiel die Einrichtung von Pumpanlagen, um ggf. z. B. über Lüftungsanlagen 
eindringendes Wasser wieder aus dem Gebäude befördern zu können.

29	 Vgl. die Ergebnisse der Untersuchungen von Deutschem Wetterdienst, Umweltbundesamt und 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe von 2012: https://www.dwd.de/DE/
klimaumwelt/klimaforschung/klimaprojektionen/extremereignisse/abschlussbericht-2012.pdf?__
blob=publicationFile&v=1 (19.01.2023) besonders für den Winter ist mit mehr Sturmereignissen 
zu rechnen (S. 70).
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keine Erwähnung.30 Aber selbst wenn nicht mit einer Steigerung der vorgesehenen Mittel 
zu rechnen ist, so stehen deutsche Gedächtnisinstitutionen mit verschiedenen privaten und 
vor allem öffentlichen Zuschussgebern für Bestandserhaltungs- und Notfallvorsorgeprojekte 
verhältnismäßig gut da. Es ist aber deutlich darauf hinzuweisen, dass Notfallvorsorge in keinem 
Fall ohne die Zusetzung eigener Ressourcen zu haben ist.

Folgende Maßnahmen können etwa im Rahmen von Kulturgutschutz und Notfallvorsorge 
betrachtet werden, wobei die folgende Liste nicht abschließend ist. Das Kernziel sollte immer 
die Erstellung eines eigenen, organisationsspezifischen Notfallplanes sein. Auf dem Weg 
dahin können folgende Maßnahmen der Prävention und Notfallvorbereitung (emergency 
preparedness) helfen:

	▪ Teilnahme an der nach der Haager Konvention aufgenommenen „Bundessicherungs
verfilmung“, einschließlich der Einlagerung von Sicherheitsfilmen im „Zentralen 
Bergungsort der Bundesrepublik Deutschland“ im Oberrieder Stollen.31 Dies verspricht 
außerdem noch einen Gewinn an digital nutzbaren Beständen.

	▪ Initiierung oder Intensivierung einer Zusammenarbeit mit den BOS (Behörden und 
Organisationen mit Sicherungsfunktionen), in unserem Kontext vor allem mit der 
örtlichen Feuerwehr oder dem THW.

	▪ Betrachtung der Gebäude mit ihren baulichen und betrieblichen Schwachpunkten 
sowie den Evakuierungsmöglichkeiten und ggf. Überlegungen zu Priorisierungen im 
Havariefall. Zusammenarbeit mit Kolleg*innen anderer Institute kann hierbei vor 
„blinden Flecken“ schützen.

	▪ Dies kann zu einer Risikoanalyse überleiten. Hierzu gibt es Anleitungen – zuletzt in der 
ISO 21110.32 Allerdings können sicher nicht alle potenziellen Risiken intensiv betrachtet 
werden. Es ist hinsichtlich möglicher Schadenshöhe und der Eintrittswahrscheinlichkeit 
ein relevanter Ausschnitt zu analysieren.

	▪ Schon „klassisch“ ist Beschaffung von Notfallmaterialien, etwa in Gestalt der 
Notfallboxen des LVR. Hierzu sollten unbedingt Übungsmaßnahmen und regelmä-
ßige Durchsicht/Ergänzung des Materials vorgesehen werden, so dass im Bedarfsfall 
maximale Wirkung erzeugt werden kann.

30	 Das gleiche gilt auch für den Koalitionsvertrag im Land NRW, in dem aber immerhin eine Steigerung 
des Kulturetats um 50% bis 2027 vorgesehen ist, vgl. z. B. unter https://www.cdu-nrw.de/sites/
www.neu.cdu-nrw.de/files/zukunftsvertrag_cdu-grune.pdf, Zl. 6088f. (19.01.2023)

31	 Vgl. https://www.bbk.bund.de/DE/Themen/Schutz-Kulturgut/Wie-sichern-wir-Kulturgut/
Bundessicherungsverfilmung/bundessicherungsverfilmung_node.html, (19.01.2023). Zum aktuellen 
Verfahren im Rheinland https://afz.lvr.de/de/bestandserhaltung_2/bundessicherungsverfilmung/
bundessicherungsverfilmung_1.html (19.01.2023) mit Links zu weiteren Dokumenten.

32	 ISO 21110:2019 Information and documentation — Emergency preparedness and response, 
Vernier, 2019, hier S. 5-10. Eine weit verbreitete Anleitung, federführend betreut und erstellt von 
José Luis Pedersoli hierzu gibt es auch von ICCROM und dem Canadian Institute for Conservation: 
A Guide to Risk Management of Cultural Heritage, https://www.iccrom.org/sites/default/files/
Guide-to-Risk-Managment_English.pdf (19.01.2023).



Ulrich Fischer

50

	▪ Sollte das Archivgut über eine Kunstversicherung abgesichert sein, kann die 
Zusammenarbeit mit Expert*innen aus der Versicherungsbranche hilfreich sein, um 
Risiken zu erkennen und vielleicht durch Risikoausschluss die Prämien zu verringern.

	▪ Eigene Maßnahmen zur Verbesserung von Abläufen im täglichen Betrieb und zur 
Prozesssteuerung wirken sich auch auf positiv im Fall der Havarie aus. Als Beispiele 
seien genannt: Erstellung eines Schadenskatasters, Kampagnen zur Verbesserung der 
Verpackung, Digitalisierungsinitiativen oder auch nur die generelle Verbesserung von 
Ordnung und Sauberkeit im Gebäude.

	▪ Auch jenseits der Verpackung können eine verbesserte Erschließung, die Registrierung 
von Archivalien und Behältnissen mit maschinenlesbaren Kennungen sowie eine 
„havariesichere“ Kennzeichnung der Objekte selbst eine geeignete Maßnahme zum 
Schutz des Kulturgutes sein – hier zum Schutz vor dem Verlust von Kontext und 
archivischer Struktur.

	▪ Für die Ergebnisse von Digitalisierungskampagnen, mehr noch aber für die archivi-
schen Kerndaten (Erschließungsdaten, Daten zu Konservierungs- und Restaurierungs
maßnahmen an den Objekten sowie natürlich für genuin elektronisches Archivgut) 
sind Maßnahmen zur Erhöhung der Datensicherheit sinnvoll und wichtig. Keinesfalls 
sollten diese relevanten Daten ausschließlich on premise in der Gedächtnisorganisation 
gelagert werden.

Wie dargestellt, besteht für jede Institution die Verpflichtung, sich selbst um das Thema 
Notfallvorsorge zu kümmern und es bei seinen Trägern zu platzieren. Es erscheint rat-
sam, für den Schutz des Kulturerbes einen eigenen Haushaltstitel einrichten zu lassen. 
Es mag paradox erscheinen, aber gerade die Hinterlegung von Haushaltsmitteln für diese 
Aufgabe verdeutlicht deren Bedeutung für die Trägerorganisation. Verbunden mit der 
Suche nach Kooperationspartnern und Zuschussgebern für entsprechende Maßnahmen des 
Kulturgutschutzes ergibt sich ein dreifacher Vorteil für die Trägerorganisation, den es zu 
vermitteln gilt: Die eigene Verantwortung wird erkennbar wahrgenommen – im Falle eines 
Falles ist dies für Politik und Verwaltungsspitze auch leicht nachweisbar. Kooperationen 
mit anderen Instituten vor Ort ermöglichen geteilte Kosten und Zuschüsse von dritter 
Seite verringern die eigenen Kosten. Ihre Gewährung kann evtl. öffentlichkeitswirksam 
dargestellt werden. Diese Zuschüsse können aus Bundesmitteln (KEK),33 Landesmitteln 

33	 Der Ergebnisbericht von 2021 weist für dieses Jahr eine Ausschüttung von insgesamt fast 2,8 Mio. 
EUR in unterschiedlichen Förderlinien aus, vgl. https://www.kek-spk.de/sites/default/files/2022-07/
KEK_Jahresbericht_2021_web.pdf, S. 37 (19.01.2023). Die Koordinierungsstelle für die Erhaltung 
Schriftlichen Kulturgutes wird durch den Bund (überwiegend) unter Beteiligung der Kulturstiftung 
der Länder getragen. Sie bietet die Möglichkeit von Modellförderungen für innovative Projekte (bis 
zu 30.000 EUR/Jahr; eine geringe Anzahl mehrjähriger Projekte ist möglich). Eine Sonderförderung 
für größere Projekte (gern „nationale Bedeutung“ und kooperativ eingereicht) ist zusätzlich möglich.
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(LISE)34, von Landschaftsverbänden oder auch oder auch von Stiftungen oder Vereinen 
eingebracht werden.

Schwierigkeiten ergeben sich derzeit aufgrund der unzureichenden Personalausstattung der 
Gedächtnisinstitutionen und der Schwierigkeit, Dienstleister für entsprechende Maßnahmen 
zu finden.35 In NRW ist mit den Archivberatungsstellen bei den Landschaftsverbänden eine 
Struktur vorhanden, die Kompetenz, Erfahrung und alle Informationen vorhält – und die 
selbst in gewissem Maße auch finanziell unterstützen kann.

Schließlich sei noch auf die Notfallverbünde verwiesen, die auf lokaler Ebene sehr kosten-
günstige Möglichkeiten bieten, Notfallvorsorge, Training und im Bedarfsfall Expert*innen und 
helfende Hände vor Ort sicher zu stellen. Die Teilnahme an einem Notfallverbund mag Geld 
erfordern, sicher auch einiges an Engagement. Aber sie schärft das Bewusstsein für Risiken. 
Gemeinsam mit anderen Partnern im Notfallverbund kann man viel bewegen, auch weitere 
Mittel und Partner gewinnen. Technik und Ausrüstung können gemeinsam erworben und 
betrieben werden, hierfür gibt es gute Beispiele unter anderem aus Münster, Dresden, Weimar 
und auch aus Köln. Schließlich kann die Zusammenarbeit im Notfallverbund auch Wirkung 
in die Öffentlichkeit entfalten. Seit einigen Jahren agieren Notfallverbünde zudem nicht 
mehr isoliert vor Ort, sondern erfahren zunehmend regionale und nationale Koordination. 
Seit 2019 hat das Redaktionsteam des Sicherheitsleitfadens Kulturgut (SiLK) die nationale 
Koordination übernommen, zunächst im Auftrag des BBK, zukünftig in dem der BKM.36 
Bundesweite Koordination der Arbeit der Notfallverbünde gerade bei größeren Schadens- oder 
Bedrohungslagen ist ein wichtiges Thema, für das aber noch kein Mechanismus entwickelt ist. 
Im Rheinland sind wir etwas weiter. Schon bei der Hochwasserlage im Sommer 2021 hat der 
LVR eine koordinierende Rolle übernommen. Diese sollte unbedingt weiter ausgebaut werden, 
denn gerade der Klimawandel kann zu Havarien an mehreren Orten gleichzeitig führen. 

34	 Vgl. für das Rheinland https://afz.lvr.de/de/archivberatung/foerderung/landesinitiative_sub-
stanzerhalt_1/landesinitiative_substanzerhalt_3.html#:~:text=Die%20Landesinitiative%20
Substanzerhalt%20(LISE)%20ist ,2020%20unter%20ver%C3%A4nderten%20
Rahmenbedingungen%20fortgef%C3%BChrt (19.01.2023). Das Land NRW stellt im Rahmen 
der Landesinitiative Substanzerhalt seit 2006 Mittel für die dauerhafte, umfassende Unterstützung 
bei der Prävention bereit. Ursprünglich für die Massenentsäuerung eingerichtet, können über dieses 
Programm auch Maßnahmen wie Dekontamination, Reinigung, Verpackung, Restaurierungs
maßnahmen unterstützt werden (seit 2021).

35	 Insbesondere bei der Nutzung von Bundesmitteln ist die Verknüpfung mit den jährlichen Haushalten 
und den rigiden Antrags- und Bescheidfristen oft problematisch. Und nur in seltenen Fällen kann 
auf das Einbringen eigener Mittel verzichtet werden.

36	 Die Notfallverbünde werden durch die KEK gefördert. Die Nationale Akademie der Wissenschaften/
Leopoldina in Halle ist seit längerem im Bereich des Kulturgutschutzes aktiv und erforscht die 
Notfallverbünde und ihr Potenzial derzeit. Sie hat auch einen Bericht zu rechtlichen Rahmenbe-
dingungen der Notfallvorsorge vorgelegt: https://www.leopoldina.org/publikationen/detailansicht/
publication/die-rechtlichen-grundlagen-der-notfallvorsorge-fuer-kulturgueter-2022/ (19.01.2023).
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Unter den Initiativen, die sich auf nationaler Ebene mit Notfallversorgung befassen, ist sicher 
BlueShield Deutschland der relevanteste Anbieter.37 Als Teil von BlueShield International handelt 
es sich bei der deutschen Teilorganisation auch um einen Zusammenschluss der Berufsverbände 
von Archiven, Bibliotheken, Museen und Denkmalschutz. Seine Ziele gewinnt Blue Shield 
Deutschland aus der Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut in bewaffneten Konflikten. 
Der Fokus liegt auf Vernetzung, der Verbesserung von Kapazitäten, dem Wissensaustausch 
sowie der Zusammenarbeit untereinander und mit den zivilen und militärischen Institutionen 
zum Bevölkerungsschutz. Eine Mitgliedschaft bei BlueShield Deutschland ist als Person, 
aber auch für Institutionen möglich. Weitere Verbände und Gesellschaften agieren ebenfalls 
bundesweit im Feld der Notfallvorsorge.38

Kein Zweifel: Kulturgutschutz hat Konjunktur!
Es ist deshalb gut und sinnvoll, dass sich dieser Rheinische Archivtag mit dem Thema beschäf-
tigt. Die herrschende Kombination aus Risiken militärischer Auseinandersetzung mit den 
allenthalben fühlbar werdenden Folgen der Klimakrise macht es in jedem Fall erforderlich für 
die Archive, sich darum zu kümmern. Beispiele und Perspektiven dieses Archivtages mögen 
als Ansporn wirken und Wege zeigen, wie Archivar*innen die sich bietenden Möglichkeiten 
zielgerichtet nutzen können.

37	 https://www.blue-shield.de/ - dort auch Berichte zu den Aktivitäten des Vereins.
38	 Die Deutsche Gesellschaft für Kulturgutschutz (https://dgks-ev.org/) arbeitet eng mit Blue Shield 

Deutschland zusammen: Ziel: Bewusstsein, Vernetzung, Einbindung von Nicht-Expert*innen in das 
Thema Kulturgutschutz. Für den Verband der Restauratoren erarbeitet auf Initiative des Vorstands 
der „Arbeitsausschuss Kulturgüterschutz“ ein Netzwerk von restauratorischen Fachkräften, das in 
verschiedenen Missionen und Konstellationen abgerufen werden kann (https://www.restauratoren.
de/der-vdr/arbeitsausschuss-kulturgueterschutz/ 19.01.2023). Die Kulturstiftung der Länder hat im 
Gefolge der Hochwasserkatastrophe 2021 die Notfallallianz Kultur gegründet, die in diesem Bereich 
tätige selbständige Vereine, Verbände und Initiativen vor allem mit Blick auf die „die damit verbundene 
politische und gesellschaftliche Signalwirkung“ verbinden und vernetzen soll (https://notfallallianz-
kultur.de/ 19.01.2023).
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(K)ein Erfahrungsbericht

Gilles Regener

Erstens kommt es anders, und zweitens als man denkt!
Wie oft haben wir dieses Zitat schon im Kontext von Notfallsituationen benutzt. Dabei 
handelt es sich bei Notfällen sowohl um unvorhersehbare und nicht planbare, als auch um 
vorhersehbare, aber unvermeidbare Ereignisse. Kommt es dann doch zum Notfall, trifft 
das Zitat (meistens) voll zu: Denn trotz Planung und Festlegung aller Handlungsabläufe, 
gestaltet sich jede Notfallsituation anders und ist deshalb unterschiedlich zu bewerten und 
zu bewältigen. Jede Notfallsituation erlebt man anders und jedes Mal macht man neue und 
andere Erfahrungen, positive wie negative. Doch über eines muss man sich von vorneherein 
im Klaren sein: Man macht nicht alles richtig. Deshalb habe ich auch den Titel meines 
Beitrages bewusst mit „(K)ein Erfahrungsbericht“ ergänzt. 

Es braucht hier sicherlich keine Auflistung aller Schadens- und Katastrophenereignisse der 
letzten Jahre, um für die unabdingbare Notwendigkeit einer konsequenten Notfallplanung 
zum Schutz und zur Rettung von Kulturgütern in Kultureinrichtungen zu argumentie-
ren und somit eine schnelle Reaktion und Handlungsmöglichkeit im Notfall zu ermög-
lichen. Notfallplanung ist die Vorbereitung auf ein Ereignis, ob vorhersehbar oder nicht, 
das hoffentlich nicht eintreten wird und für den Ernstfall angemessene Handlungs- und 
Bewältigungsmaßnahmen vorsieht. 

Grundsätzlich baut die Notfallplanung auf folgende drei Fragen auf:
	▪ Was könnte wann, wie und wo mit welchen Folgen passieren?  Risikoanalyse
	▪ Wie muss reagiert werden, wenn ein vorhersehbares oder unvorhersehbares Ereignis 

eintritt?  Notfallplan
	▪ Wie geht man mit dem Schaden um und wie stellt man den Ursprungszustand 

wieder her?  Nachsorge

Doch genau hier liegt das Paradox einer jeden Notfallplanung: Deren Notwendigkeit und 
Wichtigkeit ist sich wohl jeder bewusst, doch erschweren oft Personal-, Zeit- und auch 
Geldmangel die konsequente Umsetzung. Ja, Notfallplanung ist zeitaufwendig und teuer 
– aber immer noch wirtschaftlicher als die Kosten im Schadensfall, unabhängig vom mög-
licherweise damit einhergehenden Totalverlust von Archivgut.
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In Anlehnung an Maria Kobold und Jana Moczarski39 muss festgehalten werden:
	▪ Notfallplanung ist eine essentielle bestandserhalterische Notwendigkeit und somit 

auch eine fachliche Daueraufgabe für jede Einrichtung.
	▪ Notfallplanung ist eine Führungsaufgabe und muss von der Leitungsebene gefördert 

und mit allen notwendigen Ressourcen unterstützt werden.
Spricht man von Notfallplanung, so stehen vor allem Notfallmaßnahmen und Notfallpläne 
im Vordergrund – deren Erstellung und Abstimmung oft langwierige Prozesse sind, und 
deshalb vor allem für kleine Institutionen abschreckend bzw. wegen Ressourcenmangel zu 
schwer umzusetzen sein können.

Ein erster elementarer Schritt für das Notfallkonzept einer jeden Einrichtung ist die 
Ernennung eines Notfallbeauftragten. Wie bereits erwähnt ist Notfallplanung eine Führungs
aufgabe und somit kommt dem Notfallbeauftragten eine tragende Rolle zu. Er kann dieser 
Aufgabe aber nur gerecht werden, wenn er sich hierfür sowohl der Unterstützung seiner 
Vorgesetzten als auch der Anerkennung seiner Rolle durch seine Kollegen und Mitarbeiter 
sicher ist.

Neben dem Notfallbeauftragten zum Schutz und Erhalt des Kulturguts sind aber auch 
die gesetzlich vorgesehen Sicherheits- und Brandschutzbeauftragten zu erwähnen. Deren 
primäre Aufgabe ist der Personen- und Gebäudeschutz, und je nach Ausmaß und Art eines 
Notfalls müssen auch sie eingreifen. 

Zu den Aufgaben des Notfallbeauftragten gehört es, ein Notfallkonzept auszuarbeiten 
und es auch hausintern zu kommunizieren, Notfallpläne zu erstellen und zu pflegen, ein 
Notfallteam aufzustellen und zu schulen, Notfallausstattung und -material zu verwalten 
sowie die Leitungsebene in allen relevanten Fragen zur Notfallplanung zu beraten und auf 
eventuelle Missstände hinzuweisen. 

Der hierfür nötige Zeitaufwand ist nicht zu unterschätzen – auch nicht vom Notfall
beauftragten selbst – deshalb muss dem Notfallbeauftragten vonseiten seiner Hierarchie die 
nötige Zeit zugestanden werden, sowohl für die konkrete Erfüllung seiner Aufgaben als auch 
für seine eigene Weiterbildung, sei es durch Tagungen, Workshops und den Austausch mit 
Fachkollegen aus anderen Einrichtungen oder in Notfallverbünden. Darüber hinaus ist es 
auch sinnvoll, wenn die Größe der zuständigen Verwaltung (Behörde, Institution) es denn 
zulässt, eine Vertretung für den Notfallbeauftragten vorzusehen.

Die somit aufgebaute Fachkompetenz ist nicht nur elementar, um gegenüber der Leitungs
ebene zu argumentieren und gegebenenfalls interne Prozeduren anzupassen. Sie ist genauso 
wichtig, um von den Mitarbeitenden akzeptiert zu werden, diese in das Notfallkonzept 
miteinzubinden und Anpassungen umzusetzen. Dies erfordert von dem Notfallbeauftragten, 
neben einem guten Kenntnisstand über Gebäude, Bestände und Abläufe, vor allem 
Kommunikationsfähigkeit und Verantwortungsbewusstsein. Durch eine konsequente Sensi
bilisierungsarbeit und Wissensvermittlung kann er Ängste und Unsicherheiten ab- und 
Handlungskompetenz aufbauen. Er trägt damit aber auch nachhaltig zu einer schnellen und 

39	 Maria Kobold/Jana Moczarski: Bestandserhaltung. Ein Ratgeber für Verwaltungen, Archive und 
Bibliotheken. Darmstadt 2022 [https://doi.org/10.25534/tuprints-00011407 (22.05.2022)].
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angepassten Reaktion zur Schadensminderung bzw. -bewältigung im Ernstfall bei. Nicht 
weniger wichtig ist es, das Feedback der Mitarbeiter*innen aufzunehmen, darauf einzugehen 
und es gegebenenfalls in das Notfallkonzept einfließen zu lassen. 

Kommt es zum Ernstfall, ist es wichtig, dass die Autorität und Kompetenz des Notfall
beauftragten nicht infrage gestellt werden und seinen Anweisungen auch Folge geleistet 
wird. Hier muss man deutlich hervorheben, dass jeder Notfall an sich umstandsbedingt 
eine Extremsituation darstellt und schnell zur Belastungsprobe wird. Der Notfallbeauftragte 
muss im Ernstfall bereit sein, Verantwortung zu übernehmen, weshalb auch folgende 
Führungsqualitäten unabdingbar sind: Stressresistenz, Belastbarkeit, Entschlussfähigkeit 
und Selbstvertrauen.

Ist der Notfall eingetreten, sind alle in der Notfallkette aufgeführten Personen zu infor-
mieren. Als Schnittstelle zwischen Leitungsebene und Notfallteam übernimmt der Notfall
beauftragte die Koordination des Einsatzes vor Ort. Damit Entscheidungsprozesse schnell und 
klar ablaufen können und es nicht zu störendem Kompetenzgerangel kommt, ist es wichtig, 
dass dem Notfallbeauftragten von der Leitungsebene das nötige Vertrauen entgegengebracht 
und ihm die nötige Entscheidungsgewalt und Weisungsbefugnis übertragen wird. An dieser 
Stelle kann ich aus eigener Erfahrung anführen, dass es für den Ernstfall hilfreich ist, wenn 
der Notfallbeauftragte auch eine leitende Funktion im Alltag innehat und sich diese Frage 
im Ernstfall erst gar nicht stellt. Dies setzt voraus, dass die Abstimmung zwischen beiden 
Ebenen stimmt.

Wie bereits erwähnt, ist der Notfallbeauftrage zuständig für die Rettung und Bergung des 
Archivguts. Hier muss deutlich hervorgehoben werden, dass Personenschutz absoluten Vorrang 
hat und der Notfallbeauftragte von den Sicherheitsbeauftragten bzw. -behörden abhängig ist 
und sich an deren Anweisungen halten muss. Die Bergungsarbeiten dürfen also erst beginnen, 
wenn keine Gefahr mehr für die Helfenden besteht und die Bergungsstelle freigegeben wurde. 
Aus diesem Grund, und um jegliche Diskussionen von vorneherein zu vermeiden, ist es von 
großer Wichtigkeit, dass ein regelmäßiger Austausch zwischen den einzelnen Zuständigen statt-
findet und jährliche gemeinsame Archivbegehungen organisiert werden. Dies vereinfacht die 
Kommunikation im Ernstfall deutlich und erlaubt eine schnelle Reaktion. Es bietet zudem die 
Möglichkeit, die Feuerwehr und andere Rettungskräfte für den Erhalt unersetzlichen Archivguts 
zu sensibilisieren und somit die Bewältigungsmaßnahmen ihrerseits auch anzupassen.

Ist der Schadensort für die Bergung des Archivguts freigegeben, so weist der Notfall
beauftragte die Helfenden ein und teilt sie – soweit es möglich ist – in Helferteams ein, 
koordiniert die Abläufe zwischen diesen und organisiert die Maßnahmen zur Bergung und 
Erstversorgung der Bestände. In einer nächsten Phase kümmert er sich um die Nachsorge- 
und Instandsetzungsarbeiten. 

Am Anfang meines Beitrags habe ich erwähnt, dass Notfallplanung die Vorbereitung auf 
ein Ereignis ist, das hoffentlich nie eintritt. Leider stellt sich erst im realen Eintrittsfall heraus, 
ob das Konzept auch wirklich funktioniert, bzw. wo (noch) Handlungsbedarf besteht und 
Anpassungen nötig sind. An dieser Stelle sei deshalb auch erwähnt, dass ein Notfallkonzept 
regelmäßig überprüft und im Falle von strukturellen oder organisatorischen Änderungen 
innerhalb der Einrichtung überarbeitet werden muss.
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Nachfolgend möchte ich gerne anhand von zwei Notfallereignissen meine Erfahrungen 
als „Notfallbeauftragter“ schildern. Ich möchte dem sogleich vorausschicken, dass ich nie 
zum Notfallbeauftragten ernannt wurde, sondern mich eher durch Zufall in dieser Rolle 
wiederfand.

25. Juli 2019: Wassereinbruch im Nationalarchiv
Am 25. Juli 2019 kam es zu einem Wassereinbruch in einem Außenmagazin des Luxemburger 
Nationalarchivs. Hier sei kurz erwähnt, dass das Nationalarchiv, neben seinem Hauptgebäude 
in Luxemburg-Stadt, noch auf vier – mittlerweile gar fünf – weitere Standorte verteilt ist.

Das betroffene Außenmagazin befindet sich in unmittelbar Nähe zum Hauptgebäude im 
Parkhaus St. Esprit, direkt unter dem Gerichtsviertel (Cité judiciaire). Als dieses Depot im 
Sommer 2005 eingerichtet wurde, war es zunächst als Übergangslösung in Erwartung eines 
neuen Archivbaus gedacht. Was wir hier als Depot bezeichnen, ist im Grunde nur ein Parkhaus, 
das als Archivmagazin umfunktioniert wurde und nach unserem Auszug auch direkt wieder 
als Parkfläche genutzt werden soll. Es handelt sich um zwei unterirdische Stockwerke von je 
knapp 1.000 Quadratmetern und 5.000 Regalmetern, die über eine Auffahrrampe miteinan-
der verbunden sind. Aber wie wir alle wissen: Nichts ist zählebiger als ein Provisorium. Der 
Archivneubau, dessen Planung auf das Jahr 2003 zurückgeht, verzögerte sich so, dass das 
Magazin sich auch heute noch in diesem Parkhaus befindet. Zumindest haben die Bauarbeiten 
für das neue Nationalarchiv in Esch-Belval mittlerweile begonnen, die Fertigstellung ist für 
Ende des Jahres 2025 geplant.40

Der 25. Juli 2019 war bis dato einer der wärmsten Tage des Jahres. Das Gerichtsviertel 
wird über eine Kraft-Wärme-Kopplungsanlage versorgt, und der Betreiber ließ die Anlage an 
diesem Tag auf Hochtouren laufen, um eben Energie zu produzieren. Das hierfür benötigte 
Wasser wurde abgelassen, konnte aber nicht wie vorgesehen ablaufen, mit dem Resultat, dass 
unser Magazin geflutet wurde.

Es ist der geistesgegenwärtigen und schnellen Reaktion unseres Magazinverwalters zu 
verdanken, dass wir rückblickend doch noch einigermaßen glimpflich davongekommen sind. 
Während einer Aushebung, die er schnell noch vor seiner Mittagspause erledigen wollte und 
die eigentlich erst für den nächsten Tag angedacht war, entdeckte er bei einem Bodensiphon 
eine kleine Pfütze. Da er sich den Ursprung nicht erklären konnte, informierte er mich sofort, 
so dass ich knapp 5 Minuten später selbst vor Ort war. Zu diesem Zeitpunkt war nicht nur 
die Pfütze größer geworden, auch bei den anderen Bodenabläufen trat nun massiv Wasser aus.

Nachdem wir die Lage kurz eingeschätzt hatten, wies ich unseren Magazinverwalter an, 
einige Kollegen – die Meisten waren in der Mittagspause – zusammenzurufen, während ich ver-
suchte, die technischen Verantwortlichen des Gerichtsgebäudes zu erreichen, um den Ursprung 
der aufkommenden Wassermenge ausfindig zu machen und gegebenenfalls abzustellen. Da 

40	 Nachdem das Projekt für einen Neubau des Nationalarchiv mehrfach verschoben wurde, wurde am 
20. August 2020 das Gesetz zum Bau des neuen Archivgebäudes verabschiedet, und der offizielle 
Spatenstich fand am 3. März 2022 statt.
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Abb. 13 & 14: Innerhalb von wenigen Minuten wurde aus einer Pfütze ein komplett geflutetes 
Archivmagazin, Fotos: Gilles Regener, Nationalarchiv Luxemburg.
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mittlerweile absehbar war, dass sich hier ein größerer Notfall aufbaute, kontaktierte ich unsere 
Direktorin und gab ihr einen kurzen Überblick über das Ausmaß des Vorfalls, worauf hin 
sie mir sofort grünes Licht gab, alle notwendigen Schritte zu unternehmen. Zwischenzeitlich 
waren bereits die vom Magazinverwalter kontaktierten Mitarbeiter vor Ort, so dass wir nach 
einer kurzen Lagebesprechung mit den Notfallmaßnahmen beginnen konnten. 

Wir teilten die anwesenden Mitarbeiter in Teams auf, wobei es in einer ersten Phase 
vor allem darum ging, Chaos und Durcheinander durch zu viel Hilfsbereitschaft bzw. 
unkoordinierte Aktionen zu vermeiden. Zu diesem Zeitpunkt war das größte Problem, 
dass wir mittlerweile – zusammen mit den Verantwortlichen der Cité judiciare – zwar 
wussten, wo das Wasser herkam, aber nicht warum und vor allem nicht, wie viel Wasser 
noch kommen würde. Inzwischen stand das Wasser an einigen Stellen knapp 5 cm im 
Depot und wir beschlossen, das Archivgut der untersten Fachböden, wo noch kein Wasser 
stand, in Sicherheit zu bringen. Gleichzeitig kontaktierten wir die Berufsfeuerwehr, die 
knapp 10 Minuten später vor Ort war.

Rückblickend kann ich sagen, dass dieser Moment der schwierigste war. Einerseits galt 
es, sich mit der Feuerwehr und dem technischen Dienst der Cité judiciaire zu beratschlagen 
und das weitere Vorgehen abzuklären. Wie bereits erwähnt, befindet sich das Magazin 
im fünften Untergeschoss eines Parkhauses ohne direkten Ausgang ins Freie. Das Wasser 
konnte nicht einfach durch die Abläufe abgepumpt werden, da das Risiko bestand, dass es 
dann an anderer Stelle wieder ins Magazin strömen würde. Wir mussten also eine andere 
Lösung finden und entschieden schlussendlich, das Wasser über die Notausgänge nach 
oben direkt ins Freie zu pumpen. Anderseits musste auch sichergestellt werden, dass die 
Bergungsarbeiten koordiniert ablaufen konnten, denn mittlerweile waren noch zusätzliche 
Mitarbeiter eingetroffen, die alle helfen und sich mit unterschiedlichen Ideen einbringen 
wollten. Erschwerend kam hinzu, dass im fünften Untergeschoss der Mobilfunkempfang 
zu schwach war, und somit jegliche Kommunikation über Mobiltelefone unmöglich war. 
Um die ganze Koordination und Kommunikation zu vereinfachen, habe ich zwei Personen 
bestimmt, die für die Helfenden direkte Ansprechpartner waren und mir so den Rücken 
freihielten. Das erlaubte es mir, sowohl mit der Feuerwehr die nächsten Schritte abzuklären, 
als auch mit meiner Direktorin Rücksprache zu halten und den Einsatz zu koordinieren. 

Doch meistens kommt es anders als man denkt. 
Als nämlich alle Schläuche verlegt waren und das Abpumpen des Wassers begonnen hatte, 

wurde die Feuerwehr von ihrer Leitstelle zu einem anderen Notfall abberufen. Wie bereits 
erwähnt, handelte es sich bei diesem 25. Juli um einen der wärmsten Tage des Jahres, und 
da es auch schon eine Zeit lang nicht mehr geregnet hatte, kam es knapp 5 km Luftlinie 
entfernt zu einem Feld- und Buschbrand, wo weitere Einsatzkräfte benötigt wurden, um 
diesen unter Kontrolle zu bringen. Der Einsatz musste deshalb bei uns abgebrochen werden. 
Da das Wasser immer noch einige Zentimeter hoch im Magazin stand – wegen des niedrigen 
Wasserstands konnten nur Tauchpumpen verwendet werden und das Wasser musste zum 
tiefsten Punkt geleitet werden –, entschieden wir zusammen mit dem Einsatzleiter, alle 
Pumpen weiterlaufen zu lassen und selbst unter Kontrolle zu halten, während die Feuerwehr 
zu ihrem Löscheinsatz abzog. Das Material sollte dann später abgeholt werden. 
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Da wir bis zu diesem Zeitpunkt nur wenig Erfahrung mit Notfällen in diesem Ausmaß 
hatten, haben wir uns dazu entschlossen, die Restauratorin aus dem Nationalen Geschichts
museum (MNHA) zu kontaktieren und um Hilfe zu bitten. Knapp 45 Minuten später 
traf die Restauratorin mit ihren Mitarbeitern vor Ort ein, und nach einem kurzen Briefing 
übernahmen sie die Koordination der Verpackungsstelle und kümmerten sich um das 
Verpacken und die Vorbereitung für die Gefriertrocknung. Hier sei noch zu erwähnen, dass 
sie gleich einen ganzen LKW mit Notfallmaterial – was uns später noch zugutekommen 
sollte – inklusive Fahrer mitbrachten.

Abb. 15: Verpackungsstation, Foto: Gilles Regener, Nationalarchiv Luxemburg.

Ab diesem Moment – mittlerweile waren knapp vier Stunden seit Entdeckung der 
Pfütze vergangen und auch das ganze Wasser war abgepumpt – liefen die Rettungs- 
und Bergungsarbeiten koordiniert, ja fast schon routiniert ab. So konnte ich mich mit 
einem Kollegen um die Organisation von Kühllastwagen, Lagerflächen und den späteren 
Abtransport kümmern. Da es mittlerweile schon nach 16 Uhr war, gestaltete es sich schwie-
riger, direkt die richtigen Stellen und Personen zu erreichen. Insgesamt muss man jedoch 
sagen, dass uns überall – nachdem wir unsere Notfalllage dargestellt hatten – pragmatisch 
und unbürokratisch geholfen wurde. Auch unsere Ministerin Sam Tanson begab sich sofort, 
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nachdem sie von unserer Direktorin über den Vorfall informiert wurde, zum Einsatzort, 
um sich ein Bild von der Situation zu machen und den Helfenden Anerkennung für ihren 
Einsatz auszusprechen.

Waren nun die wichtigsten Punkte zur Rettung des Archivguts abgeklärt und alle Teams 
bei ihrer Arbeit, standen für die Koordinierungsstelle aber noch einige Überlegungen an, 
insbesondere wegen der hohen Luftfeuchtigkeit im Magazin. Unser Magazin wird über 
eine Klimaanlage mit Frischluft versorgt, wegen der extrem hohen Außentemperatur – es 
waren knapp 35°C – war es uns auch nicht möglich die Klimaanlage umzuprogrammieren 
und somit für einen optimaleren Luftaustausch zu sorgen. Nach einigem Hin und Her 
entschieden wir uns, mobile Bauentfeuchter und Ventilatoren zu besorgen. Wegen des 
hohen Stromverbrauchs waren wir gleich mit dem nächsten Problem konfrontiert: Im Depot 
fehlte es uns an den richtigen Starkstromanschlüssen und wir hatten auch nicht ausreichend 
Verlängerungskabel, um eine provisorische Stromversorgung aufzubauen. Da uns das Risiko 
zu hoch war, bis zum nächsten Morgen zu warten, und auch die Klimaanlage mittlerweile 
am Limit lief, klärten wir mit dem Energieversorger die verschiedenen Optionen ab und 
entschieden uns für die provisorische Installation eines Verteilers im Außendepot. Gleichzeitig 
mussten wir auch noch eine Anschlussstelle für den Kühlwagen installieren, um die fertigen 
Paletten zwischenzulagern.

Abb. 16: Schimmelbildung am Zeitungsbestand, Foto: Gilles Regener, Nationalarchiv Luxemburg.

Zwischenzeitlich waren die Bergungsarbeiten im Magazin gut vorangekommen und wir 
konnten auch einen ersten LKW zum Abtransport ins Kühllager abfertigen. Nun war aber 
auch der Zeitpunkt gekommen – wir waren alle mittlerweile bereits ungefähr 6 bis 8 Stunden 
im Einsatz, und das unter schwierigen Bedingungen –, an dem die ersten Ermüdungs
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erscheinungen aufkamen und auch die Stimmung etwas gereizter wurde. Nach einem 
kurzen Briefing und unter Berücksichtigung des Umstands, dass wir die Situation jetzt 
unter Kontrolle hatten, entschieden wir uns, für heute abzubrechen und am nächsten Tag 
mit frischen Kräften fortzufahren. Nichtsdestotrotz saßen wir alle, teils übermüdet, noch 
mit bestellter Pizza beisammen und jeder schilderte seine Eindrücke. 

Am nächsten Morgen nahmen wir, in neu zusammengesetzten Teams, die Bergungsarbeiten 
wieder auf. Neben der Bergung, der Verpackung und der Vorbereitung von geschädigtem 
Archivgut für die Gefriertrocknung, stellte sich uns noch eine ganz andere Herausforderung. 
Durch die hohe Luftfeuchtigkeit, die extremen Temperaturen und die nicht richtig funktio-
nierende Klimaanlage hatte sich am Zeitungsbestand Schimmel gebildet. Um eine komplette 
Kontamination des Magazins zu verhindern, entschieden wir uns – nach Absprache mit der 
Nationalbibliothek – die betroffenen Bände auszusondern, wofür wir aber erstmal einen 
Container organisieren mussten. Trotz allem, und vor allem wegen eines enormen Kraftakts 
unserer Mitarbeiter, konnten wir am späten Nachmittag den Einsatz abschließen. 

Die nächsten Wochen war ich hauptsächlich damit beschäftigt, Lösungen für die Lagerung, 
den Transport und die Gefriertrocknung des geschädigten Archivguts zu finden. Zusammen 
mit den Technikern der staatlichen Bautenverwaltung kümmerte ich mich um die Reinigung 
und Instandsetzung des Magazins, bzw. die Beseitigung der Mängel und Fehlplanungen, die 
schlussendlich zum Schadensszenario geführt hatten.

15. Juli 2021: Überflutung des Literaturarchivs in Mersch
Jeder wird noch die dramatischen und schrecklichen Bilder aus der Zeit nach dem 15. Juli 
2021 in Erinnerung haben. Auch in Luxemburg setzte in der Nacht vom 14. auf den 15. 
Juli Starkregen ein. Infolge von tagelangem Dauerregen kam es im gesamten Land zu 
Überflutungen. Als ich morgens zur Arbeit fuhr, bekam ich mit, dass einige Ortschaften 
bereits unter Wasser standen – doch zu diesem Zeitpunkt war noch niemandem wirklich 
bewusst, was noch alles auf uns zukommen würde und wie dramatisch sich die Situation im 
Verlauf entwickeln sollte. Im Nationalarchiv hatten wir am Vortrag, wegen den Unwetter
warnmeldungen, unsere Vorkehrungen getroffen und führten sowohl am Abend zuvor als 
auch direkt am Morgen Kontrollgänge durch. Wir waren dieses Mal ohne Schaden davon-
gekommen und begannen den Tag wie jeden anderen auch. Mittlerweile kamen jedoch 
die ersten Nachrichten rein, erste Bilder waren auf den sozialen Netzwerken zu sehen und 
schnell wurde jedem das Ausmaß der Katastrophe bewusst. 

Gegen 8.30 Uhr leitete unser Sekretariat mir einen Anruf aus dem Merscher Literaturarchiv 
(CNL) weiter. Das Literaturarchiv hätte einen Wasserschaden – über das Ausmaß konnte 
mir zu dem Zeitpunkt auf Nachfrage hin nicht viel gesagt werden. Die Frage war, ob ich 
ihnen, da ich ja vor 2 Jahren den Wasserschaden im Nationalarchiv koordiniert hatte, mit 
Kontakten für Kühlflächen zur Lagerung des durchnässten Archivguts weiterhelfen könnte. 
Selbstverständlich sagte ich meine Hilfe zu. Fürs Erste verblieben wir so, nichtsdestotrotz 
wies ich unsere Magazinverwalter an, unseren Dienstlieferwagen mit Notfallmaterial zu 
bestücken und alles für den Ernstfall vorzubereiten. Ich klärte auch schon vorrausschauend 
das weitere Vorgehen mit unserer Direktorin ab und wir entschieden, keine Zeit verstreichen 
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Abb. 17 & 18: Bei Ankunft in Mersch - Land unter!, Foto: Gilles Regener, Nationalarchiv 
Luxemburg.
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zu lassen, sondern mit einem Team nach Mersch aufzubrechen. Zusätzlich stellten wir ein 
zweites Team auf, das auf Abruf und je nach Bedarf nach Mersch abgezogen werden konnte. 
Als wir knapp 30 Minuten später unterwegs waren, meldete das Literaturarchiv sich erneut 
und bat angesichts des Ausmaßes um unsere Hilfe. 

Vor Ort angekommen – auf Umwegen, da ganz Mersch und das Alzette-Tal überflutet 
waren –, mussten wir feststellen, dass die Situation sich viel schlimmer darstellte als ange-
nommen. Im Literaturarchiv selbst herrschte heilloses Durcheinander und jeder versuchte 
zu helfen und zu retten so gut er konnte. Wir probierten erstmal, uns irgendwie einen 
Überblick zu verschaffen und einen Ansprechpartner zu finden, was sich als gar nicht so 
einfach herausstellen sollte. Als wir dann zu den Verantwortlichen geführt wurden, trauten 
wir unseren Augen nicht: alle waren im komplett überfluteten Gebäude und versuchten – 
teils mit einem Kajak – das Archivgut zu bergen, ohne sich der Gefahren bewusst zu sein.

Es kostete uns viel Überzeugungskraft, die Leute aus dem Wasser zu bekommen und 
ihnen zu erklären, in welche Gefahr sie sich begeben hatten und welche Konsequenzen das 
gegebenenfalls haben könnte, wenn Personen zu Schaden kommen würden. In dem Fall 
würde der Einsatzort komplett abgesperrt werden und an eine Bergung wäre dann zumindest 
kurzfristig nicht mehr zu denken. Abgesehen davon würde man auch im Hinblick auf die 
Bergung des Archivguts mit dieser unkoordinierten Aktion mehr Schaden anrichten als 
Gutes tun. Als das geklärt war und wir sicher waren, dass sich niemand mehr in Lebensgefahr 
bringen würde, machten wir uns zusammen mit der Direktorin des CNL ein Gesamtbild der 
Situation. Während wir das weitere Vorgehen besprachen, übertrug sie mir die Koordination 
des Einsatzes. Zwischenzeitlich hatten wir das zweite Team aus dem Nationalarchiv angefor-
dert, so dass gegen Mittag sechs unserer Mitarbeiter – die auch bereits beim Einsatz 2019 im 
Nationalarchiv dabei waren und somit die Abläufe kannten – vor Ort waren. Wir stellten 
sogleich Teams zusammen, die sich um die unterschiedlichen Aufgaben kümmerten, wobei 
jeweils ein Mitarbeiter des Nationalarchivs die Teamführung übernahm und somit mein 
direkter Ansprechpartner war. Das Schwierige hierbei war aber die Einteilung der Helfenden, 
die man einerseits nicht kannte, die anderseits aber auch emotional sehr mitgenommen waren. 
Nichtsdestotrotz war es aber in meinen Augen ein großer Vorteil, dass wir als „Externe“ eine 
gewisse Distanz hatten und gleichzeitig von den CNL-Mitarbeitern – auch wegen unserer 
Erfahrung – direkt akzeptiert wurden. Hier sei erwähnt, dass auch die Nationalbibliothek 
ein Team mitsamt dem nötigen Material nach Mersch schickte. Deren Teamleiter kümmerte 
sich vor allem um logistische Fragen und um die Beschaffung von Material.

Wie bereits erwähnt, stand das ganze Archivgebäude etwa 1,5 bis 2 Meter unter Wasser, 
und da es ununterbrochen weiterregnete, wussten wir auch nicht, wie hoch es noch steigen 
würde. Die größte Herausforderung stand uns aber noch bevor: wie bekommen wir den 
Keller – wo sich Arbeits- und Magazinräume befanden – schnellstmöglich leer, wohlwissend, 
dass der ganze Innenhof sowie die Straße komplett überflutet waren und das Wasser von 
dort nachdrückte.

Mittlerweile war der nationale Notstand ausgerufen worden, so dass auch alle Feuer
wehr- und Zivilschutzdienste im Einsatz waren und somit für uns keine Option darstell-
ten. Hilfe kam dann von Seiten der Armee, die ein drei Mann starkes Team – spezia-
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lisiert auf Wasseraufbereitung – mitsamt dem nötigen Material (Pumpen, Schläuchen, 
Notstromaggregaten usw.) nach Mersch schickte. Nach einem kurzen Briefing installierten 
wir die ersten Pumpen. Schnell stellte sich aber heraus, dass das vorhandene Material nicht 
ausreichend war. Über die Einsatzkoordinierungsstelle der Armee konnten wir direkt und 
unkompliziert zusätzlich benötigtes Material anfordern. Auch die Kommunikation vor Ort 
mit der Armee gestaltete sich sehr einfach – gleichzeitig war es von Vorteil, dass die Soldaten 
klare Befehlsstrukturen hatten und ihr Kommandant immer mit mir die einzelnen Aktionen 
absprach. So auch, als wir die nächsten Schritte planten, und sich die Frage stellte, wie wir 
an Kühltransporter und die dazugehörige Infrastruktur kommen. Auch hier sollte sich die 
Hilfe der Armee als wichtige Stütze erweisen, und innerhalb kürzester Zeit war die gesamte 
Logistik- und Infrastrukturfrage geklärt.

Da absehbar war, dass es noch einige Zeit dauern würde, bis die Keller leer wären, und 
sowieso im Moment nicht an Bergungsarbeiten zu denken war, schickten wir alle Helfenden, 
die nicht direkt vor Ort benötigt wurden, zum Ausruhen und Abschalten nach Hause. 
Gegen Abend konnte man dann davon ausgehen, dass es mindestens noch bis in den späten 
Vormittag des darauffolgenden Tages dauern würde, bis die Kellerräume betretbar waren. Bei 
einer kurzen Lagebesprechung beratschlagten wir über das weitere Vorgehen und informierten 
alle Helfenden, was am nächsten Tag anstehen würde, und brachen für diesen Tag ab. An 
dieser Stelle bleibt zu erwähnen, dass die Soldaten am späten Abend abgelöst wurden und 

Abb. 19: Das Literaturarchiv stand knapp 1,5 bis 2 m unter Wasser, Foto: Gilles Regener, National
archiv Luxemburg.
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somit sichergestellt war, dass das Abpumpen über Nacht weiterging und gleichzeitig auch 
das ganze Areal abgesichert war.

Als ich dann am nächsten Morgen als Erster vor Ort war, schilderte der anwesende 
Kommandant sofort die Lage. Das Abpumpen dauerte, wegen des dauernd nachdrückenden 
Wassers, länger als geplant, doch wollten wir diese Zeit nutzen, um die Helfenden einzu-
weisen, und Abläufe, insbesondere an der Verpackungsstation, zu erklären. Dies war von 
großem Vorteil, denn so wusste jeder genau, was er machen sollte, und wir gaben somit 
auch jedem die nötige Sicherheit. Hier möchte ich erwähnen, dass am zweiten Tag auch die 
zuständige Person für Notfallplanung des Literaturarchivs vor Ort war und sich auch direkt 
in die abgesprochenen Abläufe integrieren konnte.

Kurz vor Mittag war es dann endlich soweit, und das Wasser stand nur noch knöchelhoch 
in den Kellerräumen. Doch niemand wusste, was uns erwarten würde. Deshalb entschied 
ich mich, zusammen mit dem Magazinverwalter des Literaturarchivs – da er die Räume 
am besten kannte – reinzugehen und mir somit erstmal selbst ein Bild zu machen. Dieses 
Prozedere erlaubte es uns, eine gewisse Kontrolle über das Geschehen zu behalten (auch 
wegen des Risikos der Übertragung des Coronavirus) und die Bergung von innen heraus 
zu organisieren. Währenddessen brachten die einzelnen Teams sich an den verschiedenen 
Stationen in Stellung, und die Bergung konnte beginnen. Spätestens jetzt wurde auch dem 
Letzten bewusst, in was für eine Gefahr man sich gebracht hatte, als man unvorbereitet die 

Abb. 20: Ohne das technische Equipment der Armee wäre das Abpumpen des Wassers nicht möglich 
gewesen, Foto: Gilles Regener, Nationalarchiv Luxemburg.
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Abb. 21: Durch die Wassermassen verursachtes Chaos in den Magazin- und Arbeitsräumen, Foto: Gilles 
Regener, Nationalarchiv Luxemburg.

Abb. 22: Aufgequollene Planmappen, Foto: Gilles Regener, Nationalarchiv Luxemburg.
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Abb. 23: Bergungskette, Foto: Claude Welter, 
Nationalbibliothek Luxemburg.

Abb. 25: Logistische Unterstützung durch die Luxemburger Armee, Foto: Gilles Regener, Nationalarchiv 
Luxemburg.

Abb. 24: Logistische Unterstützung durch die 
Luxemburger Armee, Foto: Gilles Regener, 
Nationalarchiv Luxemburg.
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vollgelaufenen Keller betreten hatte: neben Möbeln und Kisten, die durch die Wassermassen 
bewegt worden waren und zum Teil Zugänge blockierten, schwammen im Wasser geborstene 
Glasrahmen und ausgetretenes Heizöl.

Gegen Abend war alles geschädigte Archivgut in den Kühlcontainern untergebracht. Da 
es nicht mehr möglich war, die Kühlcontainer ins Kühllager zu bringen, konnten wir – nach 
Rücksprache mit der Armee – diese auf dem Kasernen-Areal der Armee zwischenlagern. 
Somit war dann auch die Frage nach der Sicherheit des Archivguts geklärt. 

Bei einem letzten Briefing besprachen wir dann noch die nächsten Schritte und die wei-
tere Vorgehensweise, insbesondere, was die Gefriertrocknung der geschädigten Archivalien 
anging, und damit war dann auch dieser Einsatz – zumindest vor Ort – für mich beendet. 

Fazit
Abschließend würde ich folgende Punkte als meine Erfahrungswerte zurückbehalten:

Es muss für eine klare, deutliche und unmissverständliche Kommunikation gesorgt und 
vor allem berücksichtigt werden, dass jeder situationsbedingt anders reagiert.

Die Arbeitsabläufe müssen in einer Notfallsituation angepasst werden können und sind 
nicht in Stein gemeißelt: Hier gilt es vor allem, die Belastungsgrenzen des Teams nicht zu 
überschreiten und vorausschauend zu handeln.

Als Notfallbeauftragter sollte man auch sich selbst nicht überschätzen und sich die nötigen 
Ruhepausen nehmen. Der Notfallbeauftragte muss und kann auch nicht überall sein und 
alles machen, er muss auch delegieren können.

Jeder Mensch ist anders und geht anders mit solchen Notfallsituationen um: Während und 
vor allem nach dem Einsatz, sollte man den Helfenden auch die Möglichkeit zum Gespräch 
und Beisammensein anbieten, um somit das Erlebte besser zu verarbeiten.

Persönlich kam mir bei meinen Erfahrungen zugute, – und dafür herzlichen Dank –, 
dass ich zu jedem Moment das Vertrauen und die Unterstützung meiner Direktorin spürte 
und sie jederzeit für mich erreichbar war, und vor allem, dass sie mir die Möglichkeit gab, 
mich der Notfallplanung zu widmen. Gleichzeitig war es von großem Nutzen, dass ich mit 
einem Team zusammenarbeiten konnte, in dem jeder jeden unterstützte und sich jeder mit 
vollem Einsatz einbrachte.
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Abb. 26 & 27: Eingestretchte Paletten im Kühlcontainer, Foto: Claude Welter, Nationalbibliothek 
Luxemburg.
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Frank Peters

In diesem Beitrag sollen die notwendigen Grundlagen in der Zusammenarbeit von Feuer
wehren und Archiven als Kulturgut bewahrende Einrichtungen vermittelt werden. Dabei 
werden sowohl die Perspektive der Feuerwehren dargestellt als auch Wege aufgezeigt, wie 
eine erfolgreiche Zusammenarbeit gestaltet werden kann. 

Der Einsatz der Feuerwehren ist in Nordrhein-Westfalen im Gesetz über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) geregelt. Hierbei sind vor allem die 
in § 1 BHKG niedergelegten Aufgaben von entscheidender Bedeutung. § 1 Abs. 1 nennt drei 
wesentliche Typen von Situationen, in denen vorbeugende und abwehrende Maßnahmen durch 
die Feuerwehren zu treffen sind: Brandgefahren, Unglücksfälle oder öffentliche Notstände, 
die durch Naturereignisse, Explosionen oder ähnliche Vorkommnisse verursacht werden, 
sowie Großeinsatzlagen und Katastrophen. Diese gesetzlichen Aufgaben bauen dabei auf der 
„Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung“ auf und „ergänzen diese um die im öffentlichen Interesse 
gebotenen Maßnahmen“.41 Zusammenfassend sind die Feuerwehren gemäß BHKG für den 
Brandschutz, für Hilfeleistung in Unglücksfällen sowie den Katastrophenschutz zuständig. 
Die Zuständigkeit beschränkt sich hierbei auf die Beseitigung der jeweiligen Gefahr, und zielt 
darauf ab, dass die Einsatzstelle sicher dem Betreiber übergeben werden kann.

Die hier umrissenen gesetzlichen Rahmenbedingungen offenbaren eine Kernproblematik 
im Verhältnis zwischen Feuerwehren und Archiven: Der Begriff Kulturgutschutz taucht im 
Kontext der gesetzlichen Regelungen des Feuerwehrwesens nicht auf. Der einzig naheliegende 
rechtliche Anknüpfungspunkt für den Schutz von Archiven und Archivgut dürfte der in § 1 
Abs. 2 Nr. 2 BHKG vorausgesetzte Schutz „erheblicher Sachwerte“ sein. Aus dieser vorran-
gig wirtschaftlichen Betrachtungsweise erklärt sich auch eine eher reservierte Haltung von 
Feuerwehren zum Thema Kulturgutschutz. Die dafür notwendigen personellen und materiellen 
Ressourcen sind in der Regel nicht vorhanden, da der Kulturgutschutz im § 1 BHKG eben 
keine ausdrücklich definierte Aufgabe ist.

Feuerwehren unterliegen zwar der Landesgesetzgebung und -aufsicht, die jeweiligen Feuer
wehren nehmen die ihnen anvertrauten Aufgaben aber, anders als etwa die Polizei, in ihrer 
Eigenschaft als kommunale Einrichtung wahr. Gemäß § 3 Abs. 1 BHKG unterhalten die 
Gemeinden den örtlichen Verhältnissen entsprechende leistungsfähige Feuerwehren. Aus 
dem Umstand, dass der Gesetzgeber das Unterhalten leistungsfähiger Feuerwehren an die 
örtlichen Verhältnisse knüpft, ergibt es sich, dass Kommunen unterschiedlich organisierte 
Feuerwehren vorhalten. Die Anforderungen an eine Feuerwehr im ländlichen Bereich sind 

41	 § 1 Abs. 4 BHKG.
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dabei völlig andere als die an die Feuerwehr im städtischen Umfeld. Dies wirkt sich auch auf 
das Thema Kulturgutschutz aus. Da letzterer eben kein explizites feuerwehrrechtliches Ziel 
ist, ist die Stadt mit den meisten Kultureinrichtungen oder den wertvollsten Archivalien nicht 
zwingend gehalten, die dafür beste Ausstattung bei den Feuerwehren vorzuhalten. 

Auch die unterschiedliche Art der Organisation der Feuerwehren in NRW spielt letztlich eine 
Rolle für den Schutz von Archivgut. Feuerwehren in NRW unterteilen sich in Berufsfeuerwehren 
(mit Freiwilliger Feuerwehr), Freiwillige Feuerwehren mit hauptamtlichen Kräften und reine 
Freiwillige Feuerwehren. Letztere sind zwar rein ehrenamtlich organisiert, stehen aber, je 
nach örtlichen Verhältnissen, hinsichtlich ihres Fachwissens und ihrer Leistungsfähigkeit auf 
demselben Niveau wie Berufsfeuerwehren. Die Zusammenarbeit mit einer rein ehrenamtlichen 
Feuerwehr gestaltet sich indes im Tagesgeschäft anders, da diese Kolleginnen und Kollegen in 
der Regel nicht zu Tageszeiten für Besprechungen und Planungen zur Verfügung stehen.

Um eine Zusammenarbeit eines Archivs mit der örtlich zuständigen Feuerwehr zu erreichen, 
ist eine beiderseitige offene Kommunikation erforderlich. Bei den meisten Feuerwehren, 
so auch in Köln, ist gar nicht bekannt, welche Bedeutung einem Archiv im Kontext des 
Kulturgutschutzes zukommt. Am Anfang geht es also darum, überhaupt erst einmal zu 
vermitteln, wie wichtig ein Archiv ist und welche „Schätze“ dort verwahrt werden. Ebenso 
wenig sind der Feuerwehr in der Regel die räumlichen Besonderheiten eines Archivs bekannt.

Einen wichtigen Begegnungspunkt für die Feuerwehr und die Archive stellt in Köln der 
Notfallverbund dar. Er bot das Forum, um den gegenseitigen Lernprozess der Institutionen 
erst beginnen zu können. Natürlich war das Archivwesen bereits seit dem Einsturz des 
Kölner Stadtarchivs mehr in den Aufmerksamkeitsbereich der Feuerwehr gerückt. Dass aber 
in Köln eine Vielzahl wichtiger Archive beheimatet ist, war hier noch nicht wirklich ins 
Bewusstsein gelangt.  Dies wurde erst mit der Zusammenarbeit im Notfallverbund Köln 
erkannt. Personalressourcen bei der Feuerwehr gibt es für dieses Thema derzeit trotzdem nicht, 
sodass die entsprechenden Aufgaben neben den anderen Tätigkeiten wahrgenommen werden. 
Ein erster Lichtblick ist aber, dass im neuen Brandschutzbedarfsplan 2022 der Stadt Köln 
erstmalig das Wort „Kulturgutschutz“ auftaucht. Die Stadt Köln unterstützt die Kooperation 
der Feuerwehr mit dem Notfallverbund entsprechend ihrem Selbstverständnis als Kulturstadt. 
Infolge von Absprachen und Entscheidungen auf Amtsleitungsebene berät und versorgt die 
Feuerwehr nun den Notfallverbund im Rahmen ihrer Möglichkeiten. Konkret bedeutet dies, 
dass die Feuerwehr das im Ernstfall benötige Material lagert und bei Bedarf zur Einsatzstelle 
transportiert. Sie kann ferner beim Aufbau provisorischer Bergungszentren helfen und auch 
Bergungstrupps zur Verfügung stellen.

Durch die produktive Zusammenarbeit aller Beteiligten seitens der Archive, des Notfall
verbunds und der Feuerwehr ist letztlich auch der Kölner Notfallcontainer entstanden. Dieser, 
in der Feuerwehrsprache „Abrollbehälter“ genannt, ist ein gängiges System vieler Feuerwehren, 
das zum einen als Lagerort für das Material des Notfallverbundes dient, zum anderen aber 
auch gleichzeitig witterungsunabhängiges Arbeiten ermöglicht. Die Logistik für die Feuerwehr 
Köln wird damit übersichtlicher, da das Material nur noch an einer Stelle gelagert werden 
muss. Der Notfallverbund profitiert von fest eingebauten Arbeitsplätzen zur Erstversorgung 
von schriftlichem Kulturgut.
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Abschließend sei betont, dass die Feuerwehren der erste Ansprechpartner für ein Archiv sein 
sollten, da diese die örtlich zuständige Gefahrenabwehrbehörde für eine Vielzahl archivspezifi-
scher Gefahren sind. Grundsätzlich ist aber auch eine Zusammenarbeit mit dem Technischen 
Hilfswerk oder anderen Hilfsorganisationen denkbar. Letzteres bedarf aber immer einer 
speziellen Abstimmung, da diese Hilfsorganisation auf anderen Rechtsgrundlagen arbeitet.

Es hat sich gezeigt, dass der Schlüssel zu einer erfolgreichen Notfallvorsorge in der engen 
Zusammenarbeit der verschiedenen Institutionen liegt – auch dann, wenn sowohl die recht-
lichen als auch die personellen Grundlagen dafür eigentlich (noch) unzureichend sind. Dazu 
bedarf es der Bereitschaft aller Beteiligten, ihre Komfortzone zu verlassen, über die Grenzen 
des eigenen Fachs hinauszudenken und Probleme offen anzugehen. Die Archive sind herzlich 
eingeladen, mit ihren Fragen und Anliegen auf die örtlichen Feuerwehren zuzugehen und 
Kontakte aufzubauen, die zu einer langfristigen Zusammenarbeit führen können. Die meisten 
Feuerwehren dürften sich darüber freuen.
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Notfallbewältigung und Notfallvorsorge –  
Ein E-Learning-Projekt

Anna Katharina Fahrenkamp/Christine Frick

Ein scheinbar alltäglicher Tagesablauf kann sich schnell ändern. Das haben die Erfahrungen 
aus den Notfallszenarien der letzten Jahre und Jahrzehnte gezeigt. Ein Notfall kommt immer 
unverhofft. Deshalb heißt es, sich auf eventuelle Szenarien vorzubereiten. Für das eigene 
Archiv sind eine gute Notfallplanung und die Zusammenarbeit in einem Notfallverbund 
wichtige Instrumente, um im Schadensfall koordiniert handeln zu können. Hat man sich in 
Theorie und Praxis mit möglichen Szenarien beschäftigt und Ansprechpartner*innen sowie 
Handlungsabläufe festgelegt, kann im Notfall darauf zurückgegriffen werden. Man fühlt 
sich gewappnet und hat Handlungskompetenz aufgebaut. 

Informationsmöglichkeiten zur Notfallbewältigung und Notfallvorsorge im Archiv bieten 
Internet- und Literaturquellen. Texte, schematische Abbildungen sowie didaktisch und grafisch 
ausgearbeitete Handlungsanweisungen bilden einen theoretischen Rahmen. In Videos wird der 
Umgang mit wassergeschädigten Materialien erläutert und Archivmitarbeiter*innen können 
online an Veranstaltungen teilnehmen, in denen sie Einblicke in die Notfallkonzepte unter-
schiedlicher Häuser bekommen. Einige Institutionen – wie auch das LVR-Archivberatungs- 
und Fortbildungszentrum – bieten Präsenzveranstaltungen mit praktischen Übungen an. 

Darüber hinaus wurde ein neuer E-Learning-Kurs „Notfallvorsorge“ entwickelt. Er soll 
dazu dienen, sich auf Notfallszenarien – im Fokus steht das Thema „Wasserschaden“ – vorzu-
bereiten. Der Kurs ist als zweites Modul neben dem bereits bestehenden E-Learning-Angebot 
„Bestandserhaltung“ unter www.bestandserhaltung.eu zu finden.

E-Learning 
Allgemein ermöglichen E-Learning-Kurse den Nutzer*innen, individuell zu lernen. Das 
heißt, sie können an jedem Ort und zu jeder Zeit auf die Lerninhalte zugreifen. Ein Kurs 
kann nach persönlichen Lernvorlieben bearbeitet, Aufgaben wiederholt oder vertieft werden. 
Inhalte sind didaktisch so aufbereitet, dass abstrakte Themen anhand verschiedener Medien 
verdeutlicht werden. Videos, schematische Darstellungen oder Handlungsabläufe dienen 
zur Visualisierung und die Nutzer*innen werden durch verschiedene Aufgabenarten zum 
„selber machen“ aufgefordert. Der abwechselnde Einsatz von Medien sorgt dafür, dass die 
Aufmerksamkeit der Nutzer*innen immer wieder aktiviert wird – und im Idealfall haben sie 
auch noch Spaß bei der Bearbeitung des Kurses. Nach jeder Aufgabe erhalten sie ein Feedback 
und motivierende Worte. Dies führt dazu, dass sie ihren Lernfortschritt selbst einschätzen 
können. Mit einem E-Learning-Kurs werden also Fachwissen sowie Handlungskompetenz 
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aufgebaut. Damit das Gelernte nicht nur theoretisch bleibt, werden die Nutzer*innen immer 
wieder dazu aufgefordert, ihre Kenntnisse in die berufliche Praxis zu integrieren. 

Abb. 28: Vorteile von E-Learning-Angeboten.

Modul 1 „Bestandserhaltung“
Der erste Kurs mit dem Inhalt „Bestandserhaltung“ ist im Rahmen eines Erasmus+-Projekts 
entstanden. Erasmus+ ist ein EU-Programm zur Förderung von allgemeiner und beruf-
licher Bildung, Jugend und Sport. Neben der antragstellenden Einrichtung, dem LVR-
Archivberatungs- und Fortbildungszentrum in Brauweiler, waren das Regionaal Historisch 
Centrum Limburg in Maastricht, das Algemeem Rijksarchief en Rijksarchief in de Provincien/
Staatsarchiv Löwen, die Archives nationales de Luxembourg sowie das Saarländische 
Landesarchiv an dem Projekt beteiligt. Die Open Universiteit in Heerlen begleitete das 
Projekt didaktisch und realisierte die technische Umsetzung.

Das Ziel des auf zwei Jahre (2014–2016) angelegten Projektes war es, mit der Erstellung 
einer E-Learning-Plattform und der Erarbeitung eines Pilot-Moduls neue Wege im 
Bereich der archivischen Fort- und Weiterbildung einzuschlagen. Alle Themen, die auch 
im Rahmen klassischer Fortbildungsveranstaltungen angeboten werden, waren prinzipiell 
auch für ein E-Learning-Modul denkbar, doch die Projektpartner*innen hatten das Thema 
„Bestandserhaltung“ gewählt. Denn die Probleme bei der Bewahrung des kulturellen Erbes 
waren und sind in den Partnerländern und weltweit vergleichbar; die wissenschaftlichen und 
fachlichen Erkenntnisse in diesem Bereich sind unumstritten; es gibt kaum Streitthemen, 
die sich aus den unterschiedlichen nationalen Archivtraditionen ergeben könnten; und 
schließlich bieten internationale Normen für einige Teilbereiche eine grenzüberschreitend 
gültige und verbindliche Basis. 

Die damalige Material- und Ideensammlung umfasste Unterthemen wie Lagerung und 
Verpackung, Schadenserkennung und -klassifizierung, Restaurierung, Notfallplanung sowie 
Bestandserhaltungskonzept und -management. Je weiter die Überlegungen fortschritten, 
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je mehr Material zu den Einzelthemen gesammelt und je konkreter die Vorstellungen der 
didaktischen Umsetzung wurden, desto deutlicher kristallisierte sich heraus, dass das ambi-
tionierte Ziel, ein E-Learning-Angebot zum Gesamtthema Bestandserhaltung, niemals in 
einem Projekt und Kurs realisiert werden kann. Deshalb erfolgte eine weitere Reduzierung 
der Inhalte und es wurden drei Teilbereiche herausgegriffen, die in Lerneinheiten behandelt 
wurden. Die Entscheidung fiel auf die vorbereitenden, präventiven Maßnahmen für die 
dauerhafte Archivierung, die fachgerechte Lagerung sowie die gängigsten Schadensbilder.

Der Kurs richtet sich in erster Linie an Mitarbeiter*innen kleinerer Archive ohne eigene 
Restaurierungswerkstatt, Quereinsteiger*innen oder auch Verwaltungsmitarbeiter*innen. 
Einem didaktischen Modell folgend besteht dieser Kurs aus drei Levels: Anfänger – 
Fortgeschrittene – Profis. Level 1 vermittelt Basiswissen zum Umgang mit Archivgut, Level 
2 vertieft diese Kenntnisse im Umgang mit geschädigtem Archivgut und Level 3 behandelt 
Schimmel, Schäden und Gesundheitsschutz.

Abb. 30: Blick in 
Modul 1, Level 3: 
Lehrvideo „Vorgehen bei 
Schimmel“.

Abb. 29: Homepage 
des Moduls 1 
„Bestandserhaltung“.
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Modul 2 „Notfallvorsorge“
Das zweite Modul, das sich der Notfallprävention widmet, ist von der Koordinierungsstelle für 
die Erhaltung des schriftlichen Kulturguts (KEK) als Modellprojekt in den Jahren 2020/2021 
gefördert worden. Antragsteller war das LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum in 
Brauweiler, die weiteren Projektpartner die Archives nationales de Luxembourg sowie das 
Saarländische Landesarchiv. Die Themenwahl, der Projektantrag sowie der Projektbeginn 
lagen über 12 Monate vor der Flutkatastrophe im Sommer 2021, die auf traurige Weise die 
Notwendigkeit der Notfallvorsorge deutlich vor Augen geführt hat. Doch es sind nicht nur 
größere Havarien und Katastrophen, die hoffentlich die Ausnahmen bleiben, sondern vor 
allem kleinere, überschaubare Notfälle – im Speziellen Wasserschäden –, auf die Archive 
und andere kulturverwahrende Einrichtungen sich vorbereiten müssen. Und genau da setzt 
der Kurs an.

Der E-Learning-Kurs besteht aus verschiedenen Elementen: Er beinhaltet Texte, Aufgaben, 
Bilder und Videos sowie Downloadmaterialien. Die Fachtexte bilden das Grundgerüst; 
Vertiefungsebenen bieten weiterführende Informationen, zum Beispiel zum Umgang mit 
Sondermaterialien wie Pergamenturkunden oder Großformaten. Doch die Nutzer*innen 
sollen nicht nur lesen, sondern werden auch aufgefordert, unterschiedliche Aufgaben zu 
lösen (Multiple Choice, Drag-and-Drop etc.).

Um theoretische Ausführungen zu verdeutlichen, wurden im September 2021 
Videoaufnahmen bei einem Notfallworkshop gemacht, die als Lehrmaterial eine reelle 
Notfallsituation darstellen. Außerdem konnten drei Personen gewonnen werden, die für 
Zeitzeugeninterviews Frage und Antwort standen: Frau Widder aus dem Stadtarchiv Amberg, 
Frau Dr. Othenin-Girard vom Staatsarchiv Kanton Basel-Landschaft und Herr Gilles Regener 
aus dem Luxemburger Nationalarchiv. In kurzen Videosequenzen erzählen sie von ihren 
persönlichen Erlebnissen, als sie mit einem Wasserschaden konfrontiert waren. 

In dem E-Learning-Modul werden verschiedene Dokumente zum Download angeboten. 
Diese Dokumente können dann den Notfallplan – der spätestens im Nachgang zum Kurs 
hoffentlich erstellt wird – sinnvoll ergänzen oder im Schadensfall für die Dokumentationen 
eingesetzt werden. 

Der E-Learning-Kurs „Notfallvorsorge“ ist in drei Kapitel gegliedert. Zu Beginn eines 
jeden Kapitels sind die Lernziele aufgelistet. Nach Abschluss des Kurses können die 
Teilnehmer*innen mit einer akuten Schadenssituation umgehen, sowie alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Schadensbewältigung einleiten und koordinieren. Sie sind in der Lage, 
Maßnahmen zum Personen- und Gesundheitsschutz zu treffen und wassergeschädigtes 
Schriftgut unterschiedlicher Materialität fachgerecht zu bergen, zu versorgen und den 
geeigneten Behandlungsprozessen zuzuführen. Außerdem lernen die Kursteilnehmer*innen, 
Schadensbilder nach einem Wasserschaden zu erkennen sowie Risiken zu benennen, zu 
analysieren und durch gezielte Maßnahmen zu minimieren. Auch sind sie in der Lage, 
Gefahren für Mensch und Kulturgut einzuschätzen und abzuwehren sowie ein umfassendes 
Notfallmanagement zu implementieren. 

In Kapitel 1 werden die Kursteilnehmer*innen gleich zu Beginn ins Handeln hineinge-
worfen, so wie es auch im reellen Notfall geschehen würde. Ein animiertes Video zeigt ein 
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Schadensszenario, anschließend werden die Vorkenntnisse der Nutzer*innen abgefragt. Sie 
sollen notieren, welche Schritte sie in dem gezeigten Beispiel als erstes ergreifen würden und 
welche Hilfsmittel und Materialien zur Schadensbewältigung in ihrer Institution vorhanden 
bzw. bekannt sind. 

Im weiteren Kursverlauf wird der Handlungsprozess vorgestellt. Sechs Hauptkategorien 
beinhalten jeweils ein bis zwei Aufgabenpakete, die dann in einzelne Arbeitsschritte unterteilt 
sind. Die sechs Hauptkategorien bilden das Grundgerüst von Kapitel 1. 

In der ersten Hauptkategorie „Koordination und Organisation“ wird darauf eingegangen, 
welche konkreten Maßnahmen im akuten Notfall ergriffen und welche weiteren Prozesse 
folgen und angeleitet werden müssen. Personenschutz steht hier an erster Stelle. Dokumente 
zum Downloaden wie Dokumentationsworkflows und -vorlagen sowie Materiallisten für 
die Persönliche Schutzausrüstung ergänzen nützliche Praxistipps. Wie unterschiedlich ein 
Schadenshergang sein kann, wird in Zeitzeugeninterviews dargelegt. Die drei Kolleg*innen 
kommen im weiteren Kursverlauf regelmäßig zu Wort. 

Die Bergung von Archivgut, das die unterschiedlichsten Materialien und Objekte 
umfassen kann, ist ein weiterer Themenschwerpunkt. Anhand von Texten, Aufgaben und 
Videos wird verdeutlicht, wie eine Bergung vorbereitet und durchgeführt wird und welche 
Anforderungen Ausweichflächen für die Auslagerung von Dokumenten aufweisen sollten.

In der Hauptkategorie „Erstversorgung“ wird die Wichtigkeit eines schlüssigen Workflows 
zur Schadensbewältigung erläutert. Die Kursteilnehmer*innen lernen, trockenes von feuch-
tem und nassem Archivgut zu unterscheiden und die Objekte in die weiteren Prozesse 
einzuordnen. Viele Beispielbilder dienen als Orientierung; Downloadmaterialien geben 
auch hier Hilfestellung bei der Einordnung verschiedener Materialien und Objekte in 
nachfolgende Trocknungsprozesse. 

Der umfangreiche Themenschwerpunkt „Gefriertrocknung“ beinhaltet eine Übersicht aller 
Maßnahmen, die bei der Behandlung von nassem Archivgut ergriffen werden müssen. Wurden 
die Archivalien mit Schlamm oder Dreckwasser verschmutzt, müssen diese Verunreinigungen 

Abb. 31: Homepage 
des Moduls 2 
„Notfallvorsorge“.
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abgewaschen werden. Viele Abbildungen zeigen den Aufbau einer Grobreinigungsstation, 
alle benötigten Materialien und Geräte werden aufgezählt. Die Kursteilnehmer*innen 
bekommen anschließend mittels eines Videos und vielen Beschreibungen eine ausführ-
liche Anleitung, wie unterschiedliche Materialien und Objekte gereinigt werden. Nach 
der Reinigung folgt das Verpacken. Auch hier stehen Anleitungen, Materiallisten, ein 
Video und diverse Abbildungen zur Verfügung. Am Ende des Lernabschnitts bekom-
men die Kursteilnehmer*innen Informationen zum Einfrieren und zur Gefriertrocknung. 
Dokumente, die einen Wasserschaden weitgehend unbeschädigt, klamm oder nur 
leicht feucht überstanden haben, können selbstständig getrocknet werden. Die vorletzte 
Hauptkategorie „Lufttrocknung“ beschreibt verschiedene Möglichkeiten zum Aufbau einer 
Lufttrocknungsstation, zudem wird auf die Trocknung unterschiedlicher Materialien und 
Objekte eingegangen. Auch dieser Prozess wird mit einem Video veranschaulicht. 

Der letzte Lernschwerpunkt in Kapitel 1 ist die „Nachsorge“. Hier stehen die Auswertung 
des Schadens, Sanierung von Gebäuden, konservatorische und restauratorische Maßnahmen, 
Digitalisierung und Verpackung im Fokus. 

Den Abschluss bildet ein umfangreicher Test, mit dem die Kursteilnehmer*innen die 
gelernten Inhalte anhand von verschiedenen Aufgaben reflektieren können. Sie bekommen 
ein Feedback und somit eine gute Einschätzung ihres Lernfortschritts. 

Kapitel 2 „Warum Notfallvorsorge“ dient als Motivationskapitel. Die Kursteilnehmer*innen 
sehen viele Bildbeispiele von Wasserschäden. Die Beseitigung der Beschädigungen, die durch 
Wasser an Archivgut entstanden sind, ist nicht nur zeitaufwändig, sondern meistens auch 
kostenintensiv – und manchmal leider auch nicht mehr möglich. Günstiger als die Versorgung 
und Wiederherstellung geschädigter Unterlagen ist die Notfallprävention. Anhand verschie-
dener Beispielrechnungen und einer Aufstellung möglicher Kostenfaktoren soll verdeutlich 
werden, dass die Waage immer zugunsten der Prävention ausschlägt. Diese Kosten-Nutzen-

Abb. 32: Blick in Modul 
2, Kapitel 1: Aufgabe 
„Durchführung Bergung“.
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Analyse können die Kursteilnehmer*innen auf ihr eigenes Archiv übertragen, um so eine 
Argumentationshilfe für Maßnahmen der Notfallprävention zu haben. 

In Kapitel 3 „Vorbereitet sein“ liegt der Schwerpunkt auf dem Erkennen, Analysieren, 
Bewerten und Minimieren von Risiken. Aus diesen Kernelementen des Risikomanagements 
leiten sich nicht nur die definierten Lernziele, sondern auch der Aufbau dieses Kapitels ab. 
Neben den vier aufgeführten Punkten zählen das Zusammenstellen von Notfallmaterialien, 
das Erarbeiten eines Notfallplans sowie das Durchführen von Notfallübungen zu den wei-
teren Lernzielen. Demzufolge gehören nicht nur das Risikomanagement, sondern auch die 
Gefahrenabwehr und die Vorbereitung für einen möglichen Notfall zu den Lerninhalten.

Ähnlich wie im ersten Teil gibt es auch in diesem Kapitel verschiedene Elemente der 
Wissensvermittlung: Texte, Aufgaben und – hier liegt ein Schwerpunkt – Checklisten, die im 
Kurs integriert sind oder als Download zur Verfügung stehen. Gleich zu Beginn des Abschnitts 
sollen die Kursteilnehmer*innen mit Hilfe einer Checkliste für die Risiken im eigenen Archiv 
sensibilisiert werden. Fragen zum Archivstandort, zu Evakuierungsmöglichkeiten, zu Wasser-, 
Brand- und Einbruchschutz sowie zur Notfallplanung können mit „ja“ oder „nein“ beant-
wortet werden. Wird die Checkliste in Excel ausgefüllt, erfolgt durch farbige Kennzeichnung 
des Feldes mit rot oder grün unmittelbar eine Auswertung. Ähnlich verhält es sich bei der 
Checkliste, die am Ende des Kapitels bei der Notfallplanung zur Anwendung kommt. Man 
kann zu den einzelnen Bestandteilen eines Notfallplans über Dropdown-Menü auswählen, ob 
die Informationen vollständig, teilweise oder gar nicht vorhanden sind. Durch das Einfärben 
der Zellen (grün, gelb oder rot) bekommt man so einen schnellen visuellen Überblick über 
den eigenen Bearbeitungsstand und den daraus abzuleitenden Handlungsbedarf.

Ein weiterer Kernpunkt dieses Kapitels ist die Risikoanalyse, für die wiederum ein 
Excel-Dokument zum Download zur Verfügung steht. Gefahren bzw. Risiken, die man 
für das eigene Archiv identifiziert hat, werden in die bereitgestellte Excel-Tabelle einge-

Abb. 33: Blick in 
Modul 2, Kapitel 2: 
Schadensbilder.
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tragen und um Ursache und Auswirkung ergänzt. In zwei weiteren Spalten werden die 
Eintrittswahrscheinlichkeit und das Schadensausmaß erfasst, indem über ein Dropdown-
Menü ein Wert zwischen 1 (sehr unwahrscheinlich bzw. unbedeutend) und 5 (sehr wahr-
scheinlich bzw. katastrophal) ausgewählt wird. Excel berechnet anhand einer hinterlegten 
Formel den Risikograd und färbt die Zelle entsprechend ein. Anschließend kann man zu 
einem zweiten Tabellenblatt, der Risikomatrix, wechseln und dort die Risiken visualisieren. 
Als Ergebnis enthält man einen Gefahrenkatalog und eine Risikomatrix für das eigene Archiv. 
Die Durchführung dieser Risikoanalyse sollte in regelmäßigen, z. B. jährlichen Abständen 
wiederholt werden, denn: Notfallvorsorge ist keine Eintagsfliege, sondern eine Daueraufgabe!

Abb. 34: Blick in 
Modul 2, Kapitel 3: 
Risikomatrix.

Abb. 35: Organisation 
von Notfällen.
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Resümee 
Manchen Risiken kann man vorbeugen und sie beseitigen, andere zumindest minimieren; 
falls es aber trotz der besten Prävention dennoch zu einem Schadensereignis kommt, helfen 
Notfallübungen im Vorfeld und die vorbereitende Notfallplanung bei der Bewältigung 
dieser Situation. Eine anschließende Auswertung des Schadensfalls fließt dann wieder in 
die Überarbeitung der Risikoanalyse ein.

Das E-Learning-Modul „Notfallvorsorge“ thematisiert diese beiden Aspekte, das Risiko
management und die Notfallvorsorge auf der einen Seite sowie das Krisenmanagement und 
die Notfallbewältigung auf der anderen Seite. 

Der Kurs möchte dazu beitragen und einladen, sich mit der Thematik zu beschäftigen 
und Notfallvorsorge zu betreiben.
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Sektion 3: Aus Krisen lernen.  
Nachhaltigkeit als Anforderung an Archive

Bettina Joergens

„Eine Krise kann jeder Idiot haben.
Was uns zu schaffen macht, ist der Alltag.“42

					    Anton Tschechow

Aktuelle gesellschaftliche und politische Krisen wie die Corona-Pandemie, der Angriffskrieg 
gegen die Ukraine oder die durch die Klimakrise ausgelösten Katastrophen sowie die damit ver-
bundenen Krisen der Energieversorgung, der Sicherheitsinfrastruktur und den wirtschaftlichen 
Folgen haben Kulturerbeeinrichtungen und somit Archive längst erreicht: Während pande-
miebedingter Lockdowns wurden Lesesäle geschlossen, der Service reduziert, Veranstaltungen 
abgesagt und archivpädagogische Angebote vom Stundenplan genommen; vielfach blieben 
im Notbetrieb archivische Aufgaben liegen. Der Krieg auch gegen ukrainische Kulturgüter 
fordert die internationale Solidarität der Kultur- und Gedächtnisorganisationen, die bspw. 
Schutz- und Verpackungsmaterial für bedrohte Archiv-, Museums- und Bibliotheksgüter auf 
den Weg in die Ukraine brachten. Steigende (Energie-)Kosten und Lieferengpässe verlang-
samen Projekte und archivfachlich erforderliche Vorhaben. Inzwischen gibt es angesichts der 
Energiekrise Diskussionen über Klimatisierungsstandards bzw. werden Empfehlungen zur 
Energieeinsparung veröffentlicht;43 es existieren erste Pläne zur überregionalen Zusammenarbeit 

42	 Dieses Zitat ist nicht einwandfrei wörtlich so bei Tschechow nachweisbar, sondern nur sinngemäß. 
Vgl. ZITATFORSCHUNG: „Eine Krise kann jeder Idiot haben. Was uns zu schaffen macht, ist 
der Alltag.“ Anton Tschechow (angeblich) (falschzitate.blogspot.com) (26.10.2022).

43	 Siehe z. B. Bundeskonferenz der Kommunalarchive beim deutschen Städtetag, Kommunalarchive 
in der Energiekrise. Potentiale und Grenzen der Einsparung von Energie in Kommunalarchive, 
September 2022 [http://www.bundeskonferenz-kommunalarchive.de/dokumente-aktuelles/
BKK_Kommunalarchive_Energiekrise_2022-09-22.pdf?m=1663849091& (26.10.2022)]; Ver-
band deutscher Archivarinnen und Archivare e.V., Handlungsempfehlungen zur Energieeinsparung 
unter Beachtung der archivspezifischen Herausforderungen, Oktober 2022 (VdA_Handlungsemp-
fehlungen_Energiesparen.pdf (archiv.net), 26.10.2022); Empfehlungen der Staatsministerin für 
Kultur und Medien (BKM) [Energiesparen in der Kultur | Bundesregierung (26.10.2022)]. S.a. 
Deutscher Bibliotheksverband, Bibliotheken übernehmen wichtige gesellschaftliche Funktion in der 
Energiekrise, September 2022 [2022_09_21_Energiekrise_Stellungnahme des dbv-Beirats_final_0.
pdf (bibliotheksverband.de (27.10.2022)].
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von Notfallverbünden und gemeinsam zu nutzenden, mobilen Notfallcontainern;44 schließlich 
stellen einige Archivverwaltungen Überlegungen zur Komplettevakuierung an. Auch Archive 
werden von sich überlagernden Krisen derzeit stark herausgefordert. 

Krisen zeichnen sich dadurch aus, dass viele Entscheidungen ad hoc und zeitnah gefällt wer-
den müssen. Sie erlauben in der Regel keine grundsätzlichen und strukturellen Veränderungen, 
sondern verlangen die Adressierung von Aktivitäten im Rahmen der aktuellen Bedingungen. 
Kurzum: In Krisen sind „Feuerwehrarbeiten“ erforderlich. Diese kurzfristigen und dringenden 
Tätigkeiten zur Abwendung von Schäden funktionieren aber nur dann gut und wirkungsvoll, 
wenn – um im Bild zu bleiben – die „Feuerwehr“ vorher die eigene Organisation, die Prozesse, 
die Gerätschaften und die Infrastruktur nachhaltig, qualitativ gut und professionell aufgestellt 
hat. Wenn der Feuerwehrschlauch porös ist, die Fahrzeuge nicht getankt, die Daten der 
Telefonkette veraltet sind und das Personal nicht auf dem neuesten fachlichen Kenntnisstand 
ist, dann kann ein Notfalleinsatz auch sein Ziel verfehlen. 

Archivar*innen nutzen daher die Zeiten vor und nach Notfällen, um ihre Notfallpläne weiter 
zu entwickeln und zu aktualisieren. Sie lernen ständig aus Havarien, Katastrophen, Krisen 
und Notfällen, ganz besonders aus dem Brand der Anna-Amalia Bibliothek in Weimar im Jahr 
2004, dem Einsturz des Historischen Archivs der Stadt Köln (2009) und der Flutkatastrophe 
im Rheinland (2021). Spätestens seit 2009 haben die Archive die Notfallvorsorge in vie-
lerlei Hinsicht (technisch, fachlich und organisatorisch) professionalisiert. Frei verfügbare 
Musternotfallpläne, gemeinsame Übungen und Treffen von Notfallverbünden zeugen genau 
davon. Den Archiven – und anderen Kulturerbeeinrichtungen – ist hier eine ressourcenintensive 
Aufgabe zugewachsen. Die Pflege der Notfallpläne, der Notfallausrüstung, die regelmäßigen 
Übungen und die Organisation der Notfallverbünde sind arbeitsintensiv, aber wichtig und 
nachhaltig, weil sonst die dringende Herausforderung des Notfalleinsatzes scheitert. Die 
Notfallvorsorge ist essentiell und demnach nachhaltig im Sinne des gesetzlichen Auftrags der 
öffentlichen Archive.45 

Gleichzeitig zeichnen sich neue Herausforderungen ab: Insbesondere die Flutkatastrophe 
im Rheinland im Jahr 2021 deutet auf einen Paradigmenwechsel in der Notfallvorsorge. 
Nicht nur Archive müssen nicht mehr nur auf standortbezogene Havarien, sondern – 
voraussichtlich – künftig auch auf zunehmend regionale katastrophale Lagen mit starken 
Beeinträchtigungen der Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie mit mehreren 
Archiven in einer Notsituation zur gleichen Zeit vorbereitet sein, so auch die Diskussion 
beim Internationalen Archivsymposion am 1. und 2. Juni 2022 in Luxemburg mit Beiträgen 
aus Luxemburg, Belgien und Deutschland. Eine Antwort darauf ist die Beschaffung von ca. 
zehn Notfallcontainern im Bundesgebiet, die künftig von mehreren Notfallverbünden genutzt 
werden sollen.46 Die verbündeübergreifende Zusammenarbeit erfordert zugleich zusätzliche 

44	 Kram, Benjamin: Vorbereitung auf den überörtlichen Notfalleinsatz. Die integrierte Notfallübung 
mehrere Notfallverbünde beim Landesarchiv NRW in Duisburg, in: Archivar, 75 (2022), H. 4, S. 
366-368.

45	 Siehe z. B. § 5 II ArchivG NRW.
46	 Vgl. Kram 2022.
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Regelungen bzgl. Haftung und Arbeitssicherheit. Gleichzeitig werden sich Archive künftig um 
eine stärkere Integration von Notfallplänen für analoges Archivgut und Notfallkonzepten der 
Informationssicherheit bemühen müssen, um digitales Archivgut gleichermaßen in den Blick 
zu nehmen. Die Katastrophen-Szenarien verlangen darüber hinaus Notfallkonzepte für den Fall 
der Energieverknappung und des Stromausfalls.47 Zum Teil müssen über Jahrzehnte hinweg 
vernachlässigte Aufgaben nachgeholt werden, um nun dringend für den Notfall gerüstet zu sein. 

Die Erfüllung dieses Auftrags ist nachhaltig und basal. Denn sie dient dem dauerhaf-
ten Erhalt des Kulturguts – dem traditionellen Kerngeschäft von Archiven. Archivar*innen 
haben dabei den Vorteil, dass ihr Beruf sie schon immer ohnehin zu langfristigem Denken 
zwingt. Gleichzeitig ist es inzwischen geradezu dringend geworden, die dafür erforderlichen 
Energie- und Umweltressourcen im Sinne der ökologischen Anforderungen nachhaltig, näm-
lich schonend, einzusetzen.48 Diese doppelte Herausforderung gleicht häufig der Quadratur 
des Kreises. Denn der dauerhafte Erhalt des Archivguts oder wenigstens der Information aus 
dem Archivgut fordert große Mengen an vielfältigen Ressourcen: Personal, finanzielle Mittel, 
Kompetenz, professionelle Netzwerke, Energie zur Klimatisierung von Magazinen (Strom, 
Heiz-, Lüftungs- und Entfeuchtungsenergie), Strom für alle Digitalisierungsprozesse und die 
Speicherung von digitalem und digitalisiertem Archivgut und den dazugehörigen Metadaten. 
Dabei gilt es nicht zuletzt im Sinne der Nachhaltigkeit dauerhaft eine hohe Datenqualität und 
damit den langfristigen Zugriff auf die Daten zu gewährleisten, also dafür fundierte Konzepte 
zu erstellen und umzusetzen. 

Die Sektion 3 des 55. Rheinischen Archivtags in Erkelenz „Aus Krisen lernen: Nachhaltigkeit 
als Anforderung an Archive“ stellt sich diesen Herausforderungen: Dr. Michael Habersack 
stellt grundsätzliche Überlegungen zu „Archiven und Nachhaltigkeit“ an und fokussiert dabei 
den Archivbau, Dr. Beate Sturm diskutiert unter dem Titel „Nachhaltige Strukturen für den 
Ernstfall“, wie die Notfallvorsorge und die Arbeit von Notfallverbünden langfristig gewähr-
leistet werden können; Dr. Sarah Rudolf nimmt die Bundessicherungsverfilmung (heute: 
-digitalisierung) als geradezu traditionelle Form der Sicherung von Informationen in Archivgut 
über einen umfassenden Katastrophenfall hinaus in den Blick, und schließlich berichtet Dr. 
Joachim Oepen über die fachgerechte und sichere Unterbringung (und Zusammenlegung) 
von Pfarrarchiven im Erzbistum Köln.

47	 Gemeinsame Empfehlungen der Kulturministerkonferenz, der Beauftragten der Bundesregierung 
für Kultur und Medien und der kommunalen Spitzenverbände für Maßnahmen im Kontext einer 
etwaigen Gasnotlage unter besonderer Berücksichtigung Kulturgut bewahrender Einrichtun-
gen, 2022 [2022-09-21-bkm-empfehlungen-data.pdf (bundesregierung.de)] und Erklärung der 
Kulturministerinnen und -minister der Länder und der Staatsministerin für Kultur und Medien 
(2022-09-20-bkm-grundsatzerklaerung-data.pdf (bundesregierung.de)) (beides aufgerufen am 
26.10.2022).

48	 Vgl. Bericht der Expert Group of Member States, Strengtgening Cultural Heritage Resilience for 
Climate Change, hier: Executive Summary of the Report of the EU Open Method of Coordination 
(OMC), April 2022. 
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Archive und Nachhaltigkeit

Michael Habersack

Die Unschärfe des Begriffs „Nachhaltigkeit“
Nachhaltigkeit ist ein ebenso populärer wie umkämpfter Begriff. Er wird für praktisch alles 
verwendet,49 meist ohne dass die Verwender Auskunft darüber geben, was sie konkret mit 
„Nachhaltigkeit“ in ihrem Kontext meinen. Auf der Seite catsforfuture.de findet sich sogar 
ein Beitrag über die Nachhaltigkeit von Katzenstreu. Erstmalig nachweisbar ist der Begriff 
in der Waldbewirtschaftung. Er meinte, dass über einen bestimmten Zeitraum einem Wald 
nicht mehr Holz entnommen wird, als im gleichen Zeitraum nachwachsen kann. Leicht 
übertragen lässt sich dieser Nachhaltigkeitsbegriff auf manche anderen Bereiche menschlichen 
Handelns und Wirtschaftens, etwa die Fischerei. Sie ist in diesem Sinn nachhaltig, wenn sie 
einer Population nur so viele Individuen entnimmt, dass sie auf längere Sicht gesehen nicht 
schrumpft oder gar verschwindet. In diesem Sinn ist nachhaltiges Wirtschaften also das 
Gegenteil von menschlichem Raubbau. 

Schon deutlich schwieriger wird die Frage, was unter Nachhaltigkeit in anderen Bereichen 
unseres Handelns verstanden werden kann und ob der Begriff überhaupt verwendbar und 
geeignet ist, um substantiell etwas Konkretes auszusagen. Kann „Nachhaltigkeit“ beim Bauen, 
in der Pädagogik oder eben auch beim Archivieren irgendetwas bezeichnen, was es von 
einem nicht nachhaltigen Handeln in den gleichen Bereichen unterscheiden würde? Können 
Nachhaltigkeit und Archiv überhaupt miteinander in Einklang gebracht werden? Archive 
entnehmen dem Wertstoffkreislauf ja Objekte, um sie für immer zu konservieren. Sie werden 
immer nur größer, ohne die Grundlage ihres Wachsens zu schaffen, ohne dass das Archivgut 
selbst zur Entstehung von neuem Papier oder Pergament führen würde.

Der Nachhaltigkeitsbegriff wird immerhin in Ableitung von seinem ursprünglichen Kontext 
auch übertragen gebraucht. Könnte man den ursprünglichen Nachhaltigkeitsbegriff der 
Forstwirtschaft auf die Formel „Verbrauch kleiner oder gleich Nachwachsen“ bringen, so 
beschreibt „Nachhaltigkeit“ in übertragenem Sinn häufig auch die lange Dauer der Verwendung 
einer Lösung oder Wirkung, entweder aufgrund der hohen Qualität der eingesetzten Mittel 
oder durch die Wiederverwendbarkeit oder Wiederanwendbarkeit einer Lösung oder eines 
Konzepts.

49	 Vgl. neben zahlreichen anderen Stellen z. B. www.nachhaltigkeit.info, https://umweltmission.de/
wissen/nachhaltigkeit/, https://de.wikipedia.org/wiki/Nachhaltigkeit, https://www.bpb.de/kurz-
knapp/lexika/politiklexikon/296446/nachhaltigkeit/ (16.05.2022); https://www.bundesregierung.
de/breg-de/suche/gruetters-museen-muessen-nachhaltiger-werden-1918172 (11.11.2022).
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Hiervon unterscheidet sich noch eine dritte Verwendung des Begriffs der Nachhaltigkeit, 
die dem Ursprungsgedanken der forstwirtschaftlichen Nachhaltigkeit sogar näherkommt, 
nämlich die der Nachhaltigkeit als Zirkularität. „Nachhaltigkeit“ bezeichnet bei diesem Zugang 
nicht die Wiederverwendung eines gleichen Apparats oder Konzepts zum zweiten, zehnten 
oder hundertsten Mal, sondern die Wiederverwertung des Gegenstands selbst oder seine 
Herstellung aus Wiederverwertetem. Nachhaltigkeit im Sinn der Zirkularität stützt sich auf 
den Gedanken, dass wir über eine endliche Menge an Ressourcen verfügen und diese daher 
nicht endlos von Rohstoffen zu Müll transformieren können, sondern in den Wertstoffkreislauf 
zurückbringen müssen. Sie postuliert also den stetigen, letztlich unendlichen Kreislauf von 
Ressourcen. In der Praxis erweist es sich aber regelmäßig als erforderlich, Zirkularität zeit-
lich in eine Richtung zu denken, in die Zukunft oder aus der Vergangenheit und insofern 
eben alternativ als Wiederverwertung oder Wiederverwertbarkeit: Es ist nicht selten der 
Fall, dass Produkte heute wiederverwertbarer hergestellt werden (können), als man das in 
der Vergangenheit getan hat, etwa durch die Vermeidung von nicht mehr oder nicht mehr 
wirtschaftlich trennbaren Verbundstoffen. Dann ist es erforderlich, den wiederverwertbaren 
Aluminiumfensterrahmen heute aus neuen Rohstoffen recycelbar herzustellen. Umgekehrt 
gibt es bei der Wiederverwertung von Klinkern immer auch etwas Ausschuss, so dass das 
Volumen an wiederverwendbaren Steinen mit jeder Wiederverwertung etwas sinkt, ähnlich wie 
Papierfasern auch von hochwertigen Recyclingpapieren mit jedem Wiederverwendungszyklus 
im Mittel zwingend kürzer werden. Auch noch so zirkuläres Wirtschaften mit den gleichen 
Rohstoffen funktioniert daher in vielen Fällen nicht unendlich, aber es unterstützt und 
ermöglicht die Nachhaltigkeit in ihrem ursprünglichen Ansatz „Verbrauch kleiner oder gleich 
Nachwachsen“, also, dass das Delta zwischen menschlichem Bedarf und nachwachsenden 
Ressourcen abdeckbar bleibt, ohne die Natur zugrunde zu richten.

Wenn Nachhaltigkeit dagegen eines nicht meint – was gleichwohl regelmäßig damit asso-
ziiert wird – dann ist es die bloße Verbesserung der Effizienz. Nachhaltigkeit meint nicht ein 
bloßes „weniger schlecht“, einen lediglich verlangsamten, aber nach wie vor unwiederbring-
lichen Verbrauch von Ressourcen. Ein effizienterer Verbrennungsmotor verbraucht weiterhin 
Rohstoffe, die im Rahmen menschlicher Zeithorizonte aus den Verbrennungsprodukten nicht 
wieder entstehen werden. Natürlich hat die Steigerung von Effizienz das Potential, Zirkularität 
leichter erreichbar zu machen, etwa, wenn weniger Energie – nachhaltig – erwirtschaftet 
werden muss, um die Bedarfe vollständig abzudecken. 

Nimmt man die Natur zum Vorbild, so lässt sich allerdings umgekehrt konstatieren, dass 
Effizienz kein Selbstzweck sein kann. Würden Obstbäume nur so viele Früchte produzieren, 
wie es im Sinn einer effizienten Fortpflanzung „sinnvoll“ wäre, würden unsere Ernten traurig 
klein ausfallen und wenige Vögel davon satt werden. Je nach Kontext kann Effizienz nützlich 
sein. Sie ist aber nicht das Maß aller Dinge – auch nicht im Archiv. Vielmehr lohnt sich die 
Frage, wo und wie Archive nachhaltig – und nicht nur effizient – sein können. Und hier 
gibt es eine ganze Reihe von Möglichkeiten und Themenfeldern, von denen hier ohne einen 
Anspruch auf Vollständigkeit fünf aufgegriffen werden.
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Nachhaltigkeit in der Archivpädagogik
Als Feld von nachhaltigem Handeln kann und sollte man an archivpädagogische Maßnahmen 
denken, denn sie haben einen impliziten Vorbildcharakter für junge Nutzerinnen und Nutzer. 
In dem inzwischen abgewickelten Förderprogramm „Archiv und Schule“ war die Nachhaltigkeit 
der zur Förderung beantragten Maßnahmen nicht nur, aber auch aus diesem Grund ein 
wesentliches Förderkriterium. Eine Frage, die die Jury in jedem Förderzeitraum aufs Neue 
bewegt hat, war die, welche der eingereichten Projekte in welcher Hinsicht als nachhal-
tig bewertet werden konnten.50 Die begriffliche Mehrdeutigkeit von Nachhaltigkeit wurde 
hier nach Möglichkeit im Sinn der Förderung und Anerkennung von archivpädagogischem 
Engagement in den antragstellenden Archiven großzügig interpretiert und genutzt. Als nach-
haltig konnte die Beschaffung von Arbeitsmitteln gelten, die regelmäßig für Projekte wieder-
verwendet werden können – zum Beispiel von Fotoapparaten oder einer Dokumentenkamera 
für die Durchführung von Schülerprojekten – oder die Erarbeitung wiederverwendbarer 
Unterrichtsmaterialien. Als in vorbildlicher Weise nachhaltig wurde die Erarbeitung von wie-
derverwendbaren Unterrichtsmodulen betrachtet, die im Idealfall auch für andere Archive nutz-
bar sein könnten. Konsequenterweise sollte daher auch die Wiederverwertung von Modulen 
anderer grundsätzlich nicht förderschädlich sein, wenn sich daraus in anderer Hinsicht ein 
Antrag auf Förderung ergab.

Archivpädagogik im Besonderen und Öffentlichkeitsarbeit eines Archivs im Allgemeinen 
sind Bereiche, in denen Nachhaltigkeit als Maßstab des Handelns sehr konkret beachtet oder 
vernachlässigt werden kann. Gerade wenn es um die Präsentation von Arbeitsergebnissen im 
Rahmen von Wechsel-Ausstellungen geht, ist die Hochglanz-Präsentation überdenkenswert: 
Alu-Dibond-Bilder oder Vinyl-Rollups sehen brillant aus, sind aber nach der Ausstellung 
Ladenhüter oder Müll. Bildschirme oder schlichte Wechselrahmen können hier mitunter 
nachhaltigere Lösungen sein – jedenfalls hinsichtlich der Dauer und Häufigkeit ihrer Nutzung. 

Nachhaltigkeit durch Bewertung
Während Archive Archivgut dem Anspruch nach für immer bewahren wollen und dem 
Wertstoffkreislauf ihrer Eigenart nach damit zwingend Ressourcen entziehen, mag dieser 
Kern archivischer Zweckbestimmung und archivarischen Handelns den Blick von einer 
anderen Kerntätigkeit ablenken, mit der Archive einen durchaus erheblichen Beitrag zur 
Ressourcenschonung leisten: mit der Bewertung. Die Übernahmequoten mögen sich zwar 
von Archiv zu Archiv und vor allem von Archivsparte zu Archivsparte etwas unterscheiden; 
dessen unbenommen sorgen Archive mit ihren Bewertungen von Unterlagen als kassabel 
dafür, dass 90 bis 98 % des betrachteten Schriftguts nach dem Ende seiner Aufbewahrungsfrist 
in den Wertstoffzyklus zurückgelangen. Zwar gibt es immer wieder „wilde“ Kassationen in 
Verwaltungen, die, unabhängig von ihrer Wirkung für die Überlieferung, hinsichtlich der 
kreislaufwirtschaftlichen Nutzung von Zellstoff in gewisser Weise zum gleichen Ergebnis 

50	 Der Verfasser war mehrere Jahre Mitglied der aus Vertretern des damaligen Ministeriums für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport (MFKJKS), dem LWL-Archivamt und der LVR-Archivberatungs- 
und Fortbildungszentrum zusammengesetzten Jury.
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führen können wie eine ordentliche Bewertung. Letztlich sind solche Kassationen aber regel-
mäßig Ergebnisse einer vernachlässigten oder nicht stattfindenden Schriftgutverwaltung, einer 
undifferenzierten Aufbewahrung weit über sinnvolle Fristen hinaus und ausgelöst von schierer 
Raumnot als Ausweis dafür, dass die auch rechtlich vorgesehenen Prozesse der Anbietung 
und Übernahme nicht funktionieren. Wenn bis zu diesem Zeitpunkt schon Tageslichträume 
für Registraturen benutzt und Außenstellen angemietet worden sind, ist das nicht nur für 
das Verwaltungshandeln ein Effizienzverlust, sondern auch ein unnötiger oder wenigstens 
im geübten Umfang unnötiger Ressourcenverbrauch. Durch ihre Überlieferungsbildung 
führen Archive daher Ressourcen in den Wertstoffzyklus zurück und tragen analog dazu 
im digitalen Bereich zur Einsparung von Energie bei – die von Servern bekanntlich in 
erheblichem Umfang verbraucht wird. Dadurch können neue Ressourcen, seien es Räume 
oder Server, gespart oder später eingesetzt werden. Bewertung ist also ein aktiver Beitrag der 
Archive zur Nachhaltigkeit von Verwaltungshandeln.

Nachhaltigkeit durch Erschließung
Ebenso wenig ins Auge springt die Ressourcenschonung, zu der Archive durch eine weitere 
ihrer Kerntätigkeiten beitragen: die Erschließung. Tatsächlich ist es aber so, dass gut erschlos-
sene und dadurch auffindbare Unterlagen nicht nur die Zeitressourcen von Mitarbeitenden 
einer Verwaltung schonen, wenn sie doch einmal Unterlagen brauchen, die schon an das 
zuständige Archiv abgegeben wurden – was immer wieder vorkommt – oder in noch viel 
größerem Maßstab, wenn das Archiv ein Zwischenarchiv für die Verwaltung betreut. Auch die 
Wiederverwendbarkeit von Arbeitsergebnissen, der Rückgriff auf bereits Geleistetes anstelle der 
Neuerarbeitung von Ergebnissen, die bereits einmal vorlagen, tragen mit jedem Telefonat, das 
nicht geführt, jeder Mail, die nicht geschrieben, und jedem Gutachten, das nicht neu erstellt 
werden musste, zur Schonung von Ressourcen, von Papier, von Speicherplatz, von Räumen bei. 

Nachhaltigkeit und Bestandserhaltung
Betrachtet man nun den Teil der Unterlagen, die als Archivgut übernommen werden, so 
lässt sich für sie nicht leugnen, dass Archive sie durch ihr ureigenstes Handeln, durch die 
Archivierung, dem Wertstoffkreislauf entziehen und mitunter hohen Aufwand für ihre 
Erhaltung betreiben. Hierzu gehört die Energieaufwendung für Raumlufttechnische Anlagen 
verschiedener Maßstäbe bis hin zur Vollklimatisierung von Magazinen und zu Kühlkammern 
oder Klimaschränken; hierzu gehört auch der Einsatz von Verpackungsmaterial, das, wenn 
es z. B. die hohen Anforderungen der DIN ISO 16245 Typ A für Kartonage oder der DIN 
EN ISO 9706 für Papiere erreicht, vollständig oder überwiegend aus Frischfaserzellulose 
hergestellt werden muss und potentiell zur Abholzung von Wäldern beiträgt; hierzu gehören 
weiterhin auch Entsäuerungs- und externe Digitalisierungsmaßnahmen mit den mit ihnen 
verbundenen Transportaufwänden. 

Betrachtet man den Zellstoff-Verbrauch aber aus der Perspektive der Nachhaltigkeit, 
so stellt nicht der nicht-zirkuläre Verbrauch eines nachwachsenden Rohstoffs ein Problem 
dar – eben weil er nachwächst. Ein Problem entsteht erst, wenn im ganz ursprünglichen 
Sinn von Nachhaltigkeit für die Papier- und Pappproduktion mehr Bäume gefällt werden als 
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nachwachsen können. Ganzheitlich gesehen bleibt die Nachhaltigkeitsbilanz von Archiven 
damit immer noch sehr gut – wenn sie ihrer Bewertungsaufgabe konsequent nachkommen.

Bei den Energieaufwänden, die Archive für ihre Gebäude insgesamt und insbesondere für 
ihre Magazine erforderlich machen, wird es schwieriger, zu einer positiven Klimabilanz zu 
kommen. Beim Aufstellen von Anforderungen sollten wir als Archivarinnen und Archivare 
immer bedenken, dass auch die besten Lagerungsbedingungen nur dann einen Sinn ergeben, 
wenn sie sich langfristig aufrechterhalten lassen. Die energieintensive Herstellung von optima-
len Klimawerten bringt in der Perspektive unseres dauerhaften Erhaltungsauftrags eigentlich 
nichts, wenn die Kühlkammer in zehn oder zwanzig Jahren wegen ihres Ressourcenverbrauchs 
abgeschaltet wird. Und sie bringt auch kurzfristig nichts, wenn zwischen den optimalen 
Lagerungsbedingungen im Kühlmagazin und eventuellen Vorlagen zur Benutzung unter – 
hinsichtlich der Erhaltung – zwangsläufig nicht optimalen Klimabedingungen nicht auch 
Akklimatisierungsworkflows eingeschaltet sind. 

Als Archivarinnen und Archivare messen wir unserem Auftrag der dauerhaften Auf
bewahrung von Archivgut im Rahmen des Menschenmöglichen einen Ewigkeitsanspruch 
zu. Diese unbegrenzte Aufbewahrung hat aber überhaupt nur einen Sinn, wenn es eine 
Gesellschaft gibt, die die für sie verwahrten Quellen benutzen kann. Am Ende des Tages 
bleibt es bedenkenswert, dass die Steigerung von guten oder sehr guten zu optimalen 
Klimabedingungen mit einem größeren Aufwand erkauft werden dürfte, als die Herstellung 
von guten Bedingungen. Das Paretoprinzip trifft mit seiner allgemeinen Erkenntnis, dass der 
meiste Effekt mit dem kleineren Teil des Aufwands zu erzielen ist als der maximal mögliche 
Effekt, auch auf die Energieaufwände für die Lagerung von Archivgut zu.

Nachhaltigkeit im Archivbau
In dem wohl mit weitem Abstand größten Energieverbrauchsbereich von Archiven, näm-
lich der Beheizung und Kühlung von Magazinen und Archivgebäuden insgesamt, ist eine 
positive Bilanz aber dem Grunde nach sehr wohl erreichbar. Mit seinem neuen Archivbau 
in Viersen-Dülken hat der Kreis Viersen gezeigt, dass das möglich ist. Das Gebäude hat 
keinen Gasanschluss und keinen Öltank. Es wird energetisch durch eine Kombination aus 
Kraftdachanlage, Eisspeicher und Brunnenanlage versorgt. Die Einzelelemente sind durchaus 
nicht neu und – wie der Eisspeicher in Stuttgart – auch in Archiv- und Bibliotheksbauten 
unterschiedlicher Größenordnung schon zur Anwendung gekommen. Neu ist dagegen, dass 
das gesamte Gebäude auf Initiative von Landrat Andreas Coenen nach Grundsätzen der 
Nachhaltigkeit konzipiert wurde und auf den Gasanschluss dadurch komplett verzichtet 
werden konnte.51 Hierzu gehört auch die gut gedämmte Gebäudehülle und die Überlegung, 
Baumaterial so zirkulär wie möglich zu verwenden, also entweder selbst altes Material wieder-
zuverwerten oder neues Material so einzubauen, dass die darin enthaltenen Rohstoffe später 
zertifiziert wiederverwendet werden können. So stammt der Klinker, der als äußere Hülle des 
Magazinkerns vermauert wurde, aus dem Abbruch einer Mönchengladbacher Fabrikhalle und 

51	 Vgl. https://rheinischer-spiegel.de/baustellenbesuch-in-duelken-das-neue-kreisarchiv-viersen-wird-
gesund-und-nachhaltig-gebaut/ (11.04.2023). 
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ist damit zugleich ein regionaler Baustoff, der keine langen Transportwege erzeugt hat. Auch 
der Gussasphaltboden besteht aus recyceltem Material und erfüllt zugleich die archivfachlichen 
Anforderungen, ohne verkeimende Fliesenfugen feucht wischbar, eben, hinreichend rutschfest 
und brandlastenfrei zu sein. 

Das Umringsgebäude, in dem sich alle Funktionsbereiche außer dem Magazin befin-
den, wurde in einer Ständerbauweise aus dem nachwachsenden Rohstoff Holz errichtet. Bei 
der Dämmung wurde auf extrudierte Kunststoffe verzichtet und stattdessen eine Schaum
glasdämmung eingebaut, die nicht nur hervorragende Dämmwerte erreicht, sondern auch 
wieder zu Glas verarbeitet werden könnte. Untrennbare Verbundstoffe und Verklebungen 
wurden soweit irgend möglich vermieden. 

Ein weiteres wichtiges Element der Wiederverwertbarkeit der verwendeten Baustoffe liegt 
aber außerhalb des Baues selbst und besteht in der konsequenten Dokumentation der verwen-
deten Baustoffe und ihrer genauen Einbauorte. Denn die Identifizierbarkeit eines verbauten 
Materials ist die Grundlage seiner Wiederverwendbarkeit.

Die konsequente Orientierung am Gedanken der zirkulären Wertschöpfung und die 
Inspiration aus dem Cradle to Cradle-Ansatz (C2C)52 führte nicht dazu, dass bei dem Neubau des 
Kreisarchivs Viersen kein Aluminium verwendet worden wäre, das erstens nicht nachwachsend 
und zweitens bei der Gewinnung aus Bauxit auch ein energieintensiver Baustoff ist. Tatsächlich 
wurden nicht Holzrahmen, sondern zertifizierte Aluminiumrahmen bei den Glasflächen ausge-
wählt. Hier wurde dem Aspekt der späteren Wiederverwertbarkeit auch mit Blick auf die längere 
Haltbarkeit der Vorrang vor dem nachwachsenden, aber am Ende des Nutzungszyklus – in 
den Dimensionen eines Fensterrahmens – nur noch verbrennbaren Rohrstoffs Holz gegeben.

Es ließ sich auch der Einsatz von Beton nicht vermeiden, der wegen des hohen Energie
aufwands für die zugrundeliegende Zementherstellung und die nicht gleichwertige Wieder
verwertbarkeit (downcycling) kaum als nachhaltiger Baustoff durchgehen kann. Er war für 
die Erreichung von notwendigen Traglasten und zur Aussteifung des Magazinkubus unver-
meidbar. In diesem Fall kam das Prinzip „so wenig wie möglich“ schlecht zum Tragen: Die 
nötige Betonmenge wurde erheblich durch den Einbau von Deltabeam-Trägern reduziert. 
Dadurch konnten die Decken als Hohlkammerdecken mit mindestens gleichen Traglasten 
wie vergleichbar massive Betondecken gebaut werden.

Am Ende des Tages lohnt sich das zunächst teurere nachhaltige Bauen aber auch für den 
Bauherrn. Denn ein Gebäude, das mit den in ihm verbauten Materialien ein Rohstofflager 
bleibt, wird auch am Ende seines Nutzungszyklus einen höheren Restwert haben als ein nicht 
nachhaltiges Gebäude. Das wirkt sich positiv auf die Abschreibung aus, so dass ein nachhaltiges 
Gebäude am Ende nicht nur ökologisch, sondern auch finanziell vorteilhaft ist.

Resümee
Archive tragen durch Bewertung, Erschließung und Behördenberatung, also bereits durch 
die Erfüllung ihrer Kernaufgaben – bislang häufig unbewusst – an vielen Stellen zu einer 
nachhaltigen Verwendung von Ressourcen bei. In der Öffentlichkeits- und archivpädagogi-

52	 Vgl. https://c2c.ngo/ (11.11.2022).
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schen Arbeit können sie sich bewusst für ein nachhaltiges Handeln entscheiden. Durch die 
Archivierung selbst entziehen sie dem Wertstoffkreislauf zwar Ressourcen, sie tun dies aber in 
einem kompensierbaren und insofern nachhaltigen Umfang, da es sich überwiegend um nach-
wachsende Rohstoffe handelt. Konkret – und bis zu einem gewissen Grad in der Natur der 
Sache – steht eigentlich nur die archivische Kernaufgabe der Bestandserhaltung und der mit 
ihr verbundene Energie- und Ressourcenverbrauch der Nachhaltigkeit entgegen. Auch hier 
ist aber durch nachhaltige Archivbauten eine positive (energetische) Gesamtbilanz erreichbar. 
Auf die Gesamtheit der Archive bezogen, ist der nachhaltige Neubau zwar keine realistische 
Forderung, aber eine erhebliche Effizienzsteigerung ist durch Sanierungsmaßnahmen auch 
im Bestandsbau möglich. Der Bau von Archiven kann in weiten Teilen in einer zirkulären 
Ressourcennutzung realisiert werden. In der Summe können Archive also in vielerlei Hinsicht 
einen Beitrag zur Nachhaltigkeit unseres menschlichen Ressourceneinsatzes leisten. Sie 
sollten das konsequent tun!
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Notfallverbünde: Nachhaltige Strukturen für den Ernstfall

Beate Sturm

Einleitung
Es müssen nicht immer große Katastrophen sein, wie das Elbe-Hochwasser im Jahr 2002, der 
Brand in der Anna Amalia-Bibliothek Weimar im Jahr 2004, der Einsturz des Stadtarchivs 
Köln im Jahr 2009 oder das Hochwasser aus dem vergangenen Jahr, bei denen Kulturgut ver-
loren geht oder stark geschädigt wird. Auch kleinere Ereignisse, wie ein Platzregen, ein kleiner, 
schnell zu löschender Brand oder ein gebrochenes Wasserrohr bringen Kultureinrichtungen 
in Notfallsituationen. Diese Notfälle ereignen sich zumeist plötzlich und unerwartet und 
stellen uns vor große Herausforderungen. 

„Notfälle können nicht mehr im allgemeinen Tagesgeschäft abgewickelt werden, sondern 
erfordern eine gesonderte Notfallbewältigungsorganisation“53, so der Standard 100-4 des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik zum Notfallmanagement. Was hier 
so einfach klingt, wirft jedoch viele Fragen auf: Was heißt „Notfallbewältigungsorganisation“ 
für uns Archivar*innen? Was genau müssen wir organisieren? Wen müssen wir beteiligen? 
Und wer ist – je nach Schadensereignis – automatisch beteiligt? Welches Wissen müssen 
wir uns aneignen, um im Notfall angemessen reagieren zu können? Und wie halten wir 
dieses Wissen frisch, um es im Notfall abrufen zu können? Was können wir tun, um das 
Risiko für das Eintreten von Notfällen möglichst gering zu halten? Und wie können wir uns 
vorbereiten, damit der Schaden im Falle eines Notfalls möglichst gering ist?

Es gibt viele Fragen, die im Rahmen des Notfallmanagements beantwortet werden müssen. 
Zahlreiche Einzelaufgaben müssen bewältigt werden, damit wir auf einen Notfall vorbereitet 
sind. Nur durch dieses planvolle und vorbereitende Handeln sind wir in der Lage, auf 
verschiedene Notfallszenarien angemessen zu reagieren. Dieses Notfallmanagement muss 
dauerhaft in unsere Archivarbeit implementiert werden. Das erreichen wir nur, wenn wir 
nachhaltige Strukturen schaffen.

Im Folgenden werden konkrete Maßnahmen im Rahmen des Notfallmanagements dar-
gestellt, mit denen das Kreisarchiv und die Archive im Kreis Kleve nachhaltige Strukturen 
schaffen. Dabei handelt es sich um Instrumente, mit denen wir uns auf kleine bis mittelgroße 
Notfälle vorbereiten. Für die Bewältigung der eingangs erwähnten großen Katastrophen sind 
diese Vorkehrungen sicherlich nicht ausreichend. Alle hier genannten Maßnahmen können 
aber von kleinen und mittelgroßen Archiven umgesetzt werden.

53	 https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Publikationen/ITGrundschutzstandards/
BSI-Standard_1004.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (05.05.2022).
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Aus der Geschichte der Notfallverbünde
Eine grundlegende Erkenntnis aus früheren Notfällen ist, dass ein Archiv alleine eine so 
außergewöhnliche Situation nicht bewältigen kann, sondern auf Hilfe angewiesen ist. Dabei 
handelt es sich nicht nur um die Zusammenarbeit mit den Gefahrenabwehrbehörden vor 
Ort. Wir müssen uns auch mit Kolleginnen und Kollegen zusammenschließen, die vom Fach 
sind, denn ein Notfall im Archiv erfordert spezielles Wissen darüber, wie mit geschädigten 
Archivalien umzugehen ist, damit der Schaden nicht größer wird und die Ordnung des 
Archivguts nach einer Bergung möglichst rekonstruierbar bleibt. 

Konkrete Aufgabe eines solchen Verbundes ist es, sich im Notfall mit Personal, Material 
und ggf. Lagerkapazität gegenseitig zu unterstützen, sich gemeinsam präventiv auf einen 
Notfall vorzubereiten und Erfahrungen auszutauschen. Dazu gehört ferner die Kooperation 
mit den Gefahrenabwehrbehörden vor Ort, d.h. in der Regel mit der Feuerwehr.

Mittlerweile gibt es in Deutschland zahlreiche Notfallverbünde. Der erste Notfallverbund 
wurde im Jahr 2007 in Weimar gegründet. Hier war bereits im Jahr 2003 – also ein Jahr 
vor dem Brand der Anna Amalia-Bibliothek – von der Klassik Stiftung Weimar die 
Initiative ausgegangen, sich zum Schutz der Sammlungen in einem Notfallverbund von 
Museen, Bibliotheken und Archiven zusammenzuschließen. Nach der Gründung dieses 
ersten Notfallverbundes entstanden in ganz Deutschland weitere Notfallverbünde: 2009 in 
Hannover, 2010 in Münster, 2011 in Dresden und 2012 in Leipzig. Weitere Notfallverbünde 
folgten in den weiteren Jahren.

Abhängig von den Strukturen vor Ort handelt es sich teils um lokale Verbünde, teils um 
Verbünde auf regionaler Ebene. Auch die Entscheidung, ob der Zusammenschluss innerhalb 
der Archivsparte erfolgt, oder ob sich Archive, Museen und Bibliotheken zusammentun, 
richtet sich nach den vorhandenen Gegebenheiten. 

Auf einer interaktiven Karte der Koordinierungsstelle für die Erhaltung des schriftlichen 
Kulturguts (KEK) sind diese Verbünde recherchierbar. Die Karte visualisiert die Anzahl und 
Lage der aktuell bestehenden Notfallverbünde in Deutschland, die auch nach Kategorien 
wie z. B. Archiv oder Bibliothek gefiltert werden können. Sie informiert und vernetzt somit 
über Kommunen- und Spartengrenzen hinweg.

Notfallverbund Kreis Kleve
Auch im Kreis Kleve haben sich Kommunalarchive zu einem Notfallverbund zusammen-
geschlossen. Der „Notfallverbund Kreis Kleve“ ist somit ein regionaler Verbund. Er wurde 
Ende 2017 vom Kreisarchiv Kleve, vom Stadtarchiv Kleve sowie von den Gemeindearchiven 
Rheurdt, Issum, Wachtendonk, Kerken und Kranenburg gegründet. Die Gründung des 
Verbundes wurde angeregt und unterstützt durch das LVR-AFZ. Mit den Stadtarchiven 
Straelen (Beitritt im Jahr 2019), Kalkar (2021) und Kevelaer (2022) gehören dem Verbund 
aktuell zehn der insgesamt 17 Kommunalarchive im Kreis Kleve an. Es ist zu hoffen, dass 
in den kommenden Jahren auch die anderen Kommunalarchive dem Verbund beitreten. 

Die bloße Willenserklärung, sich im Notfall zu unterstützen, ist selbstverständlich nicht 
ausreichend. Um dem Verbund Rechtssicherheit zu verleihen, haben alle teilnehmenden 
Kommunen die sogenannte „Vereinbarung zur gegenseitigen Unterstützung in Notfällen in 
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den Kommunalarchiven im Kreis Kleve“ unterschrieben. Unterzeichnet haben der Landrat 
und die Bürgermeister*innen. Damit ist es uns gelungen, diesen wichtigen Aspekt unserer 
Archivarbeit bis in die Verwaltungsspitze zu tragen und auch dort für den Schutz und Erhalt 
unseres unikalen Kulturguts zu werben. 

Kerninhalt der Vereinbarung ist die Bereitschaft der teilnehmenden Institutionen, im 
Notfall ihre personellen und sachlichen Ressourcen zu bündeln und die zum Schutz des 
Kulturgutes zu leistenden Aufgaben in gegenseitiger Unterstützung zu bewältigen. Die 
Funktionsfähigkeit des Notfallverbundes wird durch den Einsatz einer Arbeitsgruppe gewähr-
leistet, die sich aus Vertreter*innen der beteiligten Einrichtungen zusammensetzt, das heißt 
aus den Kommunalarchivar*innen.

Als vorbeugende Aufgaben nennt die Vereinbarung die Erstellung von Notfallplänen, 
regelmäßige Besichtigungen der Archive durch die Arbeitsgruppe und den regelmäßigen 
Kontakt mit der örtlichen Feuerwehr. Die Vereinbarung schafft somit nachhaltige Strukturen.

Ebenfalls in der Vereinbarung geregelt werden die Finanzierung und Haftung der betei-
ligten Einrichtungen: Die Vereinbarung schließt Ansprüche auf Aufwendungsersatz (z. B. 
bei Verpackungsmaterial) aus und stellt sich gegenseitig von Körper- und Sachschäden frei, 
die durch den Einsatz im Notfall entstehen können. Der Einsatz im Notfall gilt als vorab 
genehmigte Dienstreise. Die Archivmitarbeiter*innen sind somit wie sonst im Dienst ver-
sichert, auch wenn sie ohne Dienstreiseantrag oder eine Mitteilung an ihre Vorgesetzen im 
Notfall bei einem Mitglied des Notfallverbunds helfen.

Abb. 36: Karte der 
Notfallverbünde der KEK, 
(www.kek-spk.de/not-
fallverbundkarte, abge-
rufen am 18. Mai 2022), 
© Koordinierungsstelle 
für die Erhaltung des 
schriftlichen Kulturguts 
(KEK).
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Notfallplan mit Anhang
Notfallplan
Jedes Archiv, das dem Verbund beitreten möchte, muss für die Liegenschaften, in denen 
sich Archivgut befindet, einen Notfallplan erarbeitet haben. Dieser muss einen Ablaufplan 
für Notfallmaßnahmen, einen Feuerwehreinsatzplan sowie einen Alarmierungsplan mit 
dienstlichen und privaten Rufnummern der zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Archivs beinhalten. Der Notfallplan des Kreisarchivs Kleve enthält darüber hinaus 
Informationen zu den vorhandenen Notfallboxen, zur Bergungspriorität, zur Gebäudetechnik 
und zu Besonderheiten des Gebäudes, im Fall des Kreisarchivs Kleve eine Gaslöschanlage.

Der Notfallplan ist somit archivspezifisch und muss regelmäßig auf Aktualität überprüft 
werden. Für die Aktualisierung, z. B. bei einem Personalwechsel, ist das jeweilige Archiv selbst 
zuständig, das auch dafür verantwortlich ist, dass die aktuelle Version des Notfallplans allen 
am Verbund beteiligten Archiven zur Verfügung gestellt wird. Auch die örtliche Feuerwehr 
sollte immer die letzte Version des Plans vorliegen haben.

Abb. 37: Plan des Magazingebäudes des Kreisarchivs Kleve.
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Teil des Notfallplan sollte immer ein Gebäudeplan sein. Er benennt die Räume mit ihren 
unterschiedlichen Funktionen und technischen Besonderheiten, wie z. B. der Gaslöschanlage, 
und informiert über den Schlüsseltresor, der sich im Fall des Kreisarchivs Kleve am benachbar-
ten Gebäude befindet. Ferner ist aufgeführt, wo besonders sensible Bestände wie z. B. Fotos 
und Urkunden liegen. Im Kreisarchiv Kleve unterliegt der Bestand PR, der die Protokolle 
der Kreistags- und Kreisausschusssitzungen der Kreise Kleve und Geldern überliefert, einer 
besonderen Bergungspriorität. Er wird deshalb im Regal direkt neben einem der großen 
Ausgänge aufbewahrt. Die besondere Bergungspriorität des Bestandes wird mittels der 
Haager Raute visualisiert. Diese Kennzeichnung erfolgte sowohl auf dem Gebäudeplan als 
auch am Archivgut selbst bzw. am Regal.

Anhang
Der für jedes teilnehmende Archiv spezifische Notfallplan wird ergänzt durch einen 
Anhang, der für alle Archive des Notfallverbundes einheitlich ist. Der Anhang enthält 
die Kontaktdaten der Ansprechpartner im Notfallverbund sowie Informationen über 
vorhandene Notfallboxen und Transportmöglichkeiten in den einzelnen Archiven (z. B. 
Gitterboxen, Aktenwagen). Ebenfalls aufgeführt sind Luftentfeuchter, die im Schadensfall 
ausgeliehen werden können sowie Angaben zu freien Magazinkapazitäten, falls Bestände 
vorübergehend ausgelagert werden müssen. Für kleinere Schäden, bei denen nur eine 
geringe Menge Archivgut eingefroren werden muss, stehen im Kreis Kleve an verschiede-
nen Orten in den Archiven Gefriertruhen zur Verfügung. Verpackungsmaterial ist nicht 
im Anhang aufgelistet, weil die Angaben zu diesem Verbrauchsmaterial sich zu schnell 
verändern. 

Ebenfalls im Anhang aufgelistet sind Kontaktdaten von Speditionen, einem Kühlhaus, 
Gefriertrockungsanlagen und Baumärkten. Diese Angaben werden einmal jährlich durch 
das Kreisarchiv Kleve auf Aktualität geprüft und ggf. aktualisiert.

Abb. 38: Die 
Haager Raute visu-
alisiert die besondere 
Bergungspriorität, Foto: 
Sarah Boudaroui, 
Kreisarchiv Kleve.
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Als Notfallverbund sind wir bereits an einen Dienstleister herangetreten, der große 
Mengen Archivgut bis zur Gefriertrockung einfrieren kann. Von diesem Dienstleister erhalten 
wir wöchentlich den Bereitschaftsplan, sodass wir auch außerhalb der Öffnungszeiten die 
Einlagerung von Archivgut organisieren können.

Begehung mit der Feuerwehr
Beabsichtigt ein Archiv, dem Notfallverbund beizutreten, muss es vorab eine Begehung der 
Magazinräume mit der Feuerwehr vorgenommen haben. Bei der gemeinsamen Begehung 
findet ein Austausch über das Vorgehen im Notfall statt. Dabei lernt das Archiv viel über 
die Arbeit der Feuerwehr. Im Gegenzug kann es bei der Feuerwehr für Verständnis für die 
archivische Arbeit werben. Von besonders großer Bedeutung im Hinblick auf die Lösch- und 
Bergungsarbeiten der Feuerwehr ist das Wissen darum, dass es sich bei Archivgut um unikale 
Objekte handelt, die im Schadensfall ggf. unwiederbringlich verloren sind oder aufwändig 
restauriert werden müssen. Selbstverständlich macht die Feuerwehr bei der Begehung auch 
Vorschläge zur Verbesserung des Brandschutzes, sofern sie Mängel feststellt (z. B. fehlende 
Feuerlöscher, nicht ausreichende Brandabschnitte, festgekeilte Brandschutztüren).

Die Erfahrung im Notfallverbund Kreis Kleve hat gezeigt, dass die Feuerwehr sehr dankbar 
ist, wenn sie sich vor einem Notfall einen Überblick im Gebäude verschaffen und sich mit 
Besonderheiten (z. B. einer Gaslöschanlage) vertraut machen kann.

Arbeitsgruppe Notfallverbund
Ein weiteres Element zur Schaffung gefestigter und vor allem auch gelebter Strukturen ist 
die Arbeitsgruppe Notfallverbund. Dieser gehört jeweils eine Archivarin, ein Archivar aus 
den am Verbund beteiligten Archiven an.

Die Arbeitsgruppe trifft sich zwei Mal im Jahr wechselnd in den Archiven des Notfallverbundes. 
Gegenstand der Treffen ist immer die Begehung des einladenden Archivs, damit alle Mitglieder des 
Verbunds alle Archive kennen lernen und sich im Notfall schneller zurechtfinden. Auch fällt beim 
gemeinsamen Rundgang die eine oder andere Kleinigkeit auf, die ggf. verbessert werden kann.

Darüber hinaus bieten die Treffen die Möglichkeit für weitere Aktivitäten, wie z. B. 
Bergungsübungen und Treffen mit der Feuerwehr. Gegenstand des Austausches sollte auch 
die gemeinsame Beschäftigung mit Praxishilfen (z. B. Checklisten, Handreichungen)54 sein, 
damit diese im Notfall bereits bekannt sind. Auch allgemeine archivspezifische Themen, wie 
z. B. die Versicherung von Archivgut oder ggf. die Planung von Archivneubauten sollten nicht 
nur im eigenen Archiv, sondern auch in der Arbeitsgruppe Notfallverbund thematisiert und 
mit besonderem Blick auf das Notfallmanagement diskutiert werden.

54	 Siehe hierzu die Übersicht von Dr. Kistenich-Zerfaß, die im Rahmen eines Vortrags auf dem 
Westfälischen Archivtag erstellt wurde [https://archivamt.hypotheses.org/15931 (10.06.2022)], 
den Film „Schützen, Sichern, Bergen“ zur Notfallvorsorge im Archiv des AFZ-LVR [https://afz.
lvr.de/de/bestandserhaltung_2/notfallvorsorge_2/notfall_film/notfall_film_1.html (10.06.2022)] 
sowie die Informationen des LWL-Archivamtes [https://www.lwl-archivamt.de/de/bestandserhal-
tung_notfaelle/notfalle-im-archiv/ (22.06.2022)].



Beate Sturm

98

Sehr effektiv war eine gemeinsame Übung mit der Restaurierungswerkstatt des LVR-AFZ. 
Gemeinsam haben wir durch einen Wasserschaden geschädigtes „Archivgut“ – es waren selbstver-
ständlich Kassanda – für den Abtransport in die Gefriertrocknung vorbereitet. Dabei haben wir 
die notwendigen Handgriffe bei der Verpackung des durch Nässe sehr empfindlichen Materials 
geübt und alles so dokumentiert, dass wir die Unterlagen außer Haus hätten geben können.

Die Übung war vom Kreisarchiv Kleve vorbereitet worden. Wir haben die Chance genutzt, 
nicht nur unterschiedliche Quellengattungen dafür vorzubereiten, sondern die Objekte 
auch unterschiedlich lang zu wässern bzw. die Reaktion des Wassers auf unterschiedliche 
Verpackungsmaterialien zu testen. Das hat uns nicht nur verdeutlicht, wie wichtig es ist, 
Archivgut in Archivkartons zu verpacken, sondern auch, dass die alten Archivkartons unbe-
dingt ausgetauscht werden müssen, denn sie haben deutlich mehr Nässe durchgelassen als 
die neuen Kartons.

Abb. 39: Unterlagen 
mit Wasserschaden, 
Fotografin: Lilia Wick, 
Kreisarchiv Kleve.

Abb. 40: Anna Katharina 
Fahrenkamp und Markus 
Vieten (LVR-AFZ) 
begutachten gemeinsam 
mit Kreisarchivarin Beate 
Sturm (links) wasserge-
schädigte Unterlagen, 
Fotografin: Lilia Wick, 
Kreisarchiv Kleve.
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Die Arbeit der Arbeitsgruppe Notfallverbund dient dazu, sich zu vernetzen und die 
Archive kennenzulernen, voneinander zu lernen, Wissen zu festigen und Handgriffe zu üben 
sowie die Kommunikation mit den Gefahrenabwehrbehörden aufrecht zu halten und zu 
intensivieren. Die gemeinsame Arbeit im Verbund stärkt somit die eigene Vorsorge. Sie bietet 
die Möglichkeit, nicht nur im Notfall die Aufgaben auf mehreren Schultern zu verteilen, 
sondern bereits in der Vorsorge ressourcenorientiert zu arbeiten.

Selbstverständlich müssen diese Inhalte an die anderen Mitarbeiter*innen in den Archiven 
des Notfallverbundes weitergegeben und auch mit ihnen geübt werden. Die Mitglieder der 
Arbeitsgruppe Notfallverbund sind daher Multiplikatoren, die das Wissen ins eigene Haus tragen. 

Zusammenarbeit mit der Leitstelle des Kreises Kleve
Wie alle Leitstellen speichert auch die Leitstelle des Rettungsdienstes des Kreises Kleve 
Informationen über „besondere“ Gebäude, um dies bei Notfällen den Rettungskräften mitteilen 
zu können. Dazu gehören z. B. Krankenhäuser, Schulen, Kindergärten und öffentliche Gebäude.

Wir haben die dienstlichen bzw. privaten Kontaktdaten der Archivleitungen bei der 
Leitstelle hinterlegt sowie die Information, dass sich im Gebäude unikales Archivgut befin-
det. Geht ein Notruf zu einem Gebäude, in dem sich Archivgut befindet, bei der Leitstelle 
ein, informiert die Leitstelle die Einsatzkräfte über die besondere Nutzung des Gebäudes. 
Wir hoffen, dass dies bei den Lösch- und Bergungsarbeiten berücksichtigt wird, um einen 
möglichst schonenden Umgang mit den Unterlagen zu erwirken. Ferner kontaktiert die 
Leitstelle direkt die zuständigen Archivar*innen, so dass die Information über den Notfall 
möglichst zeitnah und direkt beim archivischen Fachpersonal ankommt.

Die Hinterlegung der Daten haben wir nicht auf die Archive des Notfallverbundes 
beschränkt, sondern kreisweit für alle Kommunalarchive umgesetzt. Die Maßnahme ist 
wenig arbeitsintensiv, es fallen keine Kosten an und ihr Pflegeaufwand ist relativ gering, denn 
nur beim Wechsel der Archivleitung bzw. dem Umzug eines Archivs mit seinem Archivgut 
müssen die Daten aktualisiert werden. Die Hinterlegung dieser zentralen Daten ist somit 
eine nachhaltige Maßnahme für den Notfall, die jedes Archiv umsetzen kann.

Notfallmanagement: Eine dauerhafte Aufgabe mit großer Wirkung
Notfallmanagement bereitet uns nicht nur auf den Notfall vor. Auch wenn der Notfall 
vielleicht nie eintritt, profitieren Archive enorm davon, denn Notfallmanagement schärft 
unseren Blick dafür, wie wir unser Archivgut in der täglichen Arbeit schützen können. Wir 
sehen unsere Unterlagen nicht mehr lediglich mit Blick auf Inhalt und Nutzung, sondern 
werden sensibilisiert für andere Aspekte. Zu diesem ganzheitlichen Ansatz gehört u. a.:

	▪ Die ordnungsgemäße Verpackung des Archivgutes,
	▪ die Ordnung und Struktur im Magazin,
	▪ die Beschriftung der Regale und Kartons, ohne die eine gut organisierte und doku-

mentierte Bergung nicht durchgeführt werden kann,
	▪ das Vorhandensein von Feuerlöschern (Wasserlöscher),
	▪ die Aufarbeitung von Bewertungsrückständen zur besseren Übersichtlichkeit im 

Schadensfall,
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	▪ die Abarbeitung von Verzeichnungsrückständen zur besseren Dokumentation bei der 
Bergung und der anschließenden Wiederherstellungsmaßnahmen bzw. der konkreten 
Benennung von Totalverlusten,

	▪ die Versicherung des Archivgutes sowie
	▪ der Schutz der Unterlagen vor Diebstahl, Vandalismus und Schädlingen.

Auch der Blick auf das Gebäude, in denen die Unterlagen aufbewahrt werden, wird geschärft: 
Das meint nicht nur die Einlagerung von Archivgut in dafür geeigneten Gebäuden mit 
wenig Gefahrenpotenziell für Schäden (z. B. keine bzw. abgesicherte Versorgungsleitungen), 
sondern auch die vielen kleinen Baustellen, die man leicht übersieht, wie z. B. festgekeilte 
Brandschutztüren, undichte Fenster, feuchte Ecken, Staub und Schmutz, Brandlasten und 
zugestellte Rettungs- und Bergungswege.

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden: Notfallmanagement muss ganzheitlich 
gedacht werden und ist nur ein Aspekt des Gesamtkonzeptes für den Erhalt des Archivgutes. 
Es steht nicht für sich, sondern berührt die unterschiedlichen archivischen Kernaufgaben, 
bei deren Erledigung es stetig mitgedacht werden muss. Notfallmanagement ist somit eine 
Daueraufgabe, die niemals erledigt ist, sondern dauerhaft in unseren Arbeitsalltag imple-
mentiert werden muss. Das gelingt nur, wenn wir nachhaltige Strukturen schaffen und uns 
gegenseitig unterstützen. Damit minimieren wir nicht nur das Notfallrisiko und schützen 
unser Archivgut im Notfall, sondern werden auch der Notwendigkeit der fachgerechten 
Lagerung und des fachgerechten Umgangs mit unikalen Unterlagen gerecht.
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Renaissance bewährter Techniken? 
Bundessicherungsverfilmung als Back-Up

Sarah Rudolf

Einleitung
1954, 1961, 1967: Diese drei Jahre haben in Deutschland einschneidende Wirkung in Sachen 
Kulturgutschutz entfaltet. Die Rede ist von der 1954 von der UNESCO hervorgebrachten 
Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut in bewaffneten Konflikten, einem völker-
rechtlichen Vertrag; von der Bundessicherungsverfilmung unter der Schirmherrschaft des 
Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, die seit 1961 beim Bundesarchiv, 
bei den Landesarchiven und der Stiftung Preußischer Kulturbesitz etabliert wurde;55 und 
von der 1967 von der Bundesrepublik Deutschland per Gesetz vom 11. April ratifizierten 
Konvention zum Schutz des kulturellen Erbes.

Blicken wir einmal gemeinsam zurück in die Zeit bis zur Haager Konvention, um im 
Anschluss die jüngsten Entwicklungen zu betrachten, die im Kontext des Kulturgutschutzes 
einige Relevanz haben. Während besonders die westliche Welt mit der Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert einen alle Lebensbereiche umfassenden, tiefgreifenden technischen 
Wandel und Innovationsschub erlebte, brachte das frühe 20. Jahrhundert auch einen Ent
wicklungsschub, der einen einschneidenden technischen Fokus auf militärisch einsetzba-
ren Massenvernichtungswaffen hatte.56 Wir wissen es alle: Im Ersten und besonders im 
Zweiten Weltkrieg kamen diese Waffen zum Einsatz. Hier in Nordrhein-Westfalen haben 
wir z. B. auch einige Erfahrung mit den Auswirkungen auf Kultureinrichtungen und 
Archive: Vorneweg können z. B. die sogenannten Kahnakten des Landesarchivs NRW 
genannt werden. Während in den Anfängen des Zweiten Weltkriegs bei der preußischen 
Archivverwaltung nachweislich bis 1942 Wasserwege für die Evakuierung von Archivgut 
noch abgelehnt wurden, traf man 1944 in Berlin die folgenschwere Entscheidung, dies 
doch zu tun. Die Entscheidung wurde unter anderem für nordrhein-westfälisches Archivgut 
umgesetzt, mit einigen Komplikationen im Transportablauf, und auch mit dem Ergebnis, 
dass am 14. März 1945 eines der Schiffe von Bomben getroffen wurde und sank. Die 

55	 Selbst bei uns, dem Landschaftsverband Rheinland, war einige Jahre im Statut des Kommunalver-
bands die Verfilmung von Archivalien rheinischer nichtstaatlicher Archive angesiedelt (1966-2010).

56	 Hierzu lohnen für die vertiefende Auseinandersetzung die Beiträge auf den Seiten der Bundes-
zentrale für politische Bildung v.a. Thomas Vogel: Waffen, Militärtechnik und Rüstungspolitik 
(30.04.2015), URL: https://www.bpb.de/themen/nationalsozialismus-zweiter-weltkrieg/der-zweite-
weltkrieg/199407/waffen-militaertechnik-und-ruestungspolitik/ (31.03.2022).
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Bergung erfolgte erst Monate später, soweit das Archivgut nicht verbrannt war; getrocknet 
wurde vollständig an der Luft.57

Die moderne Kriegsführung hatte ihr endgültiges Gesicht gefunden und bestätigte ihre 
weitreichenden Zerstörungspotenziale auch mit Blick auf Kultur- und Archivgut. Es han-
delt sich um eine Zäsur, deren Gewicht kaum zu unterschätzen ist. Um eine Zäsur, die alle 
Lebensbereiche erfasste. Und um eine Zäsur, die bis heute nachwirkt: in der Politik, im 
gesellschaftlichen Leben, und unbestreitbar auch in Kultureinrichtungen und Archiven.58

Die internationale Staatengemeinschaft erkannte die Gefahren nicht erst mit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs, sondern ergriff seit dem 19. Jahrhundert und heute in Kooperation 
mit der UNESCO Maßnahmen, die durch Ratifizierung alle Vertragsparteien an die 
formulierten Bedingungen binden sollte. Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe hat dies in seiner Publikation zum Thema Kulturgutschutz 2012 folgen-
dermaßen zusammengefasst:

„Seit mehr als 100 Jahren bemühen sich Staatsmänner gezielt darum, durch Vereinbarungen 
und Konventionen das Kulturerbe ihres Volkes vor Plünderung und Zerstörung durch 
Kriege zu bewahren. Als ersten Erfolg dieser Bemühungen ist die große Friedenskonferenz 
von Den Haag im Jahre 1899 zu werten. Damals wurde ein ‚Abkommen, betreffend die 
Gesetze und Gebräuche des Landkrieges‘ unterzeichnet, in dem verbindliche Regelungen 
zum Kulturgüterschutz festgeschrieben wurde. 55 Jahre später fand zum gleichen Thema 
wieder eine Konferenz in Den Haag statt. Vor dem Hintergrund zweier Weltkriege 
verabschiedeten die Delegationen das ‚Haager Abkommen vom 14. Mai 1954 für 
den Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten‘ als Konvention mit damals 36 
Artikeln, Ausführungsbestimmungen und Protokoll.“59

Die Bundesrepublik Deutschland ratifizierte die Konvention im Jahre 1967. Das Gesetz vom 
11. April 1967 zu der Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten weist 
dem damaligen Bundesamt für Zivilschutz die Aufgabe zu, den Wortlaut der Konvention und 
ihrer Ausführungsbestimmungen zu verbreiten.60

57	 Johannes Kistenich: Gesunkene Schätze. Die Kahnakten. Schadensgeschichte und Restaurierungsge-
schichte. Münster 2010 (= Veröffentlichungen des Landesarchivs Nordrhein-Westfalen 36), S. 18-31.

58	 Siehe hierzu Marie-Theres Albert/Birgitta Ringbeck: 40 Jahre Welterbekonvention. Zur Popula-
risierung eines Schutzkonzeptes für Kultur- und Naturgüter. Berlin / München / Boston 2015 (= 
Heritage Studies 2), S. 48-61.

59	 Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten. (E-)Publikation des BBK. 7. Auflage, Bonn 2012, 
S. 4, URL: https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Publikationen/Kul-
turgutschutz/schutz-von-kulturgut-bei-bewaffneten-konflikten.pdf?__blob=publicationFile&v=4 
(25.03.2022).

60	 Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten. (E-)Publikation des BBK. 7. Auflage, Bonn 2012, 
S. 4, URL: https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Publikationen/Kul-
turgutschutz/schutz-von-kulturgut-bei-bewaffneten-konflikten.pdf?__blob=publicationFile&v=4 
(25.03.2022). 
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Inzwischen wissen wir, dass nicht nur Kriege oder bewaffnete Konflikte menschengemachte 
Probleme für unser Leben und Fortbestehen darstellen. Auch auf unsere Umwelt, auf die Natur 
in ihrer Gesamtheit, haben wir massiv Einfluss genommen, wie es erstmals das sog. Bretherton-
Diagramm in einem NASA-Bericht von 1986 auf den Punkt brachte: Mit ihm wurde die Idee 
der Erde als selbstregulierendes Geo-Biosphäre-System erstmals grafisch zusammengefasst.61

Sehen wir einmal ab von dem Kölner Archiveinsturz 2009, der in ganz anderer Weise 
menschengemacht und zerstörerisch gewesen ist, so blicken wir auch aus archivischer Sicht 
heute auf einige Erfahrung mit Extremwetterereignissen und ihren Folgen zurück. In der 
jüngeren Vergangenheit sind hierbei verschiedene Oderhochwasser wie z. B. 1997 oder das 
Elbe- und Donauhochwasser 2002 besonders im Gedächtnis geblieben. Sie alle haben eines 
gemeinsam: Sie hatten verheerende Folgen für Mensch und Material, und damit auch für 
das Kulturerbe. Hier in Nordrhein-Westfalen mit Fokus auf dem Rheinland, aber z. B. auch 
in Rheinland-Pfalz mit Schwerpunkt im Ahrtal, haben wir vor noch nicht ganz einem Jahr 
ohnmächtig mitansehen müssen, was derartige Flutkatastrophen bedeuten. Die schweren 
Regenfälle vom 14. und 15. Juli 2021 haben uns nachdrücklich vor Augen geführt, dass wir 
eben nicht alles verhindern können, und bedauerlicherweise auch, dass wir nach wie vor nicht 
auf alles vorbereitet sind. Was also tun, wenn klassische Vorsorgeplanungen versagen?

Die Hochwasserkatastrophe vom Juli 2021 und die Bundessicherungsverfilmung62

Die Antwort ist schnell gegeben, und sie lautet auf gar keinen Fall: „Aufgeben!“ Ganz im 
Gegenteil, denn sie muss lauten: „Mehrgleisig fahren!“63 Was aber genau meinen wir seitens 
des LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrums mit „mehrgleisig“? Um dies zu erörtern, 
ist bei den Vorteilen der Bundessicherungsverfilmung im Kontext der Notfallvorsorge und 
-prävention zu beginnen, um zu den allgemeinen Chancen und Potenzialen überzuleiten. 
Wie sich im vergangenen Jahr mit der Flutkatastrophe vom Juli gezeigt hat, ist es im nicht-
staatlichen Archivbereich von unbestreitbarem Vorteil, um nicht zu sagen unerlässlich, auf 

61	 Eva Horn/Hannes Bergthaller: Anthropozän. Zur Einführung. Hamburg 2019, S. 59-79, hier S. 
70. Auch Albert/Ringbeck, 40 Jahre Welterbekonvention, S. 48-61.

62	 Fast identisch ist der Titel einer News, die die Verfasserin im Oktober des vergangenen Jahres schrieb. 
Sarah Rudolf: Flutkatastrophe und Bundessicherungsverfilmung. News auf den Webseiten des 
LVR-AFZ vom 14.10.2021, URL: https://afz.lvr.de/de_1/presse/meldung/meldung_17664.html 
(24.03.2022). Näheres ist folgendem Archivar-Beitrag zu entnehmen: Bettina Rütten/Mark Steinert/
Matthias Senk: Bilanz der Hochwasserkatastrophe im Rheinland vom Juli 2021 und Ausblick auf 
zukünftige Notfallprävention für Archive, in: Der Archivar 75 (2022) 1, S. 53-58.

63	 In der digitalen Welt ist es leicht, analoge Themen zu vergessen. Nichtsdestoweniger bestehen sie 
nebeneinander weiter, und dürfen nicht voneinander losgelöst betrachtet werden. Anregungen zu 
diesem Vortrag haben mir u.a. aufgrund des zentralen Vernetzungsgedankens die Überlegungen 
gegeben von – Ellen Euler/Paul Klimpel: Föderale Vielfalt – Globale Vernetzung, in: dies. (Hrsg.): 
Föderale Vielfalt – Globale Vernetzung. Strategien der Bundesländer für das kulturelle Erbe in der 
digitalen Welt. Berlin 2016 (= Kulturelles Erbe in der digitalen Welt, Band 2), S. 8-11. Auch Paul 
Klimpel: Was bleibt?, in: ders./Jürgen Keiper (Hrsg.): Was bleibt? Nachhaltigkeit der Kultur in der 
digitalen Welt. Berlin 2013, S. 11-13.
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dezentrale Notfallvorsorge und Notfallprävention zu setzen. „Mehrgleisigkeit“ meint also 
neben dem dezentralen Ansatz auch, konkret vorhandene Strukturen und Angebote für die 
Prävention wahrzunehmen: Notfallübungen, Notfallboxen und Notfallpläne in Kombination 
mit den Notfallverbünden und der Bundessicherungsverfilmung sind daher im Verbund mit 
kanonisierten Aufgaben wie der Bestandserhaltung und der Erschließung der Ansatz, der beim 
LVR-AFZ verfolgt wird.64 Nur so kann Nachhaltigkeit der Maßnahmen zur Erhaltung des 
Archivguts als besonderes Kulturgut gewährleistet werden.

Damit ist auch klar, dass die Bundessicherungsverfilmung nur ein Zahnrad von verschie-
denen in unseren Gesamtplanungen für eine ganzheitliche Notfallvorsorge für die rheinischen 
(nichtstaatlichen) Archive darstellt. Die Funktion dieses Zahnrads ist im Titel allerdings 
treffend auf den Punkt gebracht, und sie ist eine wesentliche: die des Back-Ups. Wir sprechen 
in dieser Sektion über Nachhaltigkeit. Nachhaltigkeit ist im Kulturgutschutz gerade dann 
gegeben, wenn Planungen und Maßnahmen ihren angestrebten Zweck überwiegend erfüllen. 
Für Nachhaltigkeit braucht es umsichtige Planungen, die Vielseitigkeit und Standards voraus-
setzen. Nur so werden sie tragfähig. Im Fall der Bundessicherungsverfilmung, die ein Ergebnis 
der Erfahrungen der Weltkriege und der Haager Konvention darstellt, steht uns eine solche 
nachhaltige Lösung bereits seit Jahrzehnten zur Verfügung. Sie eignet sich also hervorragend 
dafür, um sie für Notfallvorsorge und Notfallprävention gezielt einzusetzen, und um mit ihrer 
Hilfe großflächigen Informationsverlusten vorzubeugen.65

2014 haben Claudia Arndt, Wiltrud Fischer-Pache, Jens Metzdorf, Birgit Schubert und 
Peter Weber dies in der BKK-Empfehlung „Zum Einsatz des Mikrofilms in der archivischen 
Bestandserhaltung“ noch einmal klar auf den Punkt gebracht:

„Abgesehen von der Bundessicherungsverfilmung ist der Mikrofilm darüber hinaus ein 
Medium, das nach wie vor in der präventiven Bestandserhaltung eingesetzt wird. Um 
originale Unterlagen besser vor Schädigung und Abnutzung zu schützen, werden die 
Informationen auf Mikrofilm gesichert und auf diesem Sekundärmedium oder davon 
gefertigten digitalen Derivaten zur Auswertung bereitgestellt ( Schutzverfilmung). 
Nur im Falle, dass originale Unterlagen auf Grund substanzieller Schädigungen nicht 
mehr dauerhaft zu erhalten sind, ist auch unter Preisgabe der Originalunterlagen 
eine einmalige Sicherung auf Mikrofilm als Ausnahme von der Regel zu rechtfertigen 
( Ersatzverfilmung).“66

64	 Rütten/Steinert/Senk: Bilanz der Hochwasserkatastrophe, S. 56-58.
65	 Klaus Etzenberger: Technische Normen und Anweisungen für die mikrographische Sicherungsverfil-

mung, in: Mario Glauert/Sabine Ruhnau (Hrsg.): Verwahren, Sichern, Erhalten. Handreichungen zur 
Bestandserhaltung in Archiven. Potsdam 2005 (= Veröffentlichungen der brandenburgischen Landes-
fachstelle für Archive und öffentliche Bibliotheken 1), S. 147-192; Claudia Arndt/Wiltrud Fischer-
Pache/Jens Metzdorf/Birgit Schubert/Peter Weber: BKK-Empfehlung „Zum Einsatz des Mikrofilms 
in der archivischen Bestandserhaltung“. Worms 2014; und auch Willi Kamrath: Mikroverfilmung 
bei der Archivberatungsstelle Rheinland 1966-1985, in: Hanns-Peter Neuheuser (Red.): Beiträge zum 
kommunalen Archivwesen. Köln 1987 (= Archivhefte 17), S. 155-164.

66	 Arndt/Fischer-Pache/Metzdorf/Schubert/Weber, Zum Einsatz des Mikrofilms, S. 2.
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Es handelt sich um Grundsätze, die auch Eingang in den Umgang mit der Archivgut
digitalisierung gefunden haben. Nur sprechen wir hier neben der Schutzdigitalisierung 
häufiger anstelle von einer Ersatzdigitalisierung vom ersetzenden Scannen.

Die Flutkatastrophe vom Juli 2021 hat uns einen anderen worst case des Informationsverlusts 
aufgezeigt, der die Relevanz der unterschiedlichen reprografischen Schutzmedien unzweifelhaft 
verdeutlicht: Archivgut wurde herumgespült, Standregale und Planschränke von dem Druck 
umgeworfen oder doch zusammengedrückt, ganze Schlitten von Rollregalanlagen aus den 
Schienen gehoben, Schlamm mit den Wassermassen eingetragen, und Außenmagazine zum Teil 
komplett ausgespült, sodass Unterlagen in ihrer Gesamtheit verloren gingen. Die Schadensbilder 
gehen weit über die reine Verschmutzung hinaus. Sie werden wie zu erwarten von teilweise 
gravierenden mechanischen Beeinträchtigungen begleitet, die glücklicherweise in zahlreichen 
Fällen durch fachgerechte Verpackung aufgefangen wurden. Um nur drei Beispiele herauszugrei-
fen: Der Fall Bad Münstereifel im Erfttal (Eifel) mit seinem Stadtarchiv ist in den Medien sehr 
prominent geworden, doch auch die Altregistratur in der Forstverwaltung des Nationalparks Eifel 
und das Archiv der Gemeinde Kall, beide im Urfttal in der Eifel gelegen, sind in vergleichbarem 
Ausmaß von der Katastrophe betroffen gewesen.67 Die Bundessicherungsverfilmung hat zum 
Beispiel im Fall Bad Münstereifels dazu beigetragen, das Goldene Buch und auch den gesamten 
Urkundenbestand der Stadt verfügbar und nachhaltig gesichert zu haben.68

Wesentlich ist, dass alle drei oben genannten Einrichtungen beinahe identische Flutszenarien 
hinter sich haben, sodass die Archive beinahe identische Schadensbilder aufweisen. Ohne 
Sicherung auf Mikrofilm mit Lagerung an einem zentralen und geschützten Ort, wäre im 
schlimmsten Fall eine Rettung der Archivalien und Informationen nicht einmal über dieses 
Sicherungsmedium möglich gewesen. Obwohl die Informationssicherung auf Mikrofilm nicht in 
Farbe erfolgt, so sind doch am Ende und gerade im Fall eines Totalverlusts diese Informationen 
dem völligen Informationsverlust dieses Archiv- und Kulturgutes vorzuziehen. Der immense 
Vorteil der Bundessicherungsverfilmung besteht außerdem darin, dass sie im Grunde wie die 
IT-Sicherheitsvorgaben des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik für red-
undante Serversicherungen (auch bei digitalen Langzeitarchivierungslösungen) funktioniert69: 
Denn die Lagerung erfolgt außerhalb der besitzhaltenden Archive. In den meisten Fällen liegen 
der zentrale Bergungsort für das zu schützende Kulturgut nach der Haager Konvention und die 
Archivstandorte sogar mehrere hundert Kilometer weit voneinander entfernt. Auch die zentrale 
Koordinierung über die staatlichen Archive in Kooperation mit dem BBK, dem Fototechnischen 

67	 Rütten/Steinert/Senk: Bilanz der Hochwasserkatastrophe, S. 53-57.
68	 Diese Archivalien liegen sowohl als Masterfilm als auch als Duplikatfilm vor. Zu Lehren aus 

derartigen Schadensfällen siehe auch Wilfried Reininghaus/Andreas Pilger (Hrsg.): Lehren aus 
Köln. Dokumentation zur Expertenanhörung „Der Kölner Archiveinsturz und die Konsequenzen“. 
Düsseldorf 2009 (= Veröffentlichungen des Landesarchivs Nordrhein-Westfalen 25).

69	 Empfohlen werden mindestens 200 km Distanz zwischen Rechenzentren. Siehe hierzu die BSI-Publika-
tion: Kriterien für die Standortwahl von Rechenzentren. Version 2.0. Bonn 2019, S. 15, URL: https://
www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/RZ-Sicherheit/Standort-Kriterien_Rechenzentren.
pdf;jsessionid=2EB9D2083248EEABD5DF2DA7E9618726.internet081?__blob=publicationFile&v=1 
(29.03.2022).
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Abb. 41, 42, 43: Bilder nach der 
Hochwasserkatastrophe im Juli 2021, in der 
Reihenfolge Bad Münstereifel (Stadtarchiv), 
Kall (Gemeindearchiv/kommunal) und 
Schleiden-Gemünd (Forstverwaltung des 
Nationalparks Eifel), Fotos: LVR-AFZ.
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Ausschuss und der Fa. MFM Hofmaier GmbH & Co. KG, die den Barbarastollen seit Jahrzehnten 
mit Expertise und Erfahrung instand hält und die jährlichen Behälter- bzw. Filmrollenkontrollen 
durchführt, trägt zur Sicherheit bei: Es werden Standards nicht nur implementiert, sondern 
regelmäßig überprüft und aktualisiert, um für die vorliegenden Mikrofilme die bis zu 500 Jahre 
Haltbarkeit so weit wie möglich zu erreichen. Diese dezentrale, bundesweit verteilte und doch 
„geballte“ Expertise könnte kein kleines oder mittelgroßes (nichtstaatliches) Archiv alleine auf-
bringen. Es fehlt dort in vielen Fällen immer noch an ausreichenden finanziellen und personellen 
Ressourcen, gerade um solche Arbeitsprozesse dauerhaft und nachhaltig zu implementieren. Und 
eines darf nicht vergessen werden: Auch wenn Mikrofilme durch ihre Trägermaterialien70 bei 
fachgerechter Lagerung und in gutem Erhaltungszustand stets sehr robust gewesen sind und es 
heutzutage durch die Verwendung von Polyester bei fachgerechter Lagerung in noch größerem 
Maße sind, so haben die mechanischen Krafteinwirkungen der Flutkatastrophe vom Juli 2021 
doch nachdrücklich ins Gedächtnis gerufen, dass selbst große Stand- und Rollregalanlagen, 
auch Planschränke, ebenso wie Archivkartonage ab einem bestimmten Punkt nicht mehr (voll-
ständig) standhalten können. Selbst ein Mikrofilm würde je nach Standort im Magazin und 
Schadensausmaß keine Chance haben.

Perspektiven für die Zukunft? Digitalisierung und Mikroformen
So, wie der Erhaltung der Mikrofilme bei ungünstigen Rahmenbedingungen Grenzen 
gesetzt sind, unterliegen auch klassische analoge und reguläre digitale Aufnahmeverfahren 
für die Verfilmung deutlichen Grenzen, die sowohl von den Mikroformen und der Technik 
selbst als auch vom originalen Archivgut vorgegeben werden. Die erste Einschränkung liegt 
im Informationsträger für die Reproduktion selbst begründet: Farbmikrofilme werden seit 
einigen Jahren nicht mehr hergestellt. Daher besteht auch in der Bundessicherungsverfilmung 
nur noch die Möglichkeit, sich der Graustufenfilme (Silberhalogenid auf Polyesterträger) zu 
bedienen. Die zweite liegt z. B. bei Originalen mit geringen Kontrasten, ob nun wegen stark 
vergilbten Papieres, oder durch verblasste oder ausgewaschene Tinten: Ihre Reproduktion auf 
Mikrofilm stößt hier wie jede reguläre analoge oder digitale Fotografie zunächst an bekannte 
Grenzen. Sie können gerade in der analogen Fotografie nur unzureichend wiedergegeben 
werden, wenn überhaupt. Womit wir bei auf die dritte Einschränkung zu sprechen kommen: 
die technische Seite. Neben genannten Hürden führt jede Reproduktion eines Mikrofilms, 
die sog. Duplizierung, durch Kontrasterhöhung auf lange Sicht zu Informationsverlusten, 
sofern die Duplizierung auf vorherigen Duplikaten beruht. Solche Informationsverluste 
machen sich glücklicherweise bei weitem nicht mit den ersten Duplizierungen bemerkbar. 
Bei einer Haltbarkeit von bis zu 500 Jahren je Mikrofilm sind also die Handlungszwänge 
langfristige. Mitzudenken ist der Effekt nichtsdestoweniger. Gut illustriert werden kann er 
durch elektronische Bildumwandlungen (Abb. 44, 45, 46):

70	 Celluloid-Film (sog. Nitrofilm, Cellulosedinitrat plus Campher), der Nachfolger Cellulosetriacetat-
Film (bei ihnen entwickelt sich bei schlechter Lagerung das sog. Essigsyndrom) und heutzutage 
Polyesterfilm. Bei allen drei Kunststoffen handelt es sich um Thermoplaste.
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Abb. 44, 45, 46: Illustration von 
Informationsverlusten durch Transformation 
von Farbe zu Graustufen, und durch 
Kontrasterhöhung; letzteres durch Erzeugung 
einer bitonalen Repräsentation des 
Graustufenbildes, Fotos: LVR-AFZ.
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Von Vorteil ist es, dass es für gravierende Informationsverluste wie die hier in nuce gezeigten 
einer längeren Reihe von Duplizierungen der jeweils vorhergegangenen Duplizierungsstufe 
bedarf.71 Nichtsdestoweniger ist das Medium Mikrofilm als kopierendes Erhaltungsmedium 
nachweislich das langlebigste. Gerald Maier zeigte dies 2001 im Rundbrief Fotografie in einer 
Gegenüberstellung auf:

Tabelle 1 – Vergleich Mikroverfilmung-Digitalisierung72

Mikroformen Konversionsformen
Qualitätsreserven Flexible Nutzung

Standardisiertes Verfahren 
(Normen)

Bisher kaum Standards [Anm. S.R.: 2022 bereits 
deutlich mehr Standards etabliert]

Alterungsbeständiger 
Informationsträger

Bisher nicht alterungsbeständig

Kostengünstig […] Mehrdimensionaler Zugriff

Direkte Lesbarkeit Maschinenlesbarkeit

Kompatibilität

Ideales Langzeitspeichermedium Als Langzeitspeichermedium nicht ideal

Als Nutzungsmedium nicht 
attraktiv

Attraktives Zugriffs- und Nutzungsmedium

Zusammengefasst ist dieser Gegenüberstellung zu entnehmen, wie sich Aufwände für 
Erstellung sowie Erhaltung und Nutzungsmöglichkeiten bei den grundlegend verschiedenen 
Reproduktionsmedien Mikrofilm und Digitalisat unterscheiden, wobei der Vergleich etwas kon-
kretisiert werden muss: Gemeint sind fast ausschließlich digitale Reproduktionen von Unterlagen 
mehr oder weniger eindimensionaler Art (Urkunden, Einzeldokumente/in Einzelseiten vorlie-
gende Akten, Karten, Pläne, Poster, Fotografien, und dergleichen) oder in gebundener Form 
vorliegendes Archivgut (Amtsbücher, Kirchenbücher, faden- und anderweitig geheftete Akten, 
gebundenes sonstiges Archivgut, Zeitungen, und dergleichen). Dreidimensionale Objekte wie 
z. B. Siegel sind hier wenig oder auch AV-Medien gar nicht berücksichtigt. Hierfür könnte es 
sich wiederum lohnen, nach alternativen Aufnahmeverfahren zu suchen, was in den letzten 
Jahren im Rahmen verschiedener Projekte (Bits-on-Film-Projekte73), oder auch in Form eines 
großen von der EU geförderten Projekts geschehen ist: PIQL.

71	 Zum Thema der Qualitätssicherung und Informationsverluste mit der ersten Aufnahme (analoge 
Aufnahme des Originals auf Mikrofilm) und mit jeder weiteren Reproduktion (Duplizierung) 
Etzenberger: Mikrographische Sicherungsverfilmung, S. 149-151.

72	 Gerald Maier: Digitalisierung von Archivgut. Ein Workflow von der Mikroverfilmung bis zur 
Präsentation, in: Rundbrief Fotografie (2001), Sonderheft 6, S. 91-105.

73	 Informationen zu einem solchen Projekt sind z. B. auf den Seiten der Stadt Braunschweig zu finden. 
URL: https://www2.braunschweig.de/sdw/tgdw/070418magie.html (06.05.2022).
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Bei dem hier entwickelten Verfahren handelt es sich um eines, dass auf analogem Träger 
sowohl analoge Informationen wie bei der klassischen Verfilmung als auch digitale Infor
mationen umfasst. Es handelt sich nicht per se um ein Bits-on-Film-Verfahren, indem die 
elektronischen Daten (0 und 1) nicht in physisch auf das Trägermedium einzuschreibende 
Digitaldaten verwandelt werden, sondern sie werden in Form eines QR-Code-Bildes auf 
35mm-Mikrofilm aufgebracht.

Abb. 47, 48, 49, 50: piqlFilm (erste und zweite Fotografie), und piqlReader (dritte Fotografie). Foto: 
PIQL. Dank an Bendik Bryde.
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Bundessicherungsverfilmung als Back-Up

Das PIQL-Verfahren ist damit ein hybrides und nicht abhängig von Festplatten- 
bzw. Serverspeicherkapazitäten.74 Die Qualitätssicherung beschränkt sich wie in der 
Bundessicherungsverfilmung auf die Erhaltung der Schicht und des Trägers. Die Wiederherstellung 
der Lesbarkeit, wie von PIQL betont wird, sei in teils wenig aufwändigen und teils doch zeitinten-
siveren Verfahren möglich, ohne dass das speziell entwickelte Lesegerät (piqlReader) zum Einsatz 
kommen müsse. Gesetzt den Fall, dass die digitalen Daten nicht lesbar gemacht werden können, 
sind die Informationen wie geschildert redundant auch als analoge (optische) Aufnahmen auf 
demselben Mikrofilm direkt hinter den digitalen Informationen gesichert.75

Sehen wir aber einmal von den Fragen der ganz praktischen Nutzung, und auch denen 
der Qualitätssicherung ab, so ergeben sich durchaus noch weitere Fragen: etwa, ob die tech-
nischen Neuerungen der letzten 20 Jahre – soweit bereits erprobt – nicht etwa im Kontext 
der Bundessicherungsverfilmung genutzt werden könnten. Ein Beispiel neben dem von PIQL 
entwickelten Verfahren76 wären Multispektral-Aufnahmeverfahren, die es ermöglichen, ver-
waschene bzw. ausgewaschene, verblasste oder abgeschabte und überschriebene Texte auf 
verschiedenen Materialien wenigstens in Teilen wieder sichtbar zu machen. Mit Rückblick auf 
die Flutkatastrophe vom Juli 2021 erscheint es lohnend, dass Digitalisate aus diesen technischen 
Aufnahmeverfahren einmal in der digitalen Ausbelichtung auf Mikrofilm getestet werden. Auf 
dieses Verfahren wird die Bundessicherungsverfilmung seit 2021 sukzessive umgestellt. Durch 
die Verwendung multispektraler Aufnahmeverfahren in der Bundessicherungsverfilmung 
könnte also die Möglichkeit bestehen, über das Back-Up der mit dem menschlichen Auge 
sichtbaren Informationen hinaus weitere, nicht mehr für uns sichtbare und doch vorhandene 
Informationen in die analoge Langzeitsicherung zu geben. Wir kommen wieder an die Grenzen 
der Reproduzierbarkeit von Informationen auf Graustufen-Mikrofilm und damit zu Fragen der 
Qualitätssicherung, aber auch zu Aufwänden in der Datenverarbeitung: Da die Multispektral-
Digitalisierungstechnologie sehr aufwändig ist, sich auf unterschiedliche Licht- und somit 

74	 Hierzu gibt es mit dem PIQL-Verfahren ein großes Projekt; PIQL AS ist ein halbstaatliches Unter-
nehmen, Projektfinanzierungen kommen u.a. von der EU. Das PIQL-Verfahren hat z. B. in einem 
ESA-Projekt Verwendung gefunden. Es werden viele international wichtige, digitale Informationen 
im 2017 von PIQL und Store Norske Spitsbergen Kulkompani (SNSK) gegründeten Arctic World 
Archive (AWA) vorgehalten: so u.a. solche der Vatikanbibliothek. PIQL stellt hierfür sein mikro-
filmbasiertes Sicherungsverfahren zur Verfügung. Für mehr siehe die Seiten von PIQL und AWA. 
URLs: https://www.piql.com/news/, (29.03.2022), https://www.piql.com/ (29.03.2022), und 
https://arcticworldarchive.org/about/ (29.03.2022). Siehe auch Bastian Waag/Antje Schloms: Das 
Stadtarchiv Mühlhausen auf neuen Wegen der Sicherungsverfilmung, in: Archive in Thüringen 26 
(2017), S. 13-14.

75	 An dieser Stelle möchte ich Bendik Bryde danken, der mir die Informationsbroschüre zur PIQL 
Technology und verschiedene Fotografien zur Verfügung gestellt hat: Piql Preservation Technology. 
Technology, piqlFilm and workflow.

76	 Das Verfahren funktioniert nicht wie das physische Bits-on-Film-Prinzip, sondern die Binärdaten 
werden von PIQL in Form von Barcodes auf Film gebracht. Es kann auch eine Kombination aus 
dieser digitalen und der analogen fotografischen Wiedergabe von Informationen erfolgen, die dann 
als hybrid gilt. URL: https://www.piql.com/about/technology/ (06.05.2022); vgl. auch Waag/
Schloms, Stadtarchiv Mühlhausen, S. 13-14.
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Farbspektren stützt und sehr große Datenmengen produziert, müsste überhaupt erst einmal die 
Durchführbarkeit eines solchen Ansatzes in der Bundessicherungsverfilmung erprobt werden. 
Hier könnten sich Verfahren wie das von PIQL entwickelte möglicherweise eher anbieten.

Fazit
Wie sich in den vergangen fünf bis zehn Jahren gezeigt hat, ist das Medium Mikrofilm 
eines, das sich trotz der zunehmenden Verbreitung von Digitalisierung nach wie vor der 
Verbreitung und konstanten Nutzung erfreut. Es wurden sogar neue Formen entwickelt, 
um bisher nicht berücksichtigte Informationsarten wie digitale Daten langfristig auf ihm 
zu erhalten. Dass sich damit zwar die Schicht für die Informationsaufnahme verändert 
hat, nicht aber das Trägermaterial, muss auffallen. Der Vorteil der Rollen, die sich in der 
Bundessicherungsverfilmung von einzelnen 66m-Mikrofilmrollen auf große Spulen umbetten 
lassen, ist nicht von der Hand zu weisen. Es ist platzsparend und bei zentraler Pflege wie im 
Fall des zentralen Bergungsortes der Bundesrepublik Deutschland ein sehr wirtschaftliches 
und nachhaltiges System, indem Kompetenzen und Expertisen zum Informationserhalt an 
einem Ort gebündelt sind.

Sich darüber hinaus neue technische Verfahren auch in der Erhaltung von schriftlichem 
Kultur- und v.a. Archivgut zu erschließen, stellt konsequent weitergedacht einen auf den ersten 
Blick lohnenden nächsten Schritt dar. Wenn wir bedenken, dass derzeit die Digitalisierung 
alle Lebensbereiche erfasst, so können wir mit einigem Erstaunen und einiger Beruhigung 
vermerken, dass das Festhalten am Mikrofilm als Sicherungsmedium nicht nur ein Festhalten 
am Bewährten darstellt, sondern dass die Digitalisierung des Aufnahmeverfahrens in Form der 
digitalen Ausbelichtung unter der weiteren Verwendung des Mediums Mikrofilm in der Tat als 
eine Art „Renaissance“ verstanden werden kann. Nichts hat bisher dieses langfristig haltbare 
Sicherungsmedium ersetzen können, was seine Back-Up-Funktion umso mehr unterstreicht. 
Würden weitere Potenziale der Digitalisierung im Kontext der Sicherung von Informationen 
auf Mikrofilm genutzt, wie es vielleicht multispektrale Aufnahmeverfahren ermöglichen 
oder wie es auch PIQL mit dem Arctic World Archive aufgezeigt hat, könnten wir fast schon 
nach einem neuen Begriff anstelle von „Renaissance“ suchen. Mit Sicherheit jedoch lässt 
sich sagen: Nach einer Hochwasserkatastrophe wie der vom Juli 2021 darf nicht diskutiert 
werden, ob sicherungsverfilmt wird. Es muss diskutiert werden, dass und ggf. wie in Zukunft 
die Bundessicherungsverfilmung noch besser von den Archiven genutzt und weitere Potenziale 
dieser Technik in ihrem Sinne ausgeschöpft werden können.
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Konsequenzen aus Krisen und Unwetterkatastrophen  
für die Pfarrarchivpflege

Joachim Oepen

Katastrophen und Krisen – das Thema des Rheinischen Archivtages 2022 ist auch für die Arbeit 
des Historischen Archivs des Erzbistums Köln (AEK) von großer Aktualität, insbesondere für den 
Archivtypus Pfarrarchiv, der einen wichtigen Schwerpunkt in der Tätigkeit des Archivs darstellt.

Die „Anordnung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche“, 
kurz Kirchliche Archivordnung (KAO), regelt verbindlich, dass die Bistumsarchive die Fach
aufsicht über alle kirchlichen Archive im Bereich jeweils ihrer Bistümer ausüben.77 Dabei ragen 
in allen Bistümern schon rein quantitativ die Pfarrarchive aus den verschiedenen kirchlichen 
Archiven heraus. Im Erzbistum Köln besitzt das AEK eine Zuständigkeit für etwas mehr als 
800 Pfarrarchive, die sich geographisch im gesamten Bistumsgebiet von Bonn im Süden bis 
zur Ruhr im Norden, und von Wissen an der Sieg im Osten bis nach Grevenbroich und die 
Voreifel im Westen verteilen. Diese Archive enthalten geschätzte sechs bis acht Regalkilometer 
archivwürdiges Schriftgut aus der Zeit seit dem 10. Jahrhundert. Aus der Wahrnehmung der 
Fachaufsicht sollen im Folgenden zwei dezidierte Akzente zum Thema gesetzt werden: Während 
es im ersten Fall um konkrete und punktuelle Katastrophenhilfe geht, steht im zweiten Fall 
die Reaktion auf eine längerfristig wirkende strukturelle Krisensituation im Mittelpunkt, die 
letztlich zu einer grundsätzlichen Neuorientierung der Pfarrarchivpflege führte.

Dazu noch eine Vorbemerkung: Die Fachaufsicht über die Pfarrarchive wurde vom AEK in 
den zurückliegenden vier Jahrzehnten als subsidiäre und dezentrale Pfarrarchivpflege verstan-
den und wahrgenommen, bei der die Hilfestellung für die Kirchengemeinden im Mittelpunkt 
stand. Konkret bedeutete dies, dass die Bewertung, Verzeichnung und Erschließung von 
Pfarrarchivbeständen in der Regel durch das Historische Archiv oder jedenfalls unter des-
sen Regie erfolgte, hingegen die Sicherung, Aufbewahrung und (meist ehrenamtliche) 
Betreuung der Archive am jeweiligen Ort durch die Kirchengemeinde selbst. Dabei kam 
es seit etwa der Jahrtausendwende zu immer mehr Fusionen von Pfarrgemeinden, so dass 
derzeit lediglich noch etwas mehr als 500 Pfarreien bestehen – Tendenz weiter rückläufig. 

77	 Die KAO in der aktuellen Fassung ist an mehreren Stellen im Internet zu finden, siehe z. B. www.
katholische-archive.de/rechtliches-arbeitshilfen (11.04.2023); Zur Fachaufsicht der Bistumsarchive: 
KAO § 12, Absatz 2. Zu den Zuständigkeiten siehe auch Ulrich Helbach: Katholisch-kirchliche 
Archive in der rheinischen Archivlandschaft, in: Archivlandschaft Rheinland. 49. Rheinischer 
Archivtag, 18.–19. Juni 2015 in Pulheim-Brauweiler. Beiträge, Bonn 2016, S. 76–85.
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Bei solchen Fusionen wurden auch die Archive der „Altpfarreien“ meist zu sogenannten 
Mittelpunktsarchiven zusammengelegt, so dass im Einzelfall an einem Pfarrort bis zu sieben 
„Altarchive“ zusammenkamen.

Katastrophenmanagement
Das Katastrophenmanagement des Historischen Archivs im Bereich der Pfarrarchive war 
ganz akut gefragt, als am 14./15. Juli 2021 größere Gebiete in West- und Mitteleuropa von 
einer Unwetterkatastrophe betroffen waren. Im Bereich des Erzbistums Köln wirkten sich die 
Ereignisse in insgesamt elf Pfarrarchiven aus, davon bei vieren im größeren Umfang, nämlich 
in Langenfeld, Leichlingen, Flerzheim (Rheinbach-) und Flamersheim (Euskirchen-).78 Dort 
war jeweils der Einsatz von Kolleginnen und Kollegen des AEK am jeweiligen Ort nötig.79  
Aus allen vier Pfarrarchiven musste Archivgut für die spätere Gefriertrocknung in einem 
Kühlhaus eingelagert werden. 

Bemerkenswert ist, dass in den Wochen nach der Katastrophe teilweise auch in der überregi-
onalen Presse Schlagzeilen zu finden waren, im Erzbistum Köln hätten nicht nur viele Kirchen 
und kirchliche Gebäude, sondern auch die Archive unermessliche Schäden davongetragen, 
seien doch gleich elf Archive von der Unwetterkatastrophe betroffen gewesen:80 Ein Fall nicht 
gerade von Fake News, aber doch von verkürzter und damit verzerrter Darstellung. Tatsächlich 
muss man ja sagen, dass nur elf Pfarrarchive von über 800 betroffen waren, was etwas mehr 
als 1% aller Pfarrarchive im Erzbistum ausmacht – angesichts der sonstigen verheerenden 
Schäden im Grunde eine zu vernachlässigende Größe. Dass nicht mehr passierte, mag in einigen 
Fällen Zufall oder Glück gewesen sein, dürfte aber auch ein Ergebnis von jahrzehntelanger 
nachhaltiger Pfarrarchivpflege sein.81 

In diesem Sinne sollen einige knappe Aspekte eines gleichsam vorbeugenden oder passiven 
Katastrophenmanagements angesprochen werden, welches das Historische Archiv in den letzten 
vier Jahrzehnten im Bereich der dezentral gelagerten Pfarrarchive umzusetzen versuchte. Dabei 
war die Erkenntnis leitend, dass Wasserschäden zu den häufigsten Schadensfällen in Archiven 
gehören, was die praktischen Erfahrungen eindrucksvoll bestätigt haben.82

78	 Da die Auswirkungen der Katastrophe auch auf die Archive sowohl in den Medien als auch auf dem 
Rheinischen Archivtag ausführlich thematisiert wurden, kann sich hier auf grundlegende Fakten 
beschränkt werden. 

79	 Außer dem Autor dieses Textes beteiligten sich Dr. Ulrich Helbach, Saskia Klimkeit, Dr. Anne Oster-
mann und Lena Wormans tatkräftig an der Katastrophenhilfe, wofür Ihnen ausdrücklich gedankt sei.

80	 Z. B. Heilbronner Stimme, 14.1.2022.
81	 In diesem Zusammenhang sei nachdrücklich dem Kollegen Dr. Josef van Elten gedankt, dessen 

dienstlicher Schwerpunkt bis zum Beginn des nachfolgend vorgestellten Projektes rund 30 Jahre 
im Pfarrarchivbereich lag. In dieser Zeit hat er die Sicherung und Erschließung unzähliger Pfarrar-
chivbestände begleitet, angestoßen oder selbst geleistet und so letztlich unverzichtbare Grundlagen 
geschaffen, auf denen das Projekt heute aufbaut.

82	 Neben den hier bereits erwähnten Schäden von 2021 waren in den letzten beiden Jahrzehnten 
Wasserschäden an jeweils einem Pfarrarchiv an der Strunde und der Erft zu verzeichnen, hingegen 
kein einziger Brandschaden.
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Angesichts der Tatsache, dass in den letzten beiden Jahrzehnten mehr und mehr der bereits 
erwähnten Mittelpunktsarchive entstanden sind, teilen sich die mehr als 800 Pfarrarchive nicht 
auf mehr als 800 Standorte auf, sondern es sind lediglich mehrere Hundert Archivräume, die 
in den Blick genommen werden müssen. Dies erleichtert nicht nur den Überblick, sondern ist 
insbesondere ein Vorteil bei Verhandlungen mit den örtlichen Kirchenvorständen, Pfarrern und 
Verwaltungsleitungen: Wenn in einem Raum gleich mehrere Archivbestände zusammengeführt 
werden, ist schlichtweg die Bereitschaft größer, entsprechend qualifizierte Räume zu schaffen. 
Aber selbst in diesen Fällen finden sich längst nicht immer optimale Lagerbedingungen vor, 
sodass oft Kompromisse eingegangen werden müssen. Gleichwohl gibt es einige unverzichtbare 
Standards, auf denen das Historische Archiv in seiner Wahrnehmung der Fachaufsicht besteht. 
Dazu gehört etwa, dass insbesondere Kellerräume in der Nähe von Wasserläufen ungeeignet 
sind. So befand sich das Pfarrarchiv Rheinbach-Flerzheim – aus verschiedenen Gründen konnte 
das Historische Archiv dort bislang nicht tätig werden – im Keller des Pfarrhauses, das keine 
30 Meter auf kaum ansteigendem Gelände vom Swistbach entfernt liegt. Dementsprechend 
wurde am 14. Juli 2021 der gesamte Bestand des Pfarrarchivs überflutet.

Von großer Wichtigkeit sind passive Bestandserhaltungs- und vorbeugende Maßnahmen. 
Hier lässt sich vor allem im Bereich des Hochwasserschutzes mit geringem Aufwand oft viel 
erreichen. Aufwändiger ist schon die Aufmauerung von Sockeln, auf denen Archivschränke zu 
stehen kommen, wie es etwa im Pfarrarchiv Bergisch Gladbach, St. Laurentius vorgenommen 
wurde. Stattdessen bietet es sich an, das jeweils untere Fach freizulassen. Auch hierzu gibt es 
Negativbeispiele vom Sommer 2021; so wurde in Euskirchen-Flamersheim durchweg „nur“ 
die untere, eben doch belegte Regalreihe geflutet und das Schriftgut durchnässt.

Grundsätzliche Ausführungen über die Bedeutung von Bewertung, Verzeichnung und 
sachgerechter Verpackung des Schriftguts können in diesem Rahmen unterbleiben, doch 
soll der Hinweis nicht fehlen, dass diese archivischen Arbeitsschritte nicht zuletzt auch den 
Charakter von passiven bestandserhaltenden Maßnahmen im Rahmen eines vorbeugenden 
Katastrophenmanagements haben – ein Umstand, der im großen Stil nach dem Einsturz des 
Kölner Stadtarchivs am 3. März 2009 eindrücklich erfahrbar war. Einmal durchnässte und 
verschlammte Unterlagen können kaum angemessen bewertet werden, sodass viel Geld in die 
Rettung von solchem Schriftgut investiert werden muss, um am Ende einen kleineren oder 
größeren Teil davon als doch nicht archivwürdig zu kassieren.

Zur Verpackung noch einmal nach Flerzheim, wo man wohl in den 1990er Jahren einen 
Großteil des älteren Archivguts in grüne, im Schreibwarenhandel erhältliche Mappen verpackt 
hat. Diese nicht fachgerechte Verpackung hatte bei der Unwetterkatastrophe verheerende 
Folgen, denn das Pfarrarchiv konnte zwar gerettet werden, große Teile des Schriftgutes sind 
aber jetzt durch das Auslaufen der Farbe aus diesen Mappen grün verfärbt.

Damit leite ich zum zweiten Abschnitt dieses Beitrags über, wirkte sich die Unwetterkatastrophe 
letztlich doch wie eine Werbemaßnahme aus für das groß angelegte Projekt der Sicherung der 
Pfarrarchive im Bereich des Erzbistums Köln. Dieses Projekt war im Sommer 2021 seit gut 
einem Jahr angelaufen, zunächst verzögert durch die Corona-Pandemie. Durch das Unwetter 
und seine Folgen wurde nun einigen Kirchengemeinden, die kaum oder nur sehr geringe 
Schäden an den Archiven zu verzeichnen hatten, schlagartig klar, dass es doch sinnvoller sei, 
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das Pfarrarchiv dem Historischen Archiv anzuvertrauen, wo schlichtweg bessere räumliche 
Bedingungen herrschen und die Archive weitaus sicherer untergebracht sind – auch das ein 
Aspekt der Katastrophenvorsorge.

Krisenmanagement: Das Projekt „Sicherung der Pfarrarchive im Erzbistum Köln“ (PfAS)
Ausgangspunkt für das Projekt PfAS war letztlich der Versuch und das Vorhaben, proaktiv einer 
Krise entgegenzusteuern. Gemeint ist damit weniger die aktuelle Kirchenkrise, namentlich 
im Erzbistum Köln. Vielmehr ging es um die schon länger krisenhaften Szenarien im Bereich 
des kirchlichen Lebens am Ort, in den Pfarrgemeinden. Hier erleben wir auf breiter Fläche 
und längst nicht nur im Erzbistum Köln im letzten Jahrzehnt massive Veränderungen, die 
hier nicht im Einzelnen beschrieben werden müssen. Vielmehr beschränke ich mich auf die 
Auswirkungen auf die Pfarrarchivpflege: Das lokale inhaltliche Interesse an den Pfarrarchiven 
geht insgesamt rapide zurück, während gleichzeitig auch das ehrenamtliche Engagement in 
den Kirchengemeinden auf allen Feldern rückläufig ist. Aus beiden Gründen klaffen bei 
der ehrenamtlichen Betreuung der Pfarrarchive am Ort immer größere Lücken; langjährige 
ehrenamtliche Archivpfleger finden keine Nachfolger, das Archiv wird mehr schlecht als recht 
nebenbei von der Pfarrsekretärin verwaltet oder vollständig sich selbst überlassen. Das hat 
dann nicht nur negative Folgen für die Benutzbarkeit dieser Archive, sondern letztlich auch für 
deren Sicherheit, Erhaltung und Fortführung. Ähnlich problematisch ist oft die Raumsituation. 
Sowohl infolge der Fusionen von Kirchengemeinden als auch generell der rückläufigen Mittel 
werden kirchliche Gebäude wie Pfarrhäuser und Gemeindezentren verkauft, sodass in den 
verbleibenden Immobilien oft keine geeigneten Räume für das Pfarrarchiv vorhanden sind.83 
Oder im Fall von Mittelpunktsarchiven kommen im Einzelfall bis zu sieben Archivbestände 
in einem Raum zusammen, der schlichtweg nicht die nötige Größe bietet.

Kurzum, diese krisenhaften Szenarien führten 2019 zum Entschluss, grundsätzlich die 
Pfarrarchive im Erzbistum Köln zu zentralisieren, das heißt künftig im AEK zu lagern und 
durch dieses zu verwalten. Zur Umsetzung dieses Vorhabens wurde 2020 die „Sicherung der 
Pfarrarchive im Erzbistum Köln“ (PfAS) als groß angelegtes Projekt begonnen. Dazu sollen 
im Folgenden einige Aspekte vorgestellt werden.

1. Zunächst zu den Dimensionen des Projektes: Die Laufzeit ist auf insgesamt fünf Jahre ange-
legt, wobei angesichts des stockenden Beginns in der Coronazeit womöglich eine geringfügige 
Verlängerung nötig sein wird. Ziel ist es, bis 2026 die meisten der rund 800 Pfarrarchivbestände 
im Historischen Archiv zu deponieren, wobei mit einer Menge von rund sechs Regalkilometern 
gerechnet wird. Bis Ende 2022 waren etwas mehr als 150 Archivbestände im AEK eingetroffen. 
Von den personellen Kapazitäten gibt es neben einem Projektleiter eine Projektmitarbeiterin 

83	 In einem sehr pointierten Fall stand für mehrere Bestände eines Mittelpunktsarchivs kein geeigneter 
Raum zur Verfügung, so dass noch ca. fünf Jahre nach Abschluss der Bearbeitung durch einen 
Dienstleister der gesamte Bestand in Umzugskartons verpackt und eine Benutzung mittels der 
fertigen Findbücher nicht möglich war.
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und seit Anfang 2022 vier Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste (FaMIs).84 
Letztere bearbeiten die im AEK deponierten Pfarrarchive: Revision bereits verzeichneter 
Bestände, Retrokonversion älterer Findmittel, Bewertung bzw. Nachbewertung des Schriftgutes, 
Erschließung der nicht verzeichneten Bestände sowie Vorbereitung der Findbücher für das 
Einstellen ins digitale Historische Archiv (AdEK).85

Finanziert wird das Projekt vollständig aus Kirchensteuermitteln durch das Erzbistum 
Köln, wobei die aufgewendeten finanziellen Mittel letztlich als subsidiäre Hilfen für die 
Kirchengemeinden verstanden werden, da die Pflege ihrer Archive zunächst deren ureigenste 
Sache ist. Sofern vor Übernahme eines Pfarrarchivs eine Bewertung notwendig ist, sind 
lediglich noch die Kosten für diese Maßnahme – nach wie vor von externen Dienstleistern 
unter Vermittlung des AEK übernommen – von der Pfarrgemeinde zu tragen. Dabei hat sich 
von der Logistik her schnell eine zweistufiges Verfahren herausgestellt: Nach einer eher groben 
Bewertung am Ort (1. Stufe) erfolgen der Transport des Bestandes nach Köln und dort im 
Zuge der Erschließung eine Feinbewertung (2. Stufe).

2. Die beschlossene Deponierung der Pfarrarchive im AEK ist kein Selbstzweck und soll schon 
gar nicht die zentralistischen Tendenzen namentlich in der katholischen Kirche verstärken, 
die von Archivarinnen und Archivaren selbst kritisch gesehen werden. Vielmehr resultiert das 
Vorhaben aus der schlichten Einsicht in die eingangs skizzierten krisenhaften Veränderungen 
und Notwendigkeiten, was sich auch im Projektnamen niederschlägt: Sehr bewusst wurde der 
Name „Sicherung …“ und nicht etwa „Zentralisierung der Pfarrarchive im Erzbistum Köln“ 
gewählt. Von vornherein ist zudem das gesamte Projekt auf eine freiwillige Mitwirkung der 
Kirchengemeinden angelegt. So wirbt das AEK damit, dass eine Deponierung der Pfarrarchive 
im Kölner Archiv letztlich ein Service für die Kirchengemeinden ist und eine deutliche 
Empfehlung in diese Richtung ausgesprochen wird, im Letzten jedoch keine Verpflichtung 
darstellt. In der Konsequenz bleiben rein juristisch die Kirchengemeinden Eigentümerinnen 
des an das AEK abgegebenen Schriftgutes. Aus diesem Grund legt das AEK bei Bewertungen 
und Nachbewertungen den Kirchengemeinden auch eine Kassationsliste vor und holt sich 
deren Zustimmung ein, selbst wenn die Bewertungshoheit beim AEK liegt. Für dieses Vorgehen 
sprechen allerdings nicht nur juristische Gründe, sondern auch das Herstellen von Partizipation 
und Transparenz des Verwaltungshandelns – sogenanntem Open Government.

Ausdrücklich ist auch die Möglichkeit vorgesehen, dass ein Pfarrarchiv am Ort bleiben kann, 
sofern sich die jeweilige Kirchengemeinde in der Lage sieht und willens ist, die Aufbewahrung, 
Verwaltung und Nutzung des Archivs in adäquater Weise sicherzustellen. So ist nach heutigem 
Stand davon auszugehen, dass dies auch in zehn Jahren bei einigen Pfarrarchiven noch der 
Fall sein wird, was aus Projektsicht ebenfalls nur zu begrüßen ist. Dazu gehören etwa das 
Münsterarchiv in Bonn86 oder das Pfarrarchiv Düsseldorf-Kaiserswerth, wo räumlich und 
von der Betreuung her gute Bedingungen herrschen.

84	 Da sich zwei Kolleginnen eine Stelle teilen, handelt es sich um insgesamt drei FaMI-Stellen.
85	 https://digitales-archiv.erzbistum-koeln.de (11.04.2023). 
86	 https://www.archive.nrw.de/stifts-und-muensterarchiv-bonn (11.04.2023).
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3. Angesichts des zu erwartenden Zuwachses von rund sechs Regalkilometern reichen im 
Historischen Archiv des Erzbistums in der Kölner Gereonstraße die derzeitigen Magazinflächen 
nicht ansatzweise aus, auch nicht unter Berücksichtigung der beim Archiverweiterungsbau 
2005–2008 einkalkulierten Reserveflächen, wurden seinerzeit doch bewusst nur sehr geringe 
Flächen für Pfarrarchive einkalkuliert.87 Daher wurde schon bei der Projektplanung die 
Schaffung eines Magazins speziell für Pfarrarchive ins Auge gefasst und als Teilprojekt definiert. 
Dazu lag es angesichts der derzeitigen Aufgabe von Kirchengengebäuden geradezu auf der 
Hand, einen nicht mehr benötigten Sakralraum zum Archivmagazin umzurüsten. Nachdem zu 
diesem Zweck mehrere Kirchen in Augenschein genommen worden waren, fiel die Wahl auf die 
Kirche St. Barbara im Kölner Stadtteil Ehrenfeld, wo neben guten baulichen Voraussetzungen 
für eine Umrüstung zum Archivmagazin auch die Entfernung von lediglich 3,5 km von der 
Gereonstraße beste Voraussetzungen bieten. Die sogenannte Unterkirche (bisher als Pfarrsaal, 
Gruppenräume u.ä. genutzt) soll innerhalb der nächsten beiden Jahre zum Magazin für die 
Pfarrarchive hergerichtet werden.88

4. Inzwischen liegen schon einige Erfahrungen mit dem Projekt PfAS vor, die durchaus positiv 
zu bewerten sind. So nehmen viele Kirchengemeinden das Angebot der Deponierung „ihres“ 
Pfarrarchivs im AEK dankbar an, wie bereits erwähnt erst recht nach der Unwetterkatastrophe, 
die sich damit wie ein Katalysator auswirkte. Häufig sind es die Verwaltungsleitungen der 
Kirchengemeinden selbst, die proaktiv auf das AEK zukommen mit der Bitte, den oder die 
Pfarrarchivbestände zu übernehmen. Daher war es bislang auch gar nicht nötig, im größeren 
Stile in den Medien des Erzbistums das Projekt zu bewerben. Dies könnte sich sogar als 
kontraproduktiv erweisen, wenn nämlich Erwartungen an eine schnelle Übernahme des 
jeweiligen Pfarrarchivs geweckt würden, die angesichts der Kapazitäten des Projektes gar nicht 
im gewünschten Zeitrahmen zu erfüllen wären. Unabhängig davon wurden die wichtigsten 
Basisinformationen an entsprechenden Stellen platziert.89

Gleichwohl braucht es bei manchen Kirchengemeinden auch Überzeugungsarbeit und 
in wenigen Fällen erfährt das Projekt durchaus auch Ablehnung, die es zu akzeptieren gilt. 
Entscheidend für eine auch langfristige Akzeptanz am Ort ist letztlich, ob es gelingt, das 
mit der Deponierung der Pfarrarchive im AEK abgegebene Versprechen entsprechender 
Serviceleistungen für die Kirchengemeinden auch einzulösen. So wird im Vorfeld einer 
Deponierung in der Pfarrei immer wieder die bisweilen bange Frage gestellt: „Wie kommen 

87	 Generell zum Profil des AEK: Ulrich Helbach/Thomas Scharf-Wrede: Einheit in Vielfalt. Die Archive 
der katholischen Kirche, in: Archivar. Zeitschrift für Archivwesen 75 (2022), Heft 4, S. 314–320, 
hier S. 317–320.

88	 Ein durchaus wünschenswerter Nebeneffekt ist, dass die eigentliche Kirche als Sakralraum damit 
nicht aufgegeben werden muss. Diese wird vielmehr in Richtung einer „Kulturkirche“ weiterent-
wickelt, wo künftig neben Gottesdiensten auch andere Veranstaltungen stattfinden können, die 
zuvor in der sogenannten Unterkirche ihren Raum hatten.

89	 Als Beispiele: „Neuordnung der Pfarrarchivpflege“, in: Amtsblatt des Erzbistums Köln 161 
(2021), S. 130–131; https://www.erzbistum-koeln.de/kultur_und_bildung/historisches-archiv/
Pfarrarchive/ (11.04.2023).
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wir denn an die Unterlagen dran?“ Wenn also etwa ein Bauplan benötigt wird, eine Information 
zu einer Stiftung, ein Auszug aus dem Lagerbuch oder was auch immer, sollte das AEK in 
der Lage sein, zügig Auskunft geben zu können. Dafür wiederum ist nicht zuletzt die zügige 
Erschließung der Pfarrarchivbestände eine wichtige Voraussetzung.

Vor einiger Zeit meldete sich ein älterer Kirchenvorsteher aus einer Kleinstadt südlich von 
Köln, der auf der Suche nach der Skizze eines Wegekreuzes aus dem 19. Jahrhundert war, 
die sich im Pfarrarchiv befinden müsste. Nachdem er keine drei Stunden später einen Scan 
dieses Wegekreuzes auf dem Rechner hatte, kam die spontane Reaktion dieses Herrn, der 
einer Deponierung zunächst durchaus skeptisch gegenübergestanden hatte: „Jetzt sehe ich, 
dass es sinnvoll ist, was Sie machen. Ich war hier in N. N. zwar näher an den Unterlagen 
dran, hätte aber sehr viel länger benötigt, um die Skizze überhaupt im Bestand zu ermitteln.“ 
Da hat jemand offenbar den Sinn und Zweck von Archiven, archivischer Arbeit und auch 
des Projektes verstanden.

Soweit zum Projekt PfAS, dessen kurze Vorstellung mir auch deshalb sinnvoll erschien, 
weil sich die Archivlandschaft bzw. ein Teil der Archivlandschaft im Rheinland, jedenfalls 
im Bereich des Erzbistums Köln mit diesem Projekt in den nächsten Jahren in mancherlei 
Hinsicht verändern wird.
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Wie viel Personal benötigt ein Kommunalarchiv? 
Möglichkeiten und Grenzen einer standardisierten Personalbedarfsermittlung.

Thea Fiegenbaum

Zum Stand der Personalbedarfsermittlung im kommunalen Archivwesen 
Archive ohne Archivmitarbeitende sind tote Archive. Sie können ihre gesetzliche und gesell-
schaftliche Funktion nicht erfüllen. In Deutschland ist im Archivwesen seit Jahren ein gravie-
render Personal- und Fachkräftemangel und zugleich eine unzureichende Personalausstattung, 
insbesondere in den kommunalen Archiven, festzustellen.90 Grund dafür ist, dass die Archive 
mit dem Anwachsen ihrer Kommunen bzw. Verwaltungen und damit dem Anwachsen ihrer 
Aufgaben nicht mitgewachsen sind. Vielmehr führte die kommunale Sparpolitik in den letzten 
Jahren zum Personalabbau91, etwa indem Stellen nicht nachbesetzt wurden. Die Problematik 
wird dadurch verschärft, dass die Zahl der Ausbildungsstellen begrenzt und der Bedarf an 
Archivfachkräften damit bundesweit nicht gedeckt ist. Die Problematik der unzureichenden 
Personalausstattung wird häufig vonseiten der Archivarinnen und Archivare angesprochen – ihre 
Einschätzung stützt sich dabei allerdings in der Regel nicht auf Zahlen, sondern erfolgt ‚nach 
Bauchgefühl‘. So bestätigten gut zwei Drittel der Befragten bei der Mitgliederumfrage 2021 
des Verbands deutscher Archivarinnen und Archivare e. V. (VdA), dass ihr Archiv mit zu wenig 
Personal ausgestattet sei.92 Außerdem gaben 72 Prozent an, „dass sich ihr Arbeitsschwerpunkt 

90	 Vgl. Thomas Fuchs/Gregor Patt: Anmerkungen zur Personalausstattung der Archive der großen 
kreisangehörigen Städte im Rheinland. In: Archivfachliche Beiträge: Stadtarchiv Mönchengladbach 
(Beiträge zur Geschichte der Stadt Mönchengladbach: Beiheft 6), Essen 2021, S. 58. Der Errei-
chungsgrad der optimalen Personalausstattung in rheinischen Archiven betrage nur 58 Prozent. Vgl. 
darüber hinaus Kai Naumann /Peter Müller (Hrsg.): Das neue Handwerk – Digitales Arbeiten in 
kleinen und mittleren Archiven, Stuttgart 2013, S. 11. Zur ‚Mangelbewirtschaftung‘ in Landesar-
chiven vgl. Michael Hermann: Zwischen Standortwünschen, Leistungsvorgaben und optimiertem 
Ressourceneinsatz – Controlling und Personalmanagement im Niedersächsischen Landesarchiv. In: 
Irmgard Christa Becker u. a. (Hrsg.): Ziele, Zahlen, Zeitersparnis. Wie viel Management brauchen 
Archive? (Beiträge zum 20. Archivwissenschaftlichen Kolloquium der Archivschule Marburg), 
Marburg 2016, S. 238.

91	 Zum Stellenabbau vgl. auch Entwicklung der Personalstrukturen im Archivwesen der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland, Strategiepapier der ARK 2011. In: Archivar 64 (2011), Heft 4, S. 
412: In den Archiven der Bundesländer sei die Zahl der festen Stellen zwischen 2002 und 2009 um 
11,7 Prozent gesunken, während die Bestände durch Neuübernahmen um 11,2 Prozent wuchsen.

92	 VdA-Mitgliederumfrage 2021, URL: https://www.vda-blog.de/blog/2021/11/09/ergebnisse-der-
mitgliederumfrage-vda/, (01.04.2022), Folie 4.
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deutlich verändert“ habe.93 Bei der Frage nach den größten, aktuellen Herausforderung für 
das eigene Archiv wurden u. a. die „Reduzierung von Personal“ sowie die „äußerst umfangrei-
chen zusätzlichen Digitalisierungsaufgaben […] ohne zusätzliche Arbeitszeit / Arbeitskräfte“ 
genannt.94 Diese Ergebnisse spiegeln die subjektive Wahrnehmung der Teilnehmenden der 
Umfrage, die zu 54 Prozent aus kommunalen Archiven stammten, wider.

Wie viel Personal benötigt ein Kommunalarchiv heute wirklich? Diese Frage ist gegen-
über den Verwaltungen als Archivträger, aber auch gegenüber Bürgerinnen und Bürgern zu 
beantworten, d. h. Personalbedarfe müssen offengelegt und damit nachvollziehbar gemacht 
werden.95 Um das Archivwesen insgesamt weiter zu professionalisieren, sind Aufgaben zu 
analysieren und zu optimieren.96 Im Grunde bedarf es auch in Archiven eines strategischen 
Personalmanagements, wobei der Personalbedarf bisher in vielen kommunalen Archiven – und 
auch Landesarchiven – nicht konkret anhand der tatsächlich anfallenden Aufgaben ermittelt 
wird.97 Ein strategisches Personalmanagement setzt sich nach Kuno Schedler und John Philipp 
Siegel aus drei aufeinanderfolgenden Bausteinen zusammen: Personalpolitik, Personalplanung 
und Personalentwicklung.98 Zunächst werden in der ‚Personalpolitik‘ Grundsätze und 
Leitbilder bezüglich des Personalwesens formuliert. Im Bereich ‚Personalplanung‘ sollen 
Strategien entwickelt werden, die den langfristigen Personalbedarf ermitteln und decken. Die 
Personalbedarfsermittlung (PBE) kann hierbei ein Instrument sein. Die ‚Personalentwicklung‘ 
wiederum sucht nach Strategien, um das Personal zu qualifizieren.99

Ziel des Personalmanagements ist also, dass einer Organisation zu jedem Zeitpunkt die 
erforderlichen Personalressourcen zur Verfügung stehen.100 Nur dies gewährleistet, dass die 
Aufgaben der Behörden und Verwaltungen erledigt werden können. Die Beschaffung von 
Personalressourcen, der Auswahlprozess und die Ausbildung von Nachwuchskräften sind 

93	 Ebd., Folie 10. Vgl. außerdem zum zusätzlichen Personalbedarf im Archiv aufgrund neuer gesetz-
licher Aufgaben: Peter Sandner: 10 FAQs. Argumente zu Bedarf und Notwendigkeit der digitalen 
Archivierung. In: Christian Keitel/Kai Naumann (Hrsg.), Digitale Archivierung in der Praxis. 
16. Tagung des Arbeitskreises ‚Archivierung von Unterlagen aus digitalen Systemen‘ und nestor-
Workshop ‚Koordinierungsstellen‘, Stuttgart 2013, S. 59–62.

94	 VdA-Mitgliederumfrage 2021, Folie 12.
95	 Vgl. Gerd Schneider: Aufgaben- und Personalplanung in Archiven. In: Mario Glauert/Hartwig 

Walberg (Hrsg.): Archivmanagement in der Praxis, Potsdam 2011, S. 40.
96	 Vgl. grundsätzlich zur Notwendigkeit eines Archivmanagements: Gerd Schneider: Archivmanage-

ment und Archivfachlichkeit – zwei Seiten derselben Medaille. In: Els Herrebout (Hrsg.): Inter-
nationales Archivsymposion in Xanten (2013), Anforderungsprofile an Archive und ihr Personal, 
Aufgaben, Qualifikationen, Brüssel 2014, S. 13–25.

97	 Vgl. Hermann: Controlling, S. 239: „Eine weitere Überprüfung des tatsächlich notwendigen 
Personalbedarfs fand dagegen kaum statt“.

98	 Vgl. Kuno Schedler /John Philipp Siegel: Strategisches Management in Kommunen. Ein integrativer 
Ansatz mit Bezug auf Governance und Personalmanagement, Düsseldorf 2004, S. 227.

99	 Vgl. ebd.
100	 Andreas Gourmelon/Sabine Seidel/Michael Treier: Personalmanagement im öffentlichen Sektor: 

Grundlagen und Herausforderungen, Heidelberg u.a. 2014, S. 39.



Thea Fiegenbaum

122

mit hohem Zeitaufwand verbunden und erfordern eine systematische Planung.101 Vor diesem 
Hintergrund ergeben sich vier Leitfragen: 1. Wie viele Beschäftigte benötigt die Organisation 
zur Bewältigung ihrer Aufgaben102 (quantitativer Aspekt)? 2. Welche Qualifikationen und 
Kompetenzen sollten die Beschäftigten aufweisen (qualitativer Aspekt)? 3. Wann und für welche 
Dauer werden die Personalressourcen benötigt? 4. Wo werden die Beschäftigten benötigt?103

„Aufgrund der sich dabei bietenden verschiedenen Möglichkeiten hat der Rechnungs
hof davon abgesehen, einen gesonderten Anhaltswert für den Personalbedarf der 
Archivgutverwaltung zu ermitteln.“104

Dieses Zitat aus dem Bericht des Rechnungshofes Rheinland-Pfalz von 2016 ist ein Beispiel 
dafür, dass die PBE in Archiven und auch von deren Trägern als Schwierigkeit wahrge-
nommen wird. Warum ist das so? Zum einen kann das deutsche Archivwesen aufgrund 
seiner über die Jahrhunderte gewachsenen Strukturen keinesfalls als einheitlich bezeichnet 
werden. Archive haben einen individuellen Entstehungskontext, ein eigenes Profil und damit 
Aufgabenschwerpunkte, die in anderen Archiveinrichtungen unter Umständen nicht oder in 
anderem Umfang vorhanden sind.105 Zum anderen besteht die Problematik der Kennzahlen, 
die entweder fehlen oder nur mit Aufwand erhoben werden können.106 Angesichts dieser 
Ausgangslage ist ein direkter Vergleich kaum möglich.

Nichtsdestoweniger gab es in den letzten Jahren Ansätze, die Entwicklung der Personal
strukturen im Archivwesen zu beschreiben107 und eine standardisierte PBE einzuführen. 
Ein Produkt dieser Anstrengungen ist das 2011 veröffentlichte Strategiepapier der Archiv
referentenkonferenz des Bundes und der Länder (ARK), das aus heutiger Sicht einer Überar

101	 Ebd.
102	 Vgl. ebd. Gourmelon/Seidel/Treier geben an, dass sich die Personalbedarfsplanung im öffentlichen 

Sektor in der Regel aus den qua Gesetz oder Ratsbeschluss festgelegten Aufgaben ableitet. 
103	 Ebd.
104	 Bericht „Organisation und Personalbedarf der Verbandsgemeindeverwaltungen des Rechnungshofes 

Rheinland-Pfalz“, Speyer 7. April 2016, S. 32. Es wird an gleicher Stelle darauf verwiesen, dass es 
archivfachliche Kenntnisse braucht, um „die gesetzlichen Anforderungen an die Archivierung zu 
erfüllen“. Der Rechnungshof sieht es als erforderlich an, dass „die Gemeinden unter Vermeidung 
von Vollzugsdefiziten die für sie wirtschaftlichste Art der Archivierung ermitteln und umsetzen“.

105	 Zu den kommunalarchivischen Besonderheiten vgl. auch Ernst Otto Bräunche: Kommunalarchivar 
– ein neues Berufsbild? In: Marcus Stumpf (Hrsg.): Beruf und Berufsbild des Archivars im Wandel, 
Münster 2008, S. 118–119.

106	 Vgl. Wolfram von Schneyder: Kennzahlen für die Personalentwicklung. Referenzbasiertes System 
zur Quantifizierung erzeugter Wirkungen, Wiesbaden 2007, S. 57–58. Für den Bereich der Per-
sonalentwicklung seien vergleichsweise wenige Kennzahlen bekannt. Dabei sei gerade in großen 
Organisationen ein Bedarf an Informationen in verdichteter Form und damit nach Kennzahlen 
vorhanden.

107	 Vgl. grundsätzlich Schneider: Aufgaben- und Personalplanung in Archiven.
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beitung bzw. Aktualisierung bedarf.108 Es befasst sich mit Blick auf die Aufgaben mit dem 
IST-Zustand der personellen Situation in den Archiven der Länder und prüft, inwieweit sich 
daraus Zahlen für die notwendige Personalausstattung ableiten lassen. Über einen Fragebogen 
wurden die jeweiligen Kennzahlen der Landesarchive ermittelt. Das Ergebnis war, dass für 
Aufgaben, die nur von archivischem Fachpersonal ausgeführt werden können, eine unzurei-
chende Personalausstattung vorlag.109 Es wurde geschlussfolgert, dass zwar einige Aufgaben 
von ‚nichtstetigem‘ Personal110 oder Dienstleistern übernommen werden könnten, doch 
drohe durch zu wenige Fachkräfte ein weiteres Anwachsen der Rückstände und eine Gefahr 
für die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes insgesamt.111 Auslöser für die Erarbeitung des 
Strategiepapiers war der Jahresbericht des Rechnungshofes des Freistaates Sachsen aus dem 
Jahr 2003, in dem umfassende Kritik an der sächsischen Archivverwaltung geübt wurde.112 Der 
Rechnungshof hielt die damalige personelle Ausstattung im Ländervergleich für angemessen, 
stellte aber einen Mehrbedarf hinsichtlich der Bestandserhaltung fest.113 Laut dem Gutachten 
einer Consultingfirma wären „mehr als 70 Stellen jährlich in den nächsten 20 Jahren“114 
erforderlich gewesen, die laut Rechnungshof vor dem Hintergrund des Personalabbaus in 
der Staatsverwaltung eine Überausstattung bedeutet hätten und außerdem nicht zu finan-
zieren gewesen seien.115 Daher forderte der Rechnungshof eine „völlige Neuausrichtung des 
Archivwesens mit Beschränkung auf die archivfachliche Kernkompetenz“116. 

Vom Ausschuss Betriebswirtschaftliche Steuerung der Konferenz der Leiterinnen und 
Leiter der Archivverwaltungen des Bundes und der Länder (KLA) wurde in Kooperation 
mit dem Landesarchiv Sachsen-Anhalt zwischen 2017 und 2020 ein Tool entwickelt, um 
Personalbedarfe bzw. Arbeitsressourcen zu bemessen: Das Personalbedarfsbemessungstool 

108	 Entwicklung der Personalstrukturen im Archivwesen der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, 
Strategiepapier der ARK 2011. In: Archivar 64 (2011), Heft 4, S. 397–413.

109	 Vgl. hierzu zwei Beispiele aus Landesarchiven: Walter Brunner: Innere Organisation und Personal-
management im neuen Steiermärkischen Landesarchiv. In: Scrinium 56 (2002), S. 39–41. Außerdem 
Hermann: Controlling. 

110	 Vgl. Jürgen Treffeisen: Erschließung und Zugangsbearbeitung mit unständigen Mitarbeitern – eine 
Win-win-Situation aufgrund der Einhaltung der drei Systemregeln. In: VdA – Verband deutscher 
Archivarinnen und Archivare (Hrsg.): Massenakten – Massendaten. Rationalisierung und Auto-
matisierung im Archiv. 87. Deutscher Archivtag in Wolfsburg, Fulda 2018, S. 75–87.

111	 Strategiepapier der ARK, S. 411: Dauer- und Kernaufgaben sollten weiterhin vom ausgebildeten 
Archivpersonal erledigt werden. Vgl. hierzu auch Schröder: Archivmanagement in kleinen Archiven, 
S. 81–82. 

112	 Jahresbericht des Rechnungshofes des Freistaates Sachsen 2003, S. 101–106.
113	 Vgl. ebd., S. 103.
114	 Vgl. ebd.
115	 Vgl. ebd. Zur Unterfinanzierung der Archive vgl. Strategiepapier der ARK, S. 412.
116	 Jahresbericht Rechnungshof Sachsen, S. 104.
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(PBB).117 Das PBB beruht auf den Erfahrungen des Bundes- und einzelner Landesarchive.118 
Grundsätzlich könne es aber auch für die Projekt- und Aufgabenplanung eingesetzt werden.119 
Für alle anderen Archive in Deutschland gibt es bisher kein standardisiertes PBE-Instrument, 
sodass gerade für Kommunalarchive zu erörtern ist, inwiefern ein solches Tool entwickelt und 
sinnvoll eingesetzt werden kann.120 Im LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum (LVR-
AFZ) ist die PBE zentrales Thema in der Beratungs- und Gutachtertätigkeit. Daher ist dort 
auf Grundlage älterer Vorarbeiten121 2020/2021 ein Archivplanungstool zur Berechnung von 
Personal- und Flächenbedarfen entwickelt worden. Nachfolgend sind folgende Fragen zentral: 
Inwiefern ist eine standardisierte PBE im kommunalen Archivwesen überhaupt sinnvoll? Wie 
kann ein Tool zur Berechnung aussehen und welche Parameter und Kennzahlen122 müssen 
dafür vorliegen? Was sind die Möglichkeiten und Grenzen einer standardisierten PBE? Im 
nachstehenden Kapitel werden diese Fragen anhand der beiden Tools, dem Archivplanungstool 
des LVR-AFZ sowie dem PBB, ausgeführt und erörtert.

Grundlegende Überlegungen zur Entwicklung eines Archivplanungstools im  
LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum 
Die Personal- bzw. Stellenbedarfsermittlung ermittelt die Zahl der für einen abgegrenzten 
Aufgabenbereich erforderlichen Mitarbeitenden.123 Der Stellenbedarf ergibt sich aus der 
Gegenüberstellung des Arbeitsaufwandes und der zur Verfügung stehenden Arbeitszeit der 
Arbeitskräfte, die darauf zielt, die notwendige Summe an Stellen insgesamt zu ermitteln. In der 

117	 Weitere Informationen zum PBB des KLA-Ausschusses Betriebswirtschaftliche Steuerung sind 
zu finden unter: https://www.bundesarchiv.de/DE/Content/Artikel/Ueber-uns/Partner/KLA/kla-
ausschuss-bwl-strg.html, (18.01.2023).

118	 Detlev Heiden: Die Vorbereitung eines Personalbedarfsbemessungstools des KLA-Ausschusses. 
Präsentation gehalten am 03.11.2020 beim Kolloquium Betriebswirtschaftliche Steuerung und 
Archive, Folie 6. Zu den Grenzen der Übertragbarkeit von Managementmethoden auf kleinere 
Archive siehe Schröder: Archivmanagement in kleinen Archiven, S. 15 und 33.

119	 KLA-Ausschuss Betriebswirtschaftliche Steuerung: Einführung in die Nutzung des Personalbedarfs-
bemessungstools, Stand: Juli 2021, S. 3.

120	 Für andere Archivsparten könnte ein solches Tool ebenfalls nutzbar sein, allerdings nur in solchen, 
die hauptamtlich besetzt sind und in denen ständige, gleichmäßige Aufgaben anfallen. 

121	 Insbesondere Claudia Kauertz und Angelika Neugebauer haben im Rahmen ihrer Tätigkeit für die 
LVR-Archivberatungsstelle entsprechende Aufstellungen und Zahlen erhoben, die zum Teil in die 
Arbeitshilfe „Grundlagen kommunalarchivischer Arbeit“ (siehe Anm. 46) eingeflossen, zum Teil 
unveröffentlicht geblieben, aber in zahlreichen Stellungnahmen ausgeführt worden sind. Exempla-
risch sei auf die Relation zwischen Archivstellen und Einwohnerzahl einer Kommune (ca. 1/15.000) 
oder Aufstellungen zu Platz- und Flächenbedarfen in kommunalen Registraturen verwiesen.

122	 Zur Funktion von Kennzahlen im Allgemeinen vgl. Schneyder: Kennzahlen, S. 59: Die Aufgaben-
stellung von Kennzahlen seien Information, Entscheidungshilfe, Kontrolle und Dokumentation. 
Kennzahlen seien grundsätzlich ein Hilfsmittel für die Führung (von Organisationen).

123	 Gourmelon/Mroß/Seidel nutzen den Begriff ‚Stellenbedarfsermittlung‘. Vgl. Andreas Gourmelon/
Michael Mroß/Sabine Seidel: Management im öffentlichen Sektor. Organisationen steuern – Struk-
turen schaffen – Prozesse gestalten, Heidelberg u. a. 2018, S. 137–148.
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Regel wird diese dann dem Personal-Istbestand gegenübergestellt und der Netto-Personalbedarf 
ausgewiesen.124 Diese Art der Stellenbemessung kommt aber auch an Grenzen: Über dieses 
Verfahren können weder die qualitativen Anforderungen der betrachteten Stellen noch die 
Effizienz und Effektivität beurteilt werden.125

Was sind die konkreten Ziele der PBE im Archivwesen? Erstens ist die PBE ein Hilfsmittel 
zur internen Erfassung des vorhandenen und des benötigten Personalbedarfs. Sie ist damit 
Instrument für ein archivinternes Controlling und gehört zu den Standardverfahren im 
Personalmanagement.126 Zweitens dienen die ermittelten Ergebnisse dazu, den tatsächli-
chen Personalbedarf gegenüber dem Archivträger und der Öffentlichkeit transparent und 
nachvollziehbar zu machen. Dem Unternehmensberater Gerd Schneider zufolge dient die 
Planung und Nutzung von Berechnungen auch dazu, dass überhaupt Kommunikation mit 
dem Archivträger stattfindet.127 Das sukzessive aufgebaute Vertrauensverhältnis wiederum 
könne dazu führen, dass dem Archiv künftig leichter Mittel bereitgestellt werden. 128 Drittens 
ist die PBE Voraussetzung dafür, um überhaupt Anhaltspunkte für eine Vergleichbarkeit der 
Archive auf kommunaler Ebene zu schaffen.129 

Das LVR-AFZ rechnet hinsichtlich einer angemessenen Personalausstattung mit einem 
Erfahrungs- bzw. Richtwert von einem Vollzeitäquivalent (VZÄ) im Archiv pro 15.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern einer Kommune.130 Dazu ein konkretes Beispiel aus 
einer mittelgroßen Stadt im Rheinland mit gut 49.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
(vgl. Abb. 51): Nach dem oben genannten Richtwert ergibt sich für das Stadtarchiv ein 

124	 Vgl. ebd., S. 137–138.
125	 Vgl. ebd., S. 147.
126	 Vgl. Schneider: Aufgaben- und Personalplanung, S. 37–39. Er fordert ein betriebswirtschaftliches 

Umdenken im Archivwesen und ein aussagefähiges Berichtswesen und Controlling, um die Auf-
gabenfülle und daraus resultierende Problematiken betriebswirtschaftlich nachzuweisen und hohe 
Folgekosten zu vermeiden. Vgl. auch Schneider: Archivmanagement und Archivfachlichkeit, S. 25.

127	 Schneider plädiert dafür, den Archivträger als Partner zu gewinnen. Vgl. Schneider: Archivmanage-
ment und Archivfachlichkeit, S. 23.

128	 Dies schließt an Schneider: Aufgaben- und Personalplanung, S. 40, an: „Zuverlässige betriebswirt-
schaftliche Rechenwerke erleichtern den Archiven die langfristige Planung ihrer Arbeit sowie die 
Kommunikation mit den verantwortlichen Personen in den Politik-, Finanz- und Personalbereichen 
ihrer Träger, ja ermöglichen diese erst. So ganz nebenbei werden die fachlichen Dinge besser geordnet 
und Kosten reduziert. In der Folge wächst Vertrauen und Mittel werden leichter bereitgestellt.“ 
Vgl. ebenso Schneider: Archivmanagement und Archivfachlichkeit, S. 23–24.

129	 Zur Problematik der Vergleichbarkeit vgl. Einführung Personalbedarfsbemessungstool, S. 4: Der 
KLA-Ausschuss Betriebswirtschaftliche Steuerung problematisiert, dass es keinen Standard für die 
Berechnung des Einsatzes von Personalressourcen gibt, d. h. dass also sowohl in Arbeitstagen und 
-stunden, Prozent aber auch in Vollzeitäquivalenten gerechnet wird. Auch die Kalkulation von 
Arbeitszeiten weiche voneinander ab. 

130	 Vgl. Fuchs/Patt: Anmerkungen zur Personalausstattung, S. 56–58. Demzufolge hat sich die Berech-
nung mit dem Richtwert für Archive kleinerer, mittlerer sowie großer kreisangehöriger Kommunen 
bewährt. Zusätzlicher Personalbedarf bestehe allerdings in Archiven mit umfangreicheren Altbe-
ständen, nicht zuletzt aufgrund der notwendigen konservatorischen Behandlung.
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Bedarf von etwas mehr als drei VZÄ. Da es bisher nur über ein VZÄ verfügt, ergibt sich ein 
zusätzlicher Stellenbedarf von zwei VZÄ, um die sachgerechte Erledigung der archivischen 
Kernaufgaben zu gewährleisten. Im Jahr 2021 wurde von der betroffenen Stadt entschieden, 
zunächst eine weitere unbefristete Vollzeitstelle zu schaffen. Das LVR-AFZ riet dazu, zwei 
Jahre nach Schaffung dieser zusätzlichen Stelle eine erneute Evaluierung hinsichtlich des 
Personalbedarfs im Stadtarchiv vorzunehmen. Sicherlich ist in vielen Fällen eine optimale 
Personalausstattung nicht direkt durchzusetzen. Aus Sicht der Archivberatung des LVR geht 
es deshalb darum, die Prozesse längerfristig zu begleiten und auf eine sukzessive Verbesserung 
der Personalsituation hinzuwirken.131

Um die Berechnung des Personalbedarfs zu vereinheitlichen und zu erleichtern, wurde von 
Mitarbeitenden des LVR-AFZ ein Archivplanungstoolentwickelt, um für das kommunale 
Archivwesen die Kernaufgaben zu erfassen und den erforderlichen Personalbedarf quantitativ 
zu erheben.132 Konkretes Ziel der Archivberatung ist, die Kalkulation von Personalbedarfen so 
zu optimieren, dass sich der jeweilige Berechnungsaufwand verringert und Berechnungsfehler 
vermieden werden. Ausgangspunkt für die Entwicklung des Tools sind demnach die fachlichen 
Stellungnahmen des LVR-AFZ zur Personalsituation.133 Das Tool soll die Personalbedarfsermittlung 
der Archivberatungsstelle vereinfachen und seine Ergebnisse werden begleitend in die fachlichen 
Stellungnahmen und u. U. in Publikationen der Dienststelle einfließen. Es stellt damit eine 
Ausdifferenzierung bzw. Ergänzung gegenüber der Berechnung anhand von Erfahrungs- und 
Richtwerten dar. Das Tool dient als Hilfsmittel, dessen Ergebnisse in jedem Einzelfall im Rahmen 
der Archivberatung kontextualisiert werden müssen.

Kernelemente des Tools sind Parameter bzw. Kennzahlen, ohne die eine Berechnung 
von Arbeitsaufwänden nicht möglich wäre. Mit Parametern sind feste Werte gemeint, die 
archivübergreifend gelten. Um sie zur Anwendung bringen zu können, müssen sie allgemein 
anerkannt bzw. akzeptiert sein. Kennzahlen wiederum sind flexibel, d. h. sie umfassen die 
im individuellen Fall zu ermittelnden Werte. Dabei ist klarzustellen, dass die Konzeption 
des Tools und seine Parameter künftig regelmäßig – voraussichtlich jährlich – geprüft und 
aktualisiert werden müssen. Das LVR-Archivplanungstool stützt sich auf bereits veröffentlichte 
Arbeitshilfen, die in der archivischen Fachcommunity in Deutschland anerkannt sind und die 
ebenfalls in regelmäßigen Abständen eine Überarbeitung erfahren (sollten). Für die Parameter 
im Archivplanungstool wurden vor allem Werte aus folgenden Veröffentlichungen zugrunde 
gelegt: Die 1972 erhobenen „Kostenfaktoren bei der Entstehung behördlichen Schriftgutes 

131	 Vgl. ebd., S. 62.
132	 Bei dem hier berücksichtigten Berechnungstool des LVR-AFZ handelt es sich um die Version 0.3. 

Entwickelt wurde das Tool von Janis Beer und Matthias Senk.
133	 Im konkreten Falle ging es um ein mittelgroßes Stadtarchiv im Rheinland im Jahr 2021. Die Stadt 

verfügte über knapp 33.000 Einwohnerinnen und Einwohner und das Stadtarchiv über eine Per-
sonalkapazität von 1,5 VZÄ. Diese VZÄ verteilten sich auf eine hauptamtliche Kraft nach TVöD 
E 11, die die Archivleitung innehatte, sowie eine 0,5-Assistenzstelle nach TVöD E 9a, die zum 
Zeitpunkt der Stellungnahme unbesetzt war. Nach Einschätzung des LVR-AFZ war es erforderlich, 
die Personalkapazitäten um zusätzliche 1,0 Stellen aufzustocken.
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sowie bei seiner archivischen Bearbeitung und Aufbewahrung“134 von Carl Haase, die BKK-
Arbeitshilfe „Grundlagen kommunalarchivischer Arbeit“135 von 2012 sowie der „KGSt-Bericht 
zur Normalarbeitszeit“136 von 2015.

Zur Berechnung des Personalbedarfs über PBE-Tools 
Ziel beider PBE-Tools ist die quantitative, nicht aber qualitative Stellenbedarfsermittlung. 
Sie erfolgt methodisch über die Berechnung der Arbeitszeit137 bestimmter archivischer Kern
aufgaben in der Einheit Stunden bzw. Minuten sowie des dafür erforderlichen Personals in 
der Einheit des VZÄ. 

Das LVR-Archivplanungstool besteht aus vier Exceltabellenblättern: 1. Kennzahlen, 2. 
Berechnung Personalbedarf, 3. Berechnung Flächenbedarf und 4. Parameter. Auf zwei wei-
teren Tabellenblättern werden die Quellen, d. h. die bereits angesprochenen Arbeitshilfen, 
sowie die Versionshistorie nachgehalten. Der Bereich der Flächenbedarfsermittlung wird im 
Folgenden ausgespart, da sich die weiteren Ausführungen auf die PBE fokussieren. In einigen 
Tabellenfeldern werden von den Nutzenden Kennzahlen eingetragen, in anderen berechnet 
das Tool automatisch weitere Kennzahlen oder Ergebniswerte.138

134	 Carl Haase: Kostenfaktoren bei der Entstehung behördlichen Schriftgutes sowie bei seiner archi-
vischen Bearbeitung und Aufbewahrung, in: Der Archivar 25 (1972), Sp. 49–56, hier Sp. 51.

135	 Bundeskonferenz der Kommunalarchive beim Deutschen Städtetag (BKK): Arbeitshilfe Grundlagen 
kommunalarchivischer Arbeit, 2012. Diese Arbeitshilfe bedarf einer Überarbeitung, insbesondere 
hinsichtlich der Ergänzung um Parameter für digitale Aufgaben. Laut Leitung des LWL-Archivamts 
ist bisher noch unklar, ab wann die Überarbeitung erfolgen wird.

136	 Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt): KGSt-Bericht Normalar-
beitszeit Nr. 15, 2015.

137	 Bisher wird mit dem KGSt-Wert für die Arbeitstage pro Jahr von Angestellten gerechnet. Es wäre 
denkbar, dass über eine Dropdown-Funktion künftig auch der Wert für verbeamtete Beschäftigte 
auswählbar ist.

138	 Die Farbgebung der Tabellenfelder ‚Kennzahlen‘ und ‚Berechnung Personalbedarf‘ bzw. ‚Flächen-
bedarf‘ hat folgende Bedeutung: In den dunkelgrauen Feldern sind Formeln hinterlegt, während 
die hellgrauen Felder übertragene Zahlen beinhalten. Dies bedeutet, dass ausschließlich in den 
weißen Feldern die jeweiligen Kennzahlen des Archivs eingetragen werden (vgl. Abb. 51 und 52).
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Abb. 51: Das Blatt „Kennzahlen“ im LVR-Archivplanungstool.

Unter Blatt 1. Kennzahlen werden zum einen die allgemeinen 
Kennzahlen über die jeweilige Größe der Kommune und Anzahl 
der Verwaltungsmitarbeitenden, die Schriftgutzuwächse 
sowie die Anzahl der Archivmitarbeitenden und der ver-
fügbaren Wochenstunden erfasst. Zum anderen sind die 
archivischen Fachaufgaben unter Angabe der entsprechenden 
Kennzahlen für die jeweilige Aufgabe gelistet. Insgesamt 
werden acht Aufgabenbereiche berücksichtigt: 

1.	 Records Management, 
2.	 Überlieferungsbildung, 
3.	 Erschließung, 
4.	 Bestandserhaltung, 
5.	 Nutzung, 
6.	 Öffentlichkeitsarbeit, 
7.	 elektronische Langzeitarchivierung und 
8.	 Archivmanagement. 

Die Kennzahlen werden im Rahmen der Erarbeitung fachli-
cher Stellungnahmen des LVR-AFZ über einen Fragebogen 
erhoben, der an die Archivleitung herausgegeben wird. Auf 
dem Tabellenblatt ‚Kennzahlen‘ wird außerdem die Anzahl der 
für den Abbau von Rückständen geplanten Jahre angegeben.139 
In gleicher Weise werden auf dem Blatt die Kennzahlen für 
den Flächenbedarf erhoben, sowohl für das Magazin als auch 
für die weiteren Arbeitsräume. Darunter fallen der Lesesaal, 
die Werkstatt und Büros.

139	 Der Zeitraum für den Abbau von Rückständen kann frei einge-
tragen werden und ist anpassbar an die individuelle Situation des 
jeweiligen Archivs. Es muss eine Kennzahl hinterlegt werden, 
damit eine Berechnung über das Tool erfolgen kann.
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Abb. 52: Das Blatt „Berechnung Personalbedarf“ im 
LVR-Archivplanungstool.

Unter Blatt 2. Berechnung Personalbedarf wird 
der erwartete Personalbedarf in der Einheit des 
VZÄ in Bezug auf die archivischen Fachaufgaben 
berechnet. Für die Fachaufgaben wird der Bedarf 
in der Einheit Stunden ermittelt. Unter 1. Records 
Management wird die Gesamtstundenzahl für 
die Beratung von Registraturbildnern erho-
ben. Unter 2. Überlieferungsbildung/Bewertung 
wird der Stundenaufwand zur Bearbeitung der 
Bewertungsrückstände aus den Altregistraturen 
sowie die Bewertung des jährlichen Zuwachses 
berechnet. Unter 3.  Erschließung werden der 
Rückstau aus den Altregistraturen, das uner-
schlossene Archivgut in Magazin und Archiv, die 
Nacherfassung in der Archivbibliothek sowie der 
jährliche Zuwachs berücksichtigt. Im Ergebnis wird 
hier die erforderliche Arbeitszeit zur Bearbeitung der 
Erschließungsrückstände aller genannten Bereiche 
sowie des Erschließungsaufwandes für den jährlichen 
Zuwachs in Archiv und Bibliothek ermittelt. Unter 
4. Bestandserhaltung wird die benötigte Arbeitszeit 
berechnet, um den Rückstau bei den Altregistraturen, 
beim Archivgut sowie die jährlichen Zuwächse tech-
nisch zu bearbeiten. Unter 5.  Nutzung wird die 
Arbeitszeit für die Nutzung, d. h. die Lesesaalnutzung 
und Bearbeitung von Anfragen, erfasst. Unter 
6. Öffentlichkeitsarbeit wird die Gesamtarbeitszeit für 
dieses Aufgabengebiet berechnet. Für die Fachaufgabe 7. elektronische Langzeitarchivierung sind 
bisher noch keine Werte hinterlegt, da diesbezüglich verlässliche Parameter bislang fehlen.140 Unter 
8. Verwaltung wird auf Grundlage eines pauschal angegebenen Prozentsatzes die Gesamtarbeitszeit 

140	 Vgl. Anm. 46. Diese Parameter sollen mit Neuauflage der BKK-Arbeitshilfe hinzugefügt werden.
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für Verwaltungs- und Managementaufgaben berechnet.141 
Im Ergebnis werden der Gesamtrückstau sowie das jähr-
liche Gesamtarbeitspensum berechnet und in die dafür 
erforderlichen Gesamt-VZÄ umgerechnet.

Blatt 4. Parameter enthält die Werte und Bezugsgrößen 
bzw. Einheiten. Alle Parameter sind voreingestellt, las-
sen sich aber verändern. Sie sind untergliedert in sechs 
Bereiche, 1. Personalbedarfsschätzung, 2. Umrechnungs
größen für Archivgut, 3. Flächenbedarfe, 4. Schriftgut
produktion und Übernahmen, 5. Zeitaufwände zur 
Aufgabenerledigung und 6. Arbeitszeiten. Dazu einige 
Beispiele, die für die PBE ausschlaggebend sind: Der jähr-
liche Schriftgutzuwachs pro Verwaltungsmitarbeitendem 
ist mit 0,3 laufenden Metern (lfm.) angegeben.142 Bei 
der durchschnittlichen Übernahmequote ist ein Wert 
von 15 Prozent voreingestellt. Der Zeitaufwand für die 
Registraturberatung beträgt 120 Minuten pro Fall. Bei 
der Bewertung einer Sachakte wird von 15 Minuten pro 
Akte ausgegangen, bei der Erschließung einer Sachakte 
von vor 1900 von 80 Minuten pro Verzeichnungseinheit 
(VZE) und bei einer Sachakte nach 1900 von 30 
Minuten pro VZE. All diese Werte orientieren sich an 
der BKK-Arbeitshilfe143 und können innerhalb des Tools 
angepasst werden. Bei den hinterlegten Parametern für 

141	 Vgl. BKK-Arbeitshilfe „Grundlagen kommunalarchivischer 
Arbeit“, S. 3. In der BKK-Arbeitshilfe ist der Zeitaufwand 
für Leitung und Verwaltung nicht aufgeführt. Er sei von 
der Einbindung des Archivs in die Verwaltungsstrukturen 
abhängig. Bei Arbeitsplanungen sei der Zeitaufwand aber 
zu berücksichtigen und könne bis zu 25 Prozent ausma-
chen. Grundsätzlich zählen alle Tätigkeiten der Bereiche 
Leitung und Verwaltung zum Archivmanagement, z. B. 
die Organisation von Praktika und die Beantragung von 
Fördermitteln. Der Prozentsatz wird aufgrund der Perso-
nalkapazitäten, Größe und Aufgaben des Archivs geschätzt. 
Je mehr Mitarbeitende ein Archiv hat, desto höher wird 
der Prozentsatz voraussichtlich ausfallen.

142	 Dieser Wert entstammt den Angaben von Haase: Kosten-
faktoren, Sp. 51.

143	 BKK-Arbeitshilfe „Grundlagen kommunalarchivischer 
Arbeit“, 2012.

Abb. 53: Das Blatt „Parameter“ im LVR-Archivplanungstool.
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die Arbeitszeiten werden die Werte des KGSt-Berichts Normalarbeitszeit aus 2015 zugrunde 
gelegt.144

In einer fiktiven Beispielrechnung, die aber anhand der Werte eines real existierenden 
mittelgroßen Kommunalarchivs im Rheinland erfolgt, wird im Folgenden gezeigt, wie 
das LVR-Archivplanungstool funktioniert: Auf dem Tabellenblatt ‚Kennzahlen Allgemein‘ 
(vgl. Abb. 51) wurden die Werte (Stand 2021) des Kommunalarchivs eingegeben. Die 
Kommune verfügte zu dem Zeitpunkt über 49.662 Einwohnerinnen und Einwohner sowie 
510 Verwaltungsbeschäftigte. Das Archiv wiederum verfügte insgesamt über vier Mitarbeitende 
mit einer wöchentlichen Gesamtarbeitszeit von 51 Stunden und damit 1,3 VZÄ. Über den 
vom LVR-AFZ ausgegebenen Fragebogen wurden weitere Werte ermittelt und übertra-
gen.145 Nachdem alle Werte eingetragen sind, erscheint auf dem Tabellenblatt ‚Berechnung 
Personalbedarf‘ (vgl. Abb. 52) die berechnete Stundenzahl für alle archivischen Fachaufgaben. 
Ganz oben ist der erwartete Personalbedarf angegeben: 3,31 VZÄ. Dieser Wert orientiert 
sich an der Berechnung anhand des 15.000-Einwohner-Richtwerts. Ganz unten wird der im 
Archivplanungstool berechnete Gesamtwert angegeben. Er beträgt 3,6 VZÄ und liegt damit 
ein wenig höher als der ermittelte Personalbedarf nach Erfahrungswerten. Wie setzt sich 
dieser Wert zusammen? Das jährliche Arbeitspensum erfordert 3,1 VZÄ. Zur Bearbeitung des 
Rückstaus werden weitere 0,5 VZÄ pro Jahr veranschlagt, wobei für den vollständigen Abbau 
aller Rückstände mit einem Zeitraum von zwanzig Jahren geplant wird.

Das Personalbedarfsbemessungstool (PBB) des KLA Ausschusses Betriebswirtschaftliche 
Steuerung verfolgt grundsätzlich dasselbe Ziel wie das Archivplanungstool. Als „flexibles 
Arbeitsinstrument“146 macht es die IST-Verteilung vorhandener Arbeitszeitressourcen hin-
sichtlich der Querschnitts- und Fachaufgaben transparent. Im nächsten Schritt wird dann der 
Mehr- bzw. SOLL-Bedarf errechnet. Die Anlage der Fachaufgaben und Querschnittsleistungen 
orientiert sich an der 2017 veröffentlichten „Empfehlung zur Systematisierung von Quer
schnitts- und Fachleistungen sowie relevanter Kennzahlen in Archiven“147 des KLA-Ausschusses 
Betriebswirtschaftliche Steuerung. Für jede Querschnittsleistung und Fachaufgabe gibt es 
über eine Dropdown-Funktion Auswahlmöglichkeiten für die einzelnen Tätigkeiten. Zudem 
bietet das PBB auf gesonderten Tabellenblättern verschiedene Darstellungen, d. h. grafische 
Visualisierungen, der Ergebnisse. 

144	 Zu beachten ist, dass die reguläre Wochenarbeitszeit zwischen angestellten und verbeamteten 
Mitarbeitenden mit 39 bzw. 41 Stunden voneinander abweicht. Für Angestellte ergibt sich eine 
Netto-Jahresarbeitszeit von 1431 Stunden, für Beamtinnen und Beamte von 1504 Stunden.

145	 Im Bereich Öffentlichkeitsarbeit lagen für die Beispielkommune einige Werte nicht vor, sodass hier 
mit geschätzten Werten gearbeitet wird. Der Umfang des Altregistraturguts und des Archivguts in 
lfm. liegt vor, die Verteilung im LVR‑Archivplanungstool ist jedoch frei vorgenommen worden. 

146	 Einführung Personalbedarfsbemessungstool, S. 3.
147	  KLA-Ausschuss Betriebswirtschaftliche Steuerung: Empfehlung zur Systematisierung von Quer-

schnitts- und Fachleistungen sowie relevanter Kennzahlen in Archiven, Marburg 2017.
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Abb. 54: Das Blatt 
„Arbeitszeiten“ im PBB 
(KLA-Ausschuss für 
Betriebswirtschaftliche 
Steuerung).

Über das Arbeitsblatt ‚Arbeitszeiten‘ wird das Zeitbudget ermittelt bzw. festgehalten. Als 
Berechnungsgrundlage diente hierbei das Organisationshandbuch148 des Bundesministeriums 
des Innern/Bundesverwaltungsamt (BMI). Die Berechnung der Arbeitszeit erfolgt im PBB 
als Nettojahresarbeitszeit und in der Einheit VZÄ (vgl. Abb. 54). Dabei berücksichtigt 
wird die Zahl der Wochenendtage, der Feiertage sowie der sonstigen arbeitsfreien Tage, 
die auf einen Wochentag fallen können. Auch Ausfalltage aufgrund von Erkrankung oder 
Rehabilitationsmaßnahmen können über den Richtwert (Stand 2018) des BMI oder einen 
örtlich ermittelten Wert einberechnet werden.149 Ebenso verhält es sich mit Urlaubstagen oder 
ganztägigen Dienstbefreiungen. Grundsätzlich differenziert das PBB hinsichtlich der Arbeitszeit 
nach dem Status der Beschäftigten, d. h. nach Laufbahngruppe bzw. Qualifikationsebene.150 
Laut Einführung zum PBB berücksichtigt die Kalkulation die spezifischen Bedingungen 

148	 Vgl. Bundesministerium des Innern/Bundesverwaltungsamt (Hrsg.): Handbuch für Organisati-
onsuntersuchungen und Personalbedarfsermittlung, Stand: Februar 2018.

149	 Vgl. die neue Version von 2021: Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat/Bun-
desverwaltungsamt (Hrsg.): Leitfaden zur Personalbedarfsermittlung, Stand: 25. August 2021, 
URL: https://www.orghandbuch.de/OHB/DE/OrganisationshandbuchNEU/Shared%20Docs/
Downloads/2_4_3_Leitfaden_PBE.pdf?__blob=publicationFile&v=5 (12.03.2022).

150	 Die Differenzierung erfolgt in den Kategorien höherer Dienst, gehobener Dienst, mittlerer Dienst 
und einfacher Dienst. Vgl. Einführung Personalbedarfsbemessungstool, S. 6. Vgl. außerdem Schnei-
der: Aufgaben- und Personalplanung in Archiven, S. 50.
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der tariflichen oder beamtenrechtlich geregelten Arbeitszeiten in allen Bundesländern.151 
Einzelne Tätigkeiten innerhalb der Querschnittsleistungen und Fachaufgaben können über 
die Dropdown-Funktion konkret einem Beschäftigtenstatus zugeordnet werden. 

Abb. 55: Das Blatt „Querschnittsleistungen“ im PBB (KLA-Ausschuss für Betriebswirtschaftliche 
Steuerung).

Mit der Verknüpfung von Querschnittsaufgaben und archivischen Fachaufgaben werden 
im PBB sowohl der koordinierend steuernde als auch der Grundsatz- und operative Bereich 
berücksichtigt.152 Ziel ist, dass „alle Tätigkeiten des Archivs abgebildet und belegt“153 werden. 
Dabei werden IST und Bedarf/SOLL nebeneinandergestellt. Unter Querschnittsleistungen 
fallen im PBB die Management- und Verwaltungsaufgaben, aber auch die Tätigkeiten im 
Bereich der Personalvertretung, IT-Sicherheit und Ausbildung (vgl. Abb. 55).154 Insgesamt 
werden die Querschnittsleistungen in 13 Bereiche155 eingeteilt, während die archivischen 
Fachaufgaben sich auf die folgenden sieben Bereiche verteilen (vgl. Abb. 56):

151	 Einführung Personalbedarfsbemessungstool, S. 4. Es wird im Prinzip ein Mittelwert gebildet.
152	 Ebd., S. 5.
153	 Ebd.
154	 Ebd.
155	 Diese 13 Bereiche sind: 1. Management und Führung, 2. Personalmanagement, 3. Finanzmanage-

ment 4. Organisation und Recht, 5. Information und Kommunikation, 6. Facilitymanagement, 
7. Transport, 8. Personalrat und Beauftragte, 9. Ehrenamt, 10. FaMIs, 11. gehobener Fachdienst, 
12. höherer Fachdienst und 13. Praktikanten.
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1.	 Grundsatzfragen der Überlieferungsbildung,
2.	 Bewertung und Übernahme von Unterlagen,
3.	 (Grundsatzfragen der) Erschließung,
4.	 (Grundsatzfragen der) Magazinierung,
5.	 (Grundsatzfragen der) Bestandserhaltung,
6.	 (Grundsatzfragen der) Nutzung,
7.	 (Grundsatzfragen der) Öffentlichkeitsarbeit/historischen Bildungsarbeit.

Abb. 56: Das Blatt „Archivische Fachaufgaben“ im PBB (KLA-Ausschuss für Betriebswirtschaftliche 
Steuerung).

Vergleich der beiden PBE-Tools
Beide Tools, LVR-Archivplanungstool und PBB, sind als Exceltabellen formatiert. Für die 
Entwicklung des LVR-Archivplanungstools war dies aus mehreren Gründen sinnvoll: Als 
Exceltabelle ist das Tool leicht zugänglich und im Prinzip frei erweiterbar bzw. anpassbar. 
Wie unterscheiden sich die beiden Tools? Ein konkreter Unterschied ist, dass die in Excel 
hinterlegten Formeln im PBB nicht direkt erkennbar und somit nicht unmittelbar nach-



135

Wie viel Personal benötigt ein Kommunalarchiv?

vollziehbar sind. Insgesamt ist das PBB auch deutlich umfassender angelegt als das LVR-
Archivplanungstool. Im Gegensatz zum PBB stellt das LVR-Archivplanungstool ausschließlich 
den SOLL-Zustand dar und enthält (noch) keine systematische Gegenüberstellung von IST 
und SOLL. Auch kann das Archivplanungstool des AFZ bislang nicht zur Projekt- oder 
Aufgabenplanung eingesetzt werden. In Zukunft ist es aber denkbar, dass darüber noch 
weitere Berechnungen angestellt werden. Konkret in Planung ist z. B. die Berechnung von 
Platzbedarfen für Archivmagazine und Arbeitsräume. Grundsätzlich ist das ausdifferenzierte 
PBB auf die Bundes- und Landesarchive ausgerichtet, die über ein großes Spektrum an 
klar definierten Aufgaben und umfassende Personalressourcen verfügen. Daher stehen die 
Querschnittsleistungen und damit das Archivmanagement und Verwaltungsaufgaben stark 
im Vordergrund. Das LVR-Archivplanungstool hingegen könnte in Zukunft für kleine bis 
mittelgroße Archive zum Einsatz kommen. Die kommunalen Archive, die bislang über kein 
ausgeprägtes Archivmanagement156 und kein strategisches Personalmanagement verfügen, 
bilden also die implizierte Zielgruppe.157 Im LVR-Archivplanungstool erfolgt zurzeit keine 
Einordnung der Aufgaben nach Eingruppierung der Stellen. Es ist denkbar, das Tool künftig 
mit einer Auswahlmöglichkeit auszustatten, um dies abzubilden.

Zusammenfassung: Möglichkeiten und Grenzen einer standardisierten  
Personalbedarfsermittlung
Wie angeführt ist die standardisierte PBE einer von mehreren Bausteinen des strategischen 
Personalmanagements. Im Archivwesen ist die PBE, auch vor dem Hintergrund des sich in 
den letzten Jahren entwickelnden Archivmanagements, noch als ein Desiderat zu bezeich-
nen.158 Die vorgestellten PBE-Tools erheben den quantitativen Bedarf an Personalressourcen 
und beantworten die Frage, wie viele Beschäftigte zur Bewältigung der Aufgaben benötigt 
werden. Somit ist die PBE Ausgangspunkt für weitere Prozesse bei der Rekrutierung von 
Personal. Überlegungen über die notwendige Qualifikation des Personals angesichts der 
archivarischen Fachaufgaben159, den Einstellungszeitpunkt, die Beschäftigungsdauer sowie 
den Einsatzort schließen sich an. Vor dem Hintergrund der Herausforderungen und des 
Rechtfertigungsdrucks, der gerade auf kommunaler Ebene in Archiven wahrgenommen 

156	 In den sehr großen Archiveinrichtungen sind in der Regel Stellen vorhanden, die ausschließlich 
Managementaufgaben umfassen.

157	 Es ist grundsätzlich denkbar, dass das LVR-Archivplanungstool künftig den kommunalen und 
anderen interessierten Archiven zur Verfügung gestellt wird. Dabei wäre es sicherlich sinnvoll, dass 
das Tool, sobald es etabliert ist, von den Archiven regelmäßig zusammen mit ihren Verwaltungen 
und Personalabteilungen genutzt wird, denn diese sind die vorrangigen Adressaten der ermittelten 
Ergebnisse.

158	 In dem rudimentären Wikipedia-Artikel „Archives management“ wird der Bereich Personalma-
nagement nicht angeführt. Das lässt darauf schließen, dass das Thema noch nicht im ‚Mainstream‘ 
angekommen ist. Ein deutscher Wikipedia-Artikel „Archivmanagement“ fehlt bisher sogar gänzlich.

159	 Vgl. Verband deutscher Archivarinnen und Archivare e. V.: „Archivarische Fachaufgaben“ – Bei-
spielkatalog für Bund und Kommunen, URL: https://www.vda.archiv.net/empfehlungen/archiva-
rischefachaufgaben.html (21.03.2022).
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wird, ist es erforderlich, die archivischen Kernaufgaben in quantitativer und qualitativer 
Hinsicht160 sowie die dafür erforderlichen Personalbedarfe zu erheben, zu kommunizieren 
und regelmäßig zu überprüfen. Dies ist einerseits ein Mittel des Controllings161 innerhalb 
des Archivs, andererseits ein Instrument, um gegenüber Archivträger und Öffentlichkeit 
Forderungen nach zusätzlichen Stellen Nachdruck zu verleihen, d. h. ihre Notwendigkeit zu 
begründen und zu belegen.

Welche Möglichkeiten bietet eine standardisierte PBE bzw. ein solches Tool? Die PBE dient 
dazu, einen Überblick über die ständig anfallenden Aufgaben162 des Archivs zu gewinnen, 
anhand dessen wiederum der Personalbedarf angepasst und optimiert werden kann. Dies 
ist nicht allein für die Archivleitung von Interesse, sondern kann auch ein Instrument sein, 
um sich gemeinsam mit allen Archivmitarbeitenden über die im Jahr anstehenden Aufgaben 
und Projekte zu verständigen. Mithilfe des Tools kann auch die Abarbeitung der Rückstände 
Berücksichtigung finden. Grundsätzlich werden die archivischen Fachaufgaben quantifi-
ziert und über Kennzahlen in einem einheitlichen System erfasst. Beide vorgestellten Tools 
weisen außerdem einen gewissen Grad an Flexibilität auf, d. h. sie sind individuell an das 
Aufgabenspektrum des jeweiligen Archivs anpassbar. Es ist ebenso möglich, einzelne Felder 
auszulassen, wenn hierzu keine Kennzahlen vorliegen oder der Bereich für das jeweilige Archiv 
wegfällt. Ein weiterer Vorteil ist, dass hinterlegt werden kann, woher die grundlegenden 
Zahlen und Werte stammen. Damit wird die Erfassung auch für Außenstehende einsehbar 
und nachvollziehbar. Die Argumentation, dass personeller Mehrbedarf besteht, ist durch die 
PBE auf konkrete Kennzahlen gestützt und erfolgt nicht mehr ‚nach Bauchgefühl‘. 

Was sind die Grenzen eines solchen standardisierten PBE-Tools? Was bietet es nicht bzw. wo 
muss nachjustiert werden? Wie erwähnt, liegen in einigen Aufgabenfeldern, u. a. Digitalisierung, 
elektronische Langzeitarchivierung, Öffentlichkeitsarbeit (v. a. digitale Formate163) sowie 
Archivmanagement, aufgrund fehlender Erfahrungswerte noch keine verlässlichen bzw. allge-
mein anerkannten Parameter vor, von denen ein PBE-Tool grundsätzlich abhängig ist. Relevant 
wäre in Zukunft v. a. die Ermittlung von Werten bezüglich des Zeitaufwands für den Aufbau 

160	 Vgl. Hermann: Controlling, S. 252–254: Neben der quantitativen Bedarfsermittlung wurde im 
Niedersächsischen Landesarchiv eine qualitative Analyse nach Stellenwertigkeit durchgeführt. Für 
jeden einzelnen Arbeitsplatz wurde eine Arbeitsplatzbeschreibung inklusive prozentualer Angabe 
zum Zeitaufwand je Tätigkeit erstellt.

161	 Vgl. zur Relevanz des Controllings auch Hermann: Controlling, S. 259. 
162	 Vgl. Hermann: Controlling, S. 246–248: Das Landesarchiv Niedersachsen machte sich 2016 über 

eine Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) daran, seinen Personalbedarf an den sieben Standorten 
zu erheben. Über die KLR sollten durchschnittliche Leistungszahlen ermittelt werden, wobei v. a. 
die Zahlen für Erschließung und Verpackung als relevant erachtet wurden.

163	 Zum Beispiel die Pflege von Social-Media-Kanälen inklusive der permanenten Erarbeitung von 
Content oder die Entwicklung virtueller Ausstellungen.
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und Betrieb einer Lösung zur elektronischen Langzeitarchivierung.164 In der standardisierten 
PBE besteht der ‚Zwang‘, die archivischen Tätigkeiten in Relation zu setzen. Dazu muss ihnen 
ein konkreter numerischer Wert und damit eine quantitative Wertigkeit zugeordnet werden. 
Diese Parameter sind nicht unangreifbar und müssen sich an der Frage messen lassen, inwiefern 
sie die Realität abbilden. Dadurch können die Ergebnisse des PBE-Tools grundsätzlich infrage 
gestellt werden und es ist zwingend notwendig, dass die hinterlegten Parameter in regelmäßigen 
Abständen evaluiert und an die archivpraktische Realität angepasst werden.

Was braucht ein PBE-Tool, damit es im kommunalen Archivwesen in der Breite sinnvoll 
zum Einsatz kommen kann? Es bedarf eines leicht zu bedienenden und modifizierbaren 
Tools, das die ‚harten‘ Kennzahlen abbildet und durch das der quantitative Personal- und 
damit Stellenbedarf berechnet werden kann. Weiterhin sollte es prinzipiell an die Eigenheiten 
der Archive anpassbar sein, sodass regelmäßig und gleichförmig anfallende Aufgaben, die in 
anderen Archiven keine oder nur eine untergeordnete Rolle spielen, berücksichtigt werden 
können. Ein PBE-Tool kann und sollte letztlich aber nicht das einzige Instrument sein, um den 
erforderlichen Personalbedarf in einem Archiv zu bemessen. Die aus den Berechnungsmodellen 
ermittelten Ergebnisse müssen in ihren jeweiligen Kontext gesetzt werden. 

Die beiden betrachteten Tools orientieren sich stark an den Aufgaben öffentlicher Archive 
Daher schließt sich die Frage an, inwiefern es auch abseits von Bundes‑, Staats‑, Landes- und 
Kommunalarchiven einsetzbar ist. Es ist anzunehmen, dass in anderen Archiveinrichtungen 
und -sparten durchaus andere Kernaufgaben im Vordergrund stehen als im öffentlichen Sektor. 
Trotzdem sollten Archive anderer Sparten mit regelmäßig anfallenden, quantifizierbaren 
Aufgaben, z. B. Kirchenarchive, das Tool entsprechend ihrer Bedürfnisse modifizieren und nut-
zen können. Ein weiterer Faktor ist außerdem ein strukturiert aufgebauter Archivträger, da die 
bisher in den Tools berücksichtigten Kernaufgaben den kommunalen Verwaltungsstrukturen 
entstammen und auf der Annahme basieren, dass regelmäßig ein Records Management und 
Übernahmen ins Archiv erfolgen. Dabei ist der Einsatz eines solchen Tools nicht nur in 
größeren Archiven sinnvoll, sondern auch in Archiven mit wenigen Mitarbeitenden ist es 
erforderlich, die personellen Kapazitäten mit den anfallenden Aufgaben in Beziehung zu 
setzen.165 Für ein Ein-Personen-Archive könnte über eine PBE ermittelt werden, ob die eine 
vorhandene Stelle tatsächlich ausreichend ist. 

Die Tools sind bisher noch nicht (LVR-Archivplanungstool) oder nur bedingt (PBB) für 
die Optimierung von Arbeitsprozessen anwendbar. Die vorhandene sowie die erforderliche 

164	 Zum digitalen Arbeiten in kleineren und mittleren Archiven vgl. Naumann/Müller (Hrsg.): Das neue 
Handwerk. Die Herausforderungen werden beschrieben, allerdings nicht in Parameter umgesetzt 
bzw. ausgedrückt. Vgl. zudem Sandner: 10 FAQs, S. 59: Hier werden die Anteile am Zeit- und 
Personalaufwand des Digitalen Archivs Hessen für die Jahre 2010/2011 geschätzt. Konkrete Zah-
lenwerte werden leider nicht abgebildet.

165	 Vgl. Schröder: Archivmanagement in kleinen Archiven, S. 60.
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Qualifizierung des Personals, die tatsächliche bzw. empfundene Arbeitsbelastung166 der einzel-
nen Archivmitarbeitenden, die Arbeitsqualität sowie außerplanmäßige Aufgaben werden bislang 
nicht berücksichtigt.167 Es wäre durchaus möglich, einen ‚Puffer‘ einzubauen, um letzteres mit 
abzudecken. Abgesehen von der Archivleitung wird nicht zuletzt die Akzeptanz unter den 
Mitarbeitenden des Archivs sowie der Verwaltung ausschlaggebend dafür sein, inwiefern eine 
standardisierte PBE im konkreten Fall erfolgreich zum Einsatz kommen kann.168 Zwar ist die 
PBE zunächst ein objektiv einsetzbares Hilfsmittel, doch erfolgt die Berechnung unter der 
Prämisse einer konkreten Zielsetzung. Sie kann dann mehr sein als ein reines Instrument des 
internen Controllings und insbesondere bei großen Abweichungen von IST und SOLL ihre 
Wirkkraft entfalten. Wie bereits dargestellt, wird die PBE voraussichtlich nicht am Anfang 
der Überlegungen zur Optimierung der Personalressourcen stehen und muss mit den anderen 
Bausteinen des strategischen Personalmanagements zusammengedacht werden, um die perso-
nelle Aufstellung des Archivs gesamtheitlich in den Blick nehmen zu können.

Die Entwicklung und Einführung eines PBE-Tools ist mit Zeitaufwand verbunden. Um 
es nutzen zu können, müssen im Vorfeld für den Einzelfall die archivischen Kernaufgaben169 
identifiziert und die Kennzahlen für das jeweilige Archiv ermittelt werden Dreh- und 
Angelpunkt der PBE ist die Verwendung von Parametern. Um diese archivübergreifend 
anzuwenden, muss es eine allgemeine Akzeptanz des Ermittlungsverfahrens geben. Dazu 
muss die Fachcommunity in einen kontinuierlichen Austausch treten, wobei insbesondere 
die größeren Archiveinrichtungen aufgefordert sind, ihre Erfahrungswerte zu veröffentlichen. 
Gerade die elektronische Langzeitarchivierung sowie ein professionelles Archivmanagement 
sind auf Ebene der Kommunalarchive bundesweit noch Zukunftsthemen, was dazu führt, 
dass hier kurzfristig keine eigenen Erfahrungswerte vorliegen werden.170

Abschließend sei festgestellt, dass eine PBE mittels eines standardisierten Tools mit Bedacht 
eingesetzt werden muss. Es muss gut überlegt werden, für welchen Zweck und welche Aussage 
sie zur Anwendung kommen kann. Werden einzelne verwendete Parameter angezweifelt oder 

166	 Vgl. Schedler/Siegel: Strategisches Management in Kommunen, S. 240–241: Neben der Auswertung 
von Kennzahlen gibt es weitere Indikatoren des Personalmanagements wie die Zufriedenheit der 
Arbeitskräfte, der Krankenstand und der Umfang von Aus- und Weiterbildung. Es wird im Bereich 
des Personalwesens u. a. auf die hohe Relevanz der Arbeitsmarktanalysen sowie der Befragungen 
von Mitarbeitenden und Führungskräften hingewiesen.

167	 Irreguläre Aufgaben könnte man ggf. über eine geschätzte „Zuschlagsgröße“ bzw. Pauschale hin-
zuziehen. Vgl. dazu Gourmelon/Mroß/Seidel: Management im öffentlichen Sektor, S. 144. 

168	 Vgl. Schneider: Aufgaben- und Personalplanung, S. 40.
169	 Es ist zu überlegen, inwiefern die archivischen Kernaufgaben archivspartenübergreifend in allen 

Archiveinrichtungen tatsächlich identisch sind, u. a. hinsichtlich Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit, 
PR oder Marketing.

170	 Bei der elektronischen Langzeitarchivierung wird es in kleineren und mittleren Archiven vor-
aussichtlich weniger auf die Entwicklung einer Lösung ankommen, sondern vielmehr auf die 
Implementierung und die Umsetzung. Der Mehraufwand besteht zunächst in der Einführung einer 
Lösung zur elektronischen Langzeitarchivierung, v. a. hinsichtlich der Schulung des Archivpersonals 
und der technischen Ausstattung, die dann zur Standardaufgabe wird.
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erweisen sich als falsch, wird das Ergebnis insgesamt obsolet, was ein grundsätzliches Problem 
darstellt. Es wäre daher in Zukunft wünschenswert, wenn die Berechnung von Personalbedarfen 
nicht nur intern im Archiv erfolgt, sondern in Kooperation mit dem Archivträger, z. B. der 
Verwaltung bzw. Personalabteilung. Denn es ist als weiterer Vorteil zu werten, dass auch 
für Nichtarchivarinnen und -archivare über das Tool schnell erkennbar ist, welche Zahlen 
benötigt werden und – falls diese nicht verlässlich vorliegen – inwiefern das Ergebnis als 
aussagekräftig zu werten ist oder eben nicht. Auch bei der Personalbedarfsermittlung dient 
das LVR‑Archivberatungs- und Fortbildungszentrum als zentrale Anlaufstelle für kommunale 
und nichtkommunale Archive.
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Schülerakten in Nordrhein-Westfalen 

Eine organisationsrechtliche Problematik zwischen Archiv- und Datenschutzrecht

David Ponwitz, unter Mitwirkung von Gregor Patt

Unter nordrhein-westfälischen Archivar*innen aller Sparten ist seit Jahrzehnten unstrittig, 
dass bei öffentlichen Schulen in kommunaler Trägerschaft nach § 3 Abs. 6 und § 10 ArchivG 
(Archivgesetz) das jeweilige Kommunalarchiv für die Archivierung von Schülerakten zuständig 
ist.171 Dessen ungeachtet gab es in einzelnen Gebietskörperschaften des LVR in den vergangenen 
Jahren Einwände von Kreisschulämtern, wenn ein Kommunalarchiv personenbezogene Daten 
von Schülerinnen und Schülern übernehmen wollte. Nicht die Kommunalarchive, sondern das 
Landesarchiv sei zuständig. Obgleich diese Einwände im Fortgang des Verfahrens stets von der 
zuständigen Bezirksregierung unter Verweis auf die Argumentation des Landesarchivs selbst 
niedergeschlagen worden sind, hat sich das LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum 
(LVR-AFZ) um eine endgültige Klärung der Frage bemüht. Das dort absolvierte Praktikum des 
Volljuristen und Doktoranden der Rechtsgeschichte David Ponwitz in Brauweiler bot Anlass 
dazu, sich gemeinsam mit Dr. Gregor Patt vom LVR-AFZ mit einer Prüfung des Sachverhalts 
in Form eines Gutachtens zu befassen. Das Ergebnis wird hier abgedruckt. 

I. Einleitung
In Nordrhein-Westfalen ist es bis dato gängige Praxis, dass Schulen Schülerakten nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfristen den Kommunalarchiven zur Archivierung anbieten. In den hier 
relevanten Fällen sind diese Akten zumindest auch noch in Papierform zu führen172. Konkret 
enthalten solche Schülerakten die datenschutzrechtlich relevanten schülerbezogenen Daten im 
Sinne des § 4 Abs. 1 und 5 der Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von 
Schülerinnen, Schülern und Eltern (VO-DV I). Diese Daten lassen sich nach der Systematik 
der soeben genannten Verordnung einerseits einem sogenannten Schülerstammblatt zuordnen, 
das nach § 4 Abs. 2 VO-DV I sowie den jeweiligen Anlagen Personaldaten, Informationen 
zur schulischen Laufbahn, Angaben zum individuellen Leistungsstand sowie schulform- bzw. 
schulstufenspezifische Zusatzdaten enthält. Andererseits gibt es den sonstigen Datenbestand im 
Sinne des § 4 Abs. 5 VO-DV I sowie dessen Anlage 2, welcher u. a. eine Schülerakte im engeren 
Sinne, auch Schülerbegleitmappe genannt, umfasst. Zum sonstigen Datenbestand zählen auch 

171	 Henkel, Riccarda/Neugebauer, Angelika/ Patt, Gregor/Weber, Peter K., „Dokumentationsprofil 
Schule“, Pulheim: LVR-Archivberatungs- und Fortbildungszentrum, 2018, S. 4. 

172	 § 4 Abs. 3 2. S. 2, Abs. 5 VO-DV I.
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etwaige nicht im Schülerstammblatt enthaltene, getrennt und geschlossen aufzubewahrende 
Beratungsunterlagen sonderpädagogischer, medizinischer, psychologischer und sozialer Art. 
Insbesondere letzterer Teilbereich unterstreicht die Brisanz ihrer Dokumentation, die eng 
personenbezogene Daten enthält. Sie betrifft somit den Kern des Schutzgegenstands von Art. 
1 Abs. 2 Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) sowie von weiteren datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen. Gleichzeitig sind Schul- und Schülerakten nicht nur potenziell, sondern auch 
praktisch in höchstem Maße archivwürdige Dokumente. Archivwürdig sind nach § 2 Abs. 6 S. 
1 Archivgesetz NRW (ArchivG) Unterlagen, denen ein bleibender Wert für Wissenschaft und 
Forschung, historisch-politische Bildung, Gesetzgebung, Rechtsprechung, Institutionen oder 
Dritte zukommt. Es versteht sich von selbst, dass deshalb Schulunterlagen bzw. Dokumenten 
aus und über die „Lebenswelt“ Schule sogar besondere Bedeutung zukommt: 

„Schule ist die Bildungseinrichtung schlechthin und nimmt damit einen wichtigen 
Platz in der Gesellschaft ein. Die Schule prägt seit jeher Generationen von Schülern 
und Schülerinnen, entscheidet mit über Lebensverläufe und Karrieren und gehört 
daher zu den lebensweltlichen Bereichen, die im Brennpunkt öffentlicher und privater 
Aufmerksamkeit und Interessen stehen. Jede Schule ist Spiegelbild der jeweiligen 
gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Sie ist an 
den zugrundeliegenden gesellschaftlichen Prozessen und Veränderungen auf lokaler 
Ebene maßgeblich beteiligt und gestaltet diese mit bzw. wird von ihnen in ihrer 
eigenen Erscheinungsform und Ausprägung geformt.“173

Schülerakten betreffen einerseits die Lebensläufe historisch bedeutender Persönlichkeiten. 
Andererseits erlauben sie, aus der Retrospektive sozialhistorische Studien auf lokaler, regionaler 
und überregionaler Ebene zu betreiben. Zugleich garantieren sie Einblicke in das Verhalten von 
Schulen als Behörden und ermöglichen der Nachwelt die Bewertung des Verwaltungshandelns 
als (un-)rechtmäßig. Durch das Führen von Akten und deren Archivierung wird nicht nur 
Transparenz hergestellt, das Wissen um diese Verfahren wirkt auch präventiv und ist geeignet, 
Behörden zu rechtmäßigem Verhalten zu animieren.174 Wenn der Bestand „Odenwaldschule“ 
im Landessarchiv Hessen ca. 350 laufende Meter Akten und 45.000 Fotos umfasst – hinzu-
kommen umfangreiche elektronische Ablagen – dann spricht dies für sich.175 Zugleich steht 
aber außer Frage, dass ein Gros der heute in Archiven überlieferten historisch bedeutsamen 
Schulbestände nicht in Landes-, sondern in Kommunalarchiven aufbewahrt wird: Exemplarisch 
sei auf den Bestand Gymnasium „Thomaeum“ verwiesen, der 2008 mit den Beständen des 
Stadtarchivs Kempen ins Kreisarchiv Viersen gelangt ist. Es handelt sich um ein nahezu zer-

173	 Henkel u.a. (oben, Fn. 172), S. 3. 
174	 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 16.03.1988 – 1 B 153/87, NVwZ, 7. Jahrgang, No. 7, 1988, S. 621f.
175	 Kistenich-Zerfaß, Johannes, Exzeptionell und exemplarisch zugleich: Zur archivfachlichen Aufar-

beitung der Überlieferung der Odenwaldschule, in: Stumpf, Marcus/Tiemann, Katharina (Hrsg.), 
Erziehung und Bildung als kommunalarchivische Überlieferungsfelder, Texte und Untersuchungen 
zur Archivpflege 35, Münster 2019, S. 87-105, hier S. 89.
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störungsfrei überliefertes Schularchiv des 19. und 20. Jahrhunderts.176 Beispiele für Archive 
kreisangehöriger Kommunen im Verbandsgebiet des LVR, die den Unterlagen der Schulen in 
ihren Sprengeln angemessene Bedeutung beimessen sind ferner – um nur zwei zu nennen – die 
Stadtarchive von Kleve und Velbert. Die Auswirkungen (nicht) erhaltener Schulunterlagen im 
zuständigen Kommunalarchiv auf die Interpretation einer Biographie haben Helge Kleifeld 
und Gerd Lamers 2020 am Beispiel von Joseph Goebbels aufgezeigt.177 

Die herausragende Bedeutung von Schulunterlagen  erkennt auch die speziell die Archi
vierung betreffende Vorschrift von § 9 Abs. 3 VO-DV I implizit an, nach dessen S. 1 Akten und 
Dateien, deren Aufbewahrungsfristen178 abgelaufen sind, mit Ausnahme solcher Dateien, die 
Lehrpersonen auf privaten Geräten gesichert haben, dem zuständigen Archiv zur Übernahme 
anzubieten sind. Es dürfte indes nicht nur den begrenzten Lagerungskapazitäten geschuldet sein, 
dass Akten und Dateien, die nicht durch ein Archiv übernommen werden, nach § 9 Abs. 3 S. 2 zu 
vernichten bzw. zu löschen sind. Wenn ein Dokument datenschutzrechtlich sensibel, aber nicht 
archivwürdig ist, besteht kein Grund, die auf dem Bestand der Daten beruhende Gefährdung 
des informationellen Selbstbestimmungsrechts zu perpetuieren. Der zuvor ausgeführte Zweck 
der nachträglichen Kontrolle des Verwaltungshandelns dürfte aber oftmals gerade in diesen 
datenschutzerheblichen Fällen eine Archivierung, die ihrerseits strenge datenschutzmotivierte 
Schranken (vgl. §§ 4 Abs. 2, 5 Abs. 2-4 §6 Abs. 2-4, §7f. Archivgesetz NRW (ArchivG)) mit 
sich bringt, indizieren. Eng verbunden mit der Frage der Archivwürdigkeit, die sich selten 
abstrakt, sondern in der Regel erst aus der Perspektive der archivierenden Institution ergibt, 
ist die Frage nach der sachlichen Zuständigkeit für diese Entscheidung. 

Wenn es in § 2 Abs. 6 S. 2 ArchivG heißt, über die Archivwürdigkeit entscheide das 
zuständige Archiv unter Zugrundelegung fachlicher Kriterien, so folgt hieraus, dass vor 
jeder Entscheidung über die Archivwürdigkeit zunächst die Frage der Zuständigkeit des 
jeweiligen Archivs gestellt und positiv beantwortet werden muss. Damit ist die maßgebliche 
organisationsrechtliche Dimension dieses Themas aufgeworfen. Im Nachfolgenden wird der 
Versuch unternommen aufzuzeigen, dass die gegenwärtig gelebte Praxis der kommunalen 
Archivierung von Schülerakten i. w. S.,179 die Stammdatenblätter und Schülerakten i. e. 
S.180 enthalten können, für Nordrhein-Westfalen nicht nur archivrechtlich, sondern auch 
allgemein-organisationsrechtlich gerechtfertigt ist und auch das Datenschutzrecht außerhalb 
des Archivgesetzes dieser nicht entgegensteht. 

176	 https://www.archive.nrw.de/archivsuche?link=FINDBUCH-Best_14dc0e1d-5a6b-43aa-a103-
4de2bdc840b6 (29.12.2022).

177	 Kleifeld, Helge/Lamers, Gerd, „Quellenfund zu Joseph Goebbels. Goebbels als ‚Dilettant‘?“, in: 
Archivfachliche Beiträge, Beiträge zur Geschichte der Stadt Mönchengladbach, Beiheft 5, November 
2020, S. 22-28. 

178	 Zu den Aufbewahrungsfristen, siehe § 9 Abs. 1 VO-DV I.
179	 Im weiteren Sinne.
180	 Im engeren Sinne.
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II. Die archivische Zuständigkeit für Schülerakten

1. Unklare Regelung des § 9 Abs. 3 S. 1 VO-DV I
Den Ausgang der weiteren Betrachtung für die Archivierung der hier maßgeblichen Schülerakten 
i. w. S. bildet die bereits erwähnte spezielle datenschutzrechtliche Zuständigkeitsnorm des § 9 
Abs. 3 S. 1 VO-DV I. Bemerkenswert ist zunächst, dass hier nur von „dem zuständigen Archiv“ 
die Rede ist. Innerhalb der Verordnung selbst findet sich keine Legaldefinition bzw. konkretere 
Vorschrift dahingehend, welches denn „das zuständige Archiv“ ist. Noch mehr Unsicherheit 
birgt § 9 Abs. 3 S. 2 VO-DV I, der den Fall betrifft, dass Akten oder Dateien „nicht durch ein 
Archiv übernommen werden“. Jedenfalls ist festzuhalten, dass die Norm ihrem Wortlaut und 
Systematik nach indifferent in Bezug auf ein konkretes Archiv ist. Würde diese Ausgangsnorm 
die Zuständigkeit des Landesarchivs anvisieren, würde es sich mindestens um eine verunglückte 
und inkonsistente Formulierung seitens des Verordnungsgebers handeln. Wahrscheinlicher ist, 
dass Letzterer bewusst der Bandbreite schulischer Trägerschaft Rechnung tragen wollte. Etwas 
anderes ergibt sich auch nicht im Lichte des § 122 Abs. 4 Nr. 1 Schulgesetz NRW (SchulG), auf 
dessen Grundlage die Verordnung erlassen wurde. § 120 Abs. 7 i. V. m.181 Abs. 1 S. 1 SchulG, 
auf den der soeben genannte Paragraph verweist, zählt aber immerhin abschließend die öffent-
lichen Stellen und Zwecke auf, zu denen solche personenbezogenen Daten übermittelt werden 
dürfen. Unter diese öffentlichen Stellen fallen die Kommunen, auf die als möglicher Schulträger 
(§§ 6 Abs. 3, 78 Abs. 1 S. 1 SchulG) Bezug genommen wird, aber nicht das Landesarchiv. 
Letzteres wird weder in § 120 Abs. 7 S. 1 SchulG genannt noch nimmt es eine Auskunfts- oder 
Meldeaufgabe im Sinne des § 120 Abs. 7 S. 2 SchulG wahr. Allerdings dürfte hier nur ein erstes 
Indiz gegen die Zuständigkeit des Landesarchivs liegen. Zwar hat das Schulgesetz gegenüber 
der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnung Geltungsvorrang, die hier genannten 
schulrechtlichen Vorschriften betreffen aber strenggenommen nicht die Zuständigkeit, sondern 
regeln abstrakter den Gesetzeszweck. Die Herleitung der Zuständigkeit sollte daher zumindest 
ergänzend aus anderen Vorschriften möglich sein. Die im Datenschutzrecht zu findende archi-
vische Zuständigkeitsnorm des § 9 Abs. 3 S. 1 VO-DV I ist mithin ein bzgl. des Begriffs des 
„zuständigen Archivs“ ausfüllungsfähiger, aber eben auch -bedürftiger Tatbestand. 

2. Zuständigkeit nach ArchivG

a) Zuständigkeit des Landesarchivs nach § 3 Abs. 2 S. 1 ArchivG
In Betracht kommt zunächst eine sachliche Zuständigkeit des Landesarchivs nach § 3 Abs. 2 S. 
1 ArchivG. Danach hat das Landesarchiv die Aufgabe, das Archivgut von Behörden, Gerichten 
und sonstigen öffentlichen Stellen des Landes nach Maßgabe dieses Gesetzes zu archivieren. Die 
Norm kommt zwar eher als materiell formulierte Aufgaben- und Befugnisnorm daher, dürfte 
aber, auch in Ermangelung einer gesonderten Vorschrift, als sachliche Zuständigkeitsnorm 

181	 In Verbindung mit.
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auszulegen sein.182 Anknüpfungsmerkmal für diese Zuständigkeit ist, dass es sich um Archivgut 
von Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen des Landes handeln muss. Die Schulen in 
kommunaler Trägerschaft sind sowohl im funktionalen (§ 1 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW) als auch im formell-organisatorischen Sinne (§ 6 Abs. 3 S. 2: Schulen als nicht rechtsfä-
hige Anstalten des Schulträgers, sprich der Kommune) Behörden. Behörden „des Landes“ sind 
sie aufgrund ihrer kommunalen Trägerschaft aber nur auf einer sekundären Ebene, nämlich im 
Rahmen der mittelbaren Staatsverwaltung183. Ein weiteres Argument für die Einschlägigkeit des 
Rechtsträgerprinzips ist der entsprechende Wortlaut des § 4 Abs. 1 S.1 ArchivG, der wiederum 
eine dem Übernahmerecht korrespondierende Anbietungspflicht von bestimmten Stellen 
„des Landes“ statuiert. Demgemäß differenziert das ArchivG klar zwischen den originären 
archivischen Zuständigkeiten verschiedener Rechtsträger (§ 1 Abs. 1 ArchivG). Zwar erlaubt 
§ 3 Abs. 3 S. 1 ArchivG auch, dass das Landesarchiv Archivgut anderer Herkunft übernehmen 
kann, an dessen Archivierung ein öffentliches Interesse besteht. Hier handelt es sich aber aus-
weislich der Gesetzesbegründung nicht um eine Kompetenz zum Eingriff in fremdes originäres 
Archivierungsrecht.184 Analog dazu sieht § 10 Abs. 6 ArchivG eine Übernahmemöglichkeit der 
Kommunalarchive vor, die sich aufgrund des offenen Wortlauts potenziell auch auf Dokumente 
der (unmittelbaren) Landesbehörden bezieht. Dabei sieht die aus einer Gesamtschau der hier 
bisher betrachteten Normen ersichtliche Binnensystematik aber eben eine Priorität der jewei-
ligen Rechtsträger im Hinblick auf die bei ihnen entstandenen Dokumente vor. Die derivative 
Übernahmemöglichkeit des Landes und der Kommunen in ihren jeweiligen Bereichen sollte 
keinesfalls den Einklang zwischen originären Archivierungskompetenzen gefährden.

b) Originäre Zuständigkeit der Kommunen nach § 10 Abs. 1 ArchivG
Nach § 18 Abs. 1 ArchivG sorgen die Träger der kommunalen Selbstverwaltung und deren 
Verbände dafür, ihr Archivgut in eigener Zuständigkeit zu archivieren. Hier handelt es sich also 
um eine die Archivierungskompetenz der Kommunen regelnde Norm. Fraglich ist, was „ihr“ 
Archivgut meint. Denkbar erscheint zunächst eine rein eigentumsrechtliche Qualifikation. Das 
Archivgesetz spricht zwar nur von „Verfügungsrecht“ (§ 2 Abs. 4 S. 2, Abs. 5 S. 2 ArchivG). 
Das Eigentum185 von Gebietskörperschaften an Archivalien ist aber allgemein anerkannt und 

182	 Entsprechend lässt sich auch die Gesetzesbegründung ein ((Drucksache 14/10028), S. 13f.). Vgl. 
auch § 3 Abs. 1 ArchivG. Alternativ könnte man für die Annahme einer sachlichen Zuständigkeit 
auch den Grundsatz der Annexkompetenz bemühen.

183	 Zur dogmatischen Figur der mittelbaren Staatsverwaltung, siehe allgemein Kirchof, Ferdinand, 
Art. 83 GG, Rn. 126f., in: Dürig, Günter u.a. (Hrsg.), Grundgesetz. Kommentar, 96. Lieferung. 
München: Beck, 2021.

184	 Drucksache 14/10028, S. 14.
185	 Zur Sacheigenschafft von Archivalien und Archivaliengesamtheiten, sowie deren Eigentumsfähigkeit, 

siehe Strauch, Dieter, „Das Archivalieneigentum. Untersuchungen zum öffentlichen und 
privaten Sachenrecht deutscher Archive“, Köln: Rheinland-Verlag, 1998, S. 3-17. Vgl. auch 
die Gesetzesbegründung des Archivgesetzes NRW (Drucksache 14/10028, S. 15 (zu § 4 Abs. 5 
Landesarchivgesetz). An anderer Stelle wird aber auch deutlich, weshalb sich der Gesetzgeber laviert 
haben könnte, explizit mit einem Eigentumsbegriff zu operieren: Ein eminenter Gesetzeszweck ist 
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richtet sich im Grundsatz nach dem Herkunftsprinzip.186 Dass das ArchivG systematisch 
die Archivierungskompetenz und das Eigentum an Archivalien187 an das Herkunftsprinzip 
knüpft, bestätigt auch der bereits erwähnte § 3 Abs. 3 S. 1 ArchivG mittelbar dadurch, dass 
dort die Übernahme von „Archivgut anderer Herkunft“ die Rede ist. Zu klären ist also, in 
wessen Eigentum die Schülerdaten enthaltenden Medien188 als potenzielles Archivgut stehen. 

Gemäß § 79 SchulG sind Schulträger nicht nur verpflichtet, die für einen ordnungsgemäßen 
Unterricht erforderlichen Schulanlagen, Gebäude, Einrichtungen und Lehrmittel sowie das 
für die Schulverwaltung notwendige Personal bereitzustellen und zu unterhalten, sondern 
auch dafür, eine am allgemeinen Stand der Technik und Informationstechnologie orientierte 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Formal gesehen ist, da die Schule selbst nicht rechts-
fähig ist, der Schulträger nach allgemeinen Grundsätzen Eigentümer der sog. Sachausstattung. 
Es ist nicht ersichtlich, dass aus der Bereitstellungs- und Unterhaltungspflicht nicht auch folgen 

der Kulturgüterschutz (ebd., S. 28). Dieser steht zwar nicht völlig im direkten Widerspruch zur 
einer eigentumsrechtlichen Kategorisierung von Archivalien, indiziert aber eine weitere, nämlich 
öffentliche Dimension. Damit hängen auch jüngere Gesetzesnovellen in Sachsen und Thüringen 
zusammen, die entgegen der vorher herrschenden Dogmatik ein öffentliches Sachenrecht für Archivgut 
einführen (siehe Jansen, Achim, „Zum Anspruch öffentlicher Archive auf Herausgabe entfremdeten 
öffentlichen Archivguts kraft öffentlichen Sachenrechts, in: Archivar, 73. Jahrgang, No. 4, 2020, S. 
323-333). Als Parallele könnte das Urheberrecht mit seiner Distinktion nach persönlichkeits- und 
verwertungsrechtlichen Qualifikationen im Hinblick auf Erstere herangezogen werden (kritisch zu 
einer solchen Vergleichbarkeit aber Peukert, Alexander, in: Loewenheim, Ulrich (Hrsg.), Handbuch 
des Urheberrechts, München: Beck, 3. Auflage, 2021, § 16, Rn. 62). Was archivwürdiges Kulturgut 
ist (§ 2 Abs. 3 Archivgesetz NRW), ist unveräußerlich (vgl. § 5 Abs. 1 Archivgesetz NRW), da es eng 
mit der kulturschaffenden Institution zusammenhängt, ähnlich dem Urheberpersönlichkeitsrecht, 
das als „Band“ zwischen Urheber und Werk nur gedehnt, nicht aber gelöst werden kann (Götting, 
Horst-Peter, § 13 UrhG, Rn. 1, in: Ahlberg, Hartwig/ders./Lauber-Rönsberg, Anne (Hrsg.), 
Beck’scher Onlinekommentar Urheberrecht, 35. Edition, München: Beck, 15.07.2022). Auch die 
archivrechtlichen Bestimmungen, die eine Übernahme fremden Archivguts ermöglichen (§ 3 Abs. 
3 S. 1, 10 Abs. 6 Archivgesetz NRW), sind einseitig aus Empfängerseite formuliert, erlauben also 
nicht die aktive Übergabe/Veräußerung zwischen Behörden der (unmittelbaren und mittelbaren) 
Staatsverwaltung. Andererseits spricht die Formulierung „Verfügungsrecht“ in § 2Abss. 4 und 5 
ArchivG dafür, dass der Landesgesetzgeber von einem schlicht durch öffentlichrechtliche Zwecke und 
Vorschriften überlagerten Privateigentum ausgegangen sein könnte.

186	 Oestmann, Peter/Czeschick, Björn, „Zum Eigentum an der historischen Überlieferung Preußischer 
Landramtsämter“, in: Archivar, 73. Jahrgang, No. 4, 2020, S. 308-322 (308).

187	 Strenggenommen entsteht Archivgut als solches gemäß § 2 Abs. 3 ArchivG ohnehin erst durch die 
Übernahme von archivwürdigen Unterlagen, gegebenenfalls nach Ablauf von Verwahrungs- bzw. 
Aufbewahrungsfristen, weshalb es davor begrifflich nicht „Archivgut“ eines Rechtsträgers wie der 
Kommune oder des Landes sein kann, sondern allenfalls „deren“ Unterlagen. Man könnte sich 
hier mit einer Lesart behelfen, die das Zwischenstadium der Bewertung betrifft und währenddessen 
immerhin potenzielles Archivgut vor Augen hat.

188	 Zur Problematik von Eigentum (oder schlichtem Besitz) an Daten als solchen, d.h. unabhängig 
von den sie verkörpernden Medien, siehe Hoeren, Thomas, „Datenbesitz statt Dateneigentum“, 
in: MMR, 22. Jahrgang, No. 1, 2019, S. 5-8.
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dürfte, dass die Schulträger diese sogenannten Sachmittel im eigenen Namen und, eigentums-
rechtlich, für sich anschaffen. § 95 Abs. 2. S. 1 SchulG sieht zwar eine eigenverantwortliche 
Bewirtschaftung von Sachmitteln durch die Schulen vor, wobei § 95 Abs. 2 S. 2 SchulG 
aber festlegt, dass die Schulträger die Schulleiterin oder den Schulleiter ermächtigen können, 
im Rahmen der von der Schule zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel Rechtsgeschäfte mit 
Wirkung für den Schulträger abzuschließen und für diesen Verpflichtungen einzugehen. Diese 
letztgenannte Regelung ergibt nur Sinn, wenn anderenfalls der Sachkostenträger, sprich der 
Schulträger, im eigenen Namen rechtsgeschäftlich auftritt. Diese Differenzierung ist letztlich 
Ausdruck der Unterscheidung zwischen inneren und äußeren Schulangelegenheiten, die res-
pektive den Erziehungs- und Bildungsauftrag und die räumlich-sächlichen Voraussetzungen 
des Schulwesens betreffen.189 Die Sachausstattung der Schulen betrifft nach einem Gutachten 
des Parlamentarischen Beratungs- und Gutachterdienstes des Landtags NRW zudem auch 
gerade die Verwaltung von Schülerdaten.190 Etwas anderes dürfte aber auch dann nicht gelten, 
wenn die Schülerdaten aufgrund von Maßnahmen der Externalisierung auf in Dritteigentum 
befindlichen Datenträgern gespeichert werden. Das liegt am Wesen der Sachausstattungspflicht. 
Diese Aufgabe der Kommunen entfällt im Falle der Externalisierung nicht, sondern wird 
nur organisatorisch ausgelagert, wobei es keinen Unterschied macht, ob die Stelle, der die 
Wahrnehmung dieser Aufgabe übertragen wurde, der öffentlichen Hand zugehörig ist, oder 
es sich um einen Privaten handelt. In dem Fall, dass ein Privater eingeschaltet wird, folgt 
dies aus dem Grundsatz, dass eine bloße Privatisierung funktionaler (schlichte Beauftragung 
Privater) oder formaler Natur (Erfüllung durch von der öffentlichen Hand kontrolliertes 
Privatrechtssubjekt), anders als die materielle Aufgabenprivatisierung, eine Zurechnung zum 
vormaligen (öffentlichen) Rechtsträger nicht ausschließt. Erfolgt eine (rechtliche zulässige!) 
Delegierung an öffentliche Stellen, etwa an einen Zweckverband, folgt unmittelbar aus dem 
Gesetzeszweck, dass diese Stellen selbst nicht anstelle der originär zuständigen Kommunen 
zur Archivierung berufen sind. Sie können zwar (im Falle ihrer Rechtsfähigkeit) formal 
Eigentümer sein, haben aber aufgrund ihres beschränkten und oftmals weisungsgebundenen 
Wirkungskreises kein spezielles Mandat zur Archivierung.

Folglich begründet nach Archivrecht und dem bisher geprüften Schulrecht die Herkunft 
von Schülerakten aus dem Verwaltungsbereich der den Kommunen angegliederten, rechtlich 
unselbstständigen Anstalten „Schule“ das Archivierungsrecht und, nach erfolgter Archivierung, 
weiterhin das Eigentum jener Kommunen an diesen Akten oder Daten191, aber eben als 
Archivgut. 

189	 Siehe BVerfG, Beschl. v. 19.11.2014 – 2 BvL 2/13, KommJur, Jahrgang 12, No. 2, 2015, S. 54-61 (58).
190	 Parlamentarischer Beratungs- und Gutachterdienst des Landtags Nordrhein-Westfalen, 

Rechtsgutachten zur Ausstattung von Lehrkräften mit digitalen Arbeitsgeräten an Schulen in 
Nordrhein-Westfalen, 26.11.2018, abrufbar via: https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/
dokumentenarchiv/Dokument/MMI17-135.pdf?fbclid=IwAR2V3WKw-hI1nJycxCqYit4UC-
zODcSiR6f49ChHP6djrl64kbbNFZdROIKI, abgerufen am 24.08.2022, S. 30.

191	 Vermittelt über Speichermedien.
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c) Zwischenergebnis
Nach einer zunächst rein archivrechtlichen sowie die schulrechtliche Sachkostentragung 
berücksichtigenden Betrachtung ist davon auszugehen, dass aufgrund der staatsorgani-
satorischen Trennung zwischen unmittelbarer und mittelbarer Staatsverwaltung, wie sie 
sich im Archivgesetz, den Gesetzgebungsmaterialien sowie letztlich auch dem Schulgesetz 
widerspiegelt, die Kommunen, sofern sie Schulträger sind, auch für die Archivierung in der 
Schule entstandener Dokumente zuständig sind. 

3. Abweichende Bewertung aufgrund von Schulaufsichtsrecht?
Eine andere Bewertung könnte sich aber aus dem weiteren schulorganisationsrechtlichen 
Normengefüge ergeben, das mit der hier einschlägigen Konstellation der Schulträgerschaft in 
mittelbarer Staatsverwaltung zusammenhängt. Gemäß § 86 Abs. 1 SchulG steht das gesamte 
Schulwesen unter der Aufsicht des Landes, die explizit die Gesamtheit der Befugnisse zur 
zentralen Ordnung und Organisation umfasst. Diese Schulaufsicht betrifft nicht nur eine bloße 
Rechtsaufsicht, sondern auch die Fachaufsicht (§ 86 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SchulG). Auch, wenn 
hier nicht ausdrücklich von „Schulaufsicht“ die Rede ist, wie die Kompetenz gegenüber der 
Schule als unselbstständiger Behörde genannt wird, hat die Schulaufsicht auch zur Aufgabe, 
die Schulträger zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten (§ 86 Abs. 2 S. 2 SchulG). Eine 
fachaufsichtsrechtliche oder vergleichbar ausgestaltete Kompetenz, die inhaltlich die Kontrolle 
der Rechtmäßigkeit um den Aspekt der Zweckmäßigkeit erweitert, kann grundsätzlich neben 
einem Informations- und Weisungsrecht auf das Recht zum Selbsteintritt der übergeordneten 
Behörde umfassen.192 Im Rahmen der Fachaufsicht scheidet eine Verletzung der hierarchisch 
nachgeordneten  Behörde im eigenen Rechtskreis regelmäßig aus.193 Daher könnte man hier 
auf die Idee kommen, dass die Schulaufsichtsbehörde – und damit mittelbar das unstrit-
tig für die Archivierung von bei dieser anfallenden Dokumenten zuständige Landesarchiv 
– aufgrund einer etwaigen Weisung oder gar eines Selbsteintritts gegenüber Schule oder 
Kommune selbst für die Archivierung zuständig sein könnte. Ein solches Verständnis würde 
aber übersehen, dass das Schulgesetz selbst in § 86 Abs. 2 S. 2 fordert, dass das Interesse der 
kommunalen Selbstverwaltung an der Schule zu fördern ist. Dies korrespondiert mit weiteren 
Vorschriften, die eine entsprechende Selbstständigkeit der Schule als Behörde gewährleisten 
sollen (etwa §§ 3 Abs. 1 S. 2, 3, 86 Abs. 3 S. 5 SchulG).194 Im Grundsatz sollen schulische 
Aufgaben soweit wie möglich dezentral wahrgenommen werden (Subsidiaritätsprinzip). 
Ferner ist auch keine Weisung der Schulaufsichtsbehörden, die Archivierung einer Behörde 
des eigenen Geschäftsbereichs oder gar dem Landesarchiv zur Archivierung zu überlassen, 

192	 Vgl. Keller, Christoph, § 5 POG, Rn. 11, in: Kugelmann, Dieter/Möstl, Markus (Hrsg.), Beck’scher 
Online-Kommentar Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, 22. Edition, München: 
Beck, (01.06.2022).

193	 Franz, Thorsten, „Die Staatsaufsicht über die Kommunen“, in: JuS, 44. Jahrgang, No. 4, 2004, S. 
937f. (937).

194	 Rux, Johannes, § 3, Rn. 1056f., in: ders. (Bearb.), Schulrecht, 6. Auflage, München: Beck, 2018.
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ersichtlich, sei sie nun genereller oder konkreter Natur.195 Das Landesarchiv selbst geht zudem 
in einem Gutachten von einer zwischen Kommunalarchiven und dem Landesarchiv geteilten 
Zuständigkeit aus: Während Erstere für die Überlieferungsbildung der bei den Schulträgern 
und innerhalb der öffentlichen Schulen entstandenen Dokumente zuständig sind, sind Letztere 
zur Archivierung der bei den Schulaufsichtsbehörden entstandenen Dokumente berufen.196 
Dies erscheint unter Berücksichtigung der oben dargestellten Trennung zwischen inneren und 
äußeren Schulangelegenheiten auch konsequent und richtig. 

III. Berücksichtigung weiterer datenschutzrechtlicher Bestimmungen
1. § 1 Abs. 3 VO-DV I und sein Verhältnis zum kommunalen Schul- und Archivträger
Nach § 1 Abs. 3 S.1 VO-DV I stellt die Schulleiterin oder der Schulleiter für die Schule, die 
Leiterin oder der Leiter der Behörde für die Schulaufsichtsbehörde durch technische oder organi-
satorische Maßnahmen sicher, dass der Schutz der verarbeiteten Daten gewährleistet ist und die 
Löschungsbestimmungen eingehalten werden. Damit wird deutlich, dass der Verordnungsgeber 
die originäre Datenschutzkompetenz nicht auf übergeordneter, sondern auf lokaler Ebene sieht. 
Die Datenschutzkompetenz folgt damit dem oben ausgeführten Grundsatz, dass Schulen als 
Behörden im funktionalen Sinne ihre Aufgaben grundsätzlich eigenverantwortlich wahrnehmen 
sollen (§ 3 Abs. 1, S. 2 und 3 SchulG). Letztlich sind die Schulen bzw. Schulleitungen selbst197 
„verantwortlich“ für die Entscheidung über Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten (Art. 4 Nr. 7 DS-GVO, an den § 36 Nr. 9 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen 
(DSG NRW) richtlinienumsetzend anknüpft). Es soll hier gerade nicht zu einer gemeinsamen 
Verantwortlichkeit im Sinne des Art. 26 DS-GVO (bzw. § 67 Nr. 2 DSG NRW) zwischen Schule 
und Aufsichtsbehörde kommen. Wenn Schulen aber eben als unselbstständige Anstalten von den 
Kommunen nicht nur rechtlich getragen werden, sondern auch mit den Sachmitteln ausgestattet 
werden, die für die eigenverantwortliche Verarbeitung personenbezogener Daten auf bereitge-
stellten Blättern, Rechnern und Servern erforderlich sind, ließe sich eher noch eine gemeinsame 
Verantwortlichkeit von Schule und Kommune annehmen als eine solche von Schule und Land. 
Insofern ist auf das Gebot zur lokalen Kooperation zwischen Schulträger und Kommune u. a. 
bzgl. Sachmitteln in § 76 S. 1 i.V.m. S. 3 Nr. 4 2. Alt. SchulG hinzuweisen. Aber selbst dann, 
wenn man eine Alleinverantwortlichkeit der Schulen für den Datenschutz annimmt, ist die 
Kommune als Sachkostenträger den sensiblen Daten durch sein Eigentum an diesen Sachmitteln 
näher als das Land. Die Kommune hat zudem eine höhere Einwirkungsmöglichkeit auf diese 
Daten als das Land und seine unmittelbar zugehörigen Behörden. Wenn die Schule durch die 
Schulleitung die Datenverarbeitung auf den Schulträger und dessen IT-Abteilung entgegen dem 
Grundsatz des § 1 Abs. 1, 3 DV-VO I externalisiert, was in der Praxis häufig geschieht (s.o.), hat 

195	 Zu dieser Qualifizierung, siehe Keller (wie oben, Fn. 188).
196	 Projektgruppe „Schule und Weiterbildung“ des Landesarchivs Nordrhein-Westfalen (Hrsg.)/Rie-

ner, Karoline (Redaktion), „Abschlussbericht der Projektgruppe Archivierungsmodell Schule und 
Weiterbildung“, Düsseldorf, 2013, S. 7.

197	 Vgl. Schild, Hans Hermann, Art. 4 DS-GVO, Rn. 88f., in: Wolff, Heinrich Amadeus/Brink, Stefan 
(Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar Datenschutzrecht, 40. Edition, München: Beck, 01.05.2022.
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dies freilich nach den Grundsätzen des § 2 Abs. 3 DV-VO I zu erfolgen, die u.a. eine umfassende 
Weisungskompetenz seitens der Schulen umfassen.198 Hierdurch kann ein Ausgleich zwischen 
der schulischen Ausgangsverantwortlichkeit für den Datenschutz und der über das allgemeine 
Rechtsträgerprinzip sowie die kommunale Sachkostentragung entstehende Verzahnung zu den 
Kommunen als Schulträger hergestellt werden, der auch das ganz praktische Bedürfnis zu dezen-
tralen, lokalen Strukturen beachtet. Die Archivierungsentscheidung stellt ferner ohnehin eine 
Zäsur zur Dokumentation der für den laufenden Betrieb erforderlichen Daten dergestalt dar, dass 
über deren Vernichtung zu entscheiden ist (§ 9 Abs. 3 S. 2 DV-VO I) § 1 Abs. 3 S. 1 DV-VO I). 
Hieran schließt das eigene, ohnehin europarechtskonform auszulegende datenschutzrechtliche 
Regime des Archivgesetzes an (vgl. §§ 4 Abs. 2, 5 Abs. 2-4, 6 Abs. 2-4, 7, 8 ArchivG). Insofern 
sollte und darf das Datenschutzrecht auch im Lichte der genuinen Zwecke und Bedürfnisse des 
Archivrechts ausgelegt bzw. im Verhältnis zu diesem austariert werden. 

Die Zuständigkeitsentscheidung für die Archivierung ist zwar formal von der Bewertung 
der Archivwürdigkeit durch die bewertende Behörde getrennt, kann aber nicht davon losgelöst 
getroffen werden. Wie über potenzielles Archivgut zu entscheiden ist, hängt neben einem 
formalgesetzlichen Auftrag auch immer mit divergierenden Archivierungsinteressen zusammen, 
die aus der Natur des Archivguts folgen. Landesarchive müssen sich aufgrund der Größe ihrer 
Zuständigkeitsbereiche bei nachgeordneten Behörden in aller Regel auf eine Basisüberlieferung, 
nicht selten auch auf die exemplarische Übernahme einer einzelnen Behörde beschränken. 
Demgegenüber zielen Kommunalarchive darauf ab, die „Fülle des dörflichen und urbanen 
Lebens“, die „Breite des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Geschehens in 
umfassendem Sinne“ zu überliefern.199 Den Unterlagen einer einzelnen Schule kommt daher 
für Kommunalarchive zwangsläufig eine sehr viele höhere Bedeutung zu als für staatliche 
Archive. Dies gilt umso mehr, als „das“ örtliche Gymnasium oder „die“ Reformgesamtschule 
in aller Regel zu den zentralen Einrichtungen einer Kommune zählen. Die Abschlusszeugnisse 
aller oder auch nur der besonders wichtigen „Kinder“ einer Stadt zu überliefern, ergibt aus 
Sicht des Kommunalarchivs Sinn und lässt sich mit vertretbarem Aufwand besorgen. Für das 
Landesarchiv dürfte es allein aus arbeitsökonomischen Gründen unmöglich sein, die dezentral 
aufbewahrten oder auch gespeicherten Unterlagen auch nur zu sichten und zu bewerten.  

Folglich ist zwingend zu besorgen, dass es keinen Archivierungsausfall aufgrund daten-
schutzrechtlich bedingt unklarer Zuständigkeiten gibt. An diesem Desiderat dürfte auch die 
archivgesetzliche Übernahmemöglichkeit seitens der Kommunen nach § 10 Abs. 6 ArchivG 
nichts ändern. Nach § 4 Abs. 5 S. 4 ArchivG kann die anbietende Stelle zwar mit Zustimmung 
der für sie zuständigen obersten Landesbehörde Unterlagen, die vom Landesarchiv als nicht 
archivwürdig bewertet wurden, an andere öffentliche Archive abgeben. Dabei handelt es sich 

198	 Auch in der soeben zitierten Vorschrift, die ein analoges Verfahren für die Schulaufsichtsbehörden 
vorsieht, spiegelt sich übrigens die Trennung zwischen Schulen und Schulaufsichtsbehörden wider.

199	 Bundeskonferenz der Kommunalarchive beim Deutschen Städtetag, „Positionspapier. Das Kom-
munalarchiv“, 2002, S. 2. Vgl. auch: Bundeskonferenz der Kommunalarchive beim Deutschen 
Städtetag, „Positionspapier. Das historische Erbe sichern! Was ist aus kommunaler Sicht Überlie-
ferungsbildung?“, 2004.
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aber zumindest dem Wortlaut nach um eine Ermessensnorm („kann“), die auf Tatbestandsebene 
an eine Entscheidung über die Archivwürdigkeit anknüpft, der ein gerichtlich beschränkt über-
prüfbarer Beurteilungsspielraum200 zugrunde liegen dürfte. Dem Begriff der Archivwürdigkeit 
als gesetzesimmanenten Auftrag und Komplex, der der Erfüllung der eingangs geschilderten 
Archivierungsinteressen dient, kann nur adäquat Rechnung getragen werden, wenn über die 
Anknüpfung der Zuständigkeit an staatsorganisationsrechtliche Prinzipien hinaus Graubereiche 
erhellt werden, in denen Archivgut unterzugehen droht. Insofern ist zu bedenken, dass die 
Kommunalarchive und die Öffentlichkeit in den Kommunen typischerweise ein weitaus 
größeres Interesse an der Bewahrung von Datensätzen haben dürfte, die die „Kinder der Stadt“ 
und deren Schulen betreffen, als dies für das Landesarchiv – das vom Datenschutzrecht der 
DS-GVO und der DV-VO I gar nicht erst angesprochen wird – der Fall ist. 

2. (Gemeinsame) Datenschutzbeauftragte bei Rechtsträgern angesiedelt
Zudem bestätigt auch die rechtskonforme Praxis der Benennung von gemeinsamen Daten
schutzbeauftragten bei den Kreisen und kreisfreien Städten in Nordrhein-Westfalen, dass 
Datenschutz eng mit der kommunalen Ebene zusammenhängt und dort effektiv gewährleistet 
wird: Gemäß Art. 37 Abs. 1 lit. a) DS-GVO hat jede Behörde einen Datenschutzbeauftragten zu 
bestellen. Nach Art. 37 Abs. 3 DS-GVO kann unter Berücksichtigung der Organisationsstruktur 
und Größe einer Behörde auch ein gemeinsamer Datenschutzbeauftragter benannt werden. Dabei 
ist es aber ausgeschlossen, schlicht einen zentralen Datenschutzbeauftragten auf Landesebene 
zu benennen.201 In Nordrhein-Westfalen sind die (gemeinsamen!) Datenschutzbeauftragten 
regelmäßig bei den Kreisen und kreisfreien Städten angesiedelt.202 Datenschutz ist also auch 
in der Praxis eine hauptsächlich von den Kommunen zu tragende Aufgabe. Grundsätzlich 
zulässig wäre es aber, den Datenschutzbeauftragten des Schulträgers auch für die Schule als 
zuständig zu erklären.203 Nicht anders als nach „reinem“ Datenschutzrecht kann es im Fall 
einer durch das ArchivG gewährleisteten datenschutzrechtlich korrekten Archivierung sein. 
Wie während der aktiven Nutzung der Daten, sind auch nach deren Archivierung kommunale 
Stellen für den Schutz von Datenschutz und Persönlichkeitsrechten zuständig. 

3. Zwischenergebnis
Es stehen auch spezifisch datenschutzrechtliche Aspekte einer Archivierung der eingangs 
genannten Schülerakten- bzw. Daten durch die Kommunalarchive nicht entgegen.

200	 VG Darmstadt, Urteil vom 15. 10. 2003 - 5 E 1395/97 (3), in: NJW, 57. Jahrgang, No. 20, S. 
1471-1473 (1473).

201	 Rux, Johannes, § 2, Rn. 615., in: ders. (Bearb.), Schulrecht, 6. Auflage, München: Beck, 2018.
202	 https://www.medienberatung.schulministerium.nrw.de/Medienberatung/Datensicherheit-und-

Datenschutz/Date nschutzbeauftragte/#trigger, (26.08.2022).
203	 Rux, Johannes, § 2, Rn. 616., in: ders. (Bearb.), Schulrecht, 6. Auflage, München: Beck, 2018.
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IV. Zusammenfassung und Ergebnis
Etwaigen Bemühungen, die Archivierungskompetenz der Kommunen in Bezug auf Schüler
akten zugunsten der unmittelbaren Landesbehörden einzuschränken, ist eine Absage zu 
erteilen. Datenschutz- und Archivrecht sollten nicht gegeneinander ausgespielt werden. 
Zwar sind die Vorschriften des überaus dynamischen Datenschutzrechtes dazu angetan, die 
Begründung der am Rechtsträgerprinzip orientierten Archivierungskompetenz zu verkompli-
zieren. Auch erweist es sich als problematisch, dass ArchivG, SchulG und Datenschutzrecht 
begrifflich nur unzureichend miteinander harmonieren. Letztlich zeigt sich anhand der hier 
erfolgten Betrachtung aber, dass sich das Prinzip der mittelbaren Staatsverwaltung im Rahmen 
der kommunalen Schulträgerschaft im Sinne einer sachnahen lokalen Aufgabenerfüllung 
gerade auch in Bezug auf den Grundsatz der informationellen Selbstbestimmung bewährt. 
In NRW liegt die Zuständigkeit für die Archivierung der Unterlagen öffentlicher Schulen 
in kommunaler Trägerschaft, d.h. beim örtlich zuständigen Kommunalarchiv.

Exkurs: Die Rechtslage in anderen Bundesländern
Zwischen den verschiedenen Bundesländern ist die Rechtslage durchaus unterschiedlich. In 
Baden-Württemberg ist, anders als in Nordrhein-Westfalen, eine Konzentration der Über
lieferung bei den Landesarchiven festgelegt.204 In Niedersachsen gibt es aktuell eine Art 
Prärogative des Landesarchivs, die aber verfahrensmäßig das kommunale Einvernehmen 
voraussetzt.205 Subsidiär bestimmen die Kommunalarchive darüber, welche Schulen welches 
Archivgut anbieten müssen.206 In Bayern, wo es eine Vielzahl von staatlichen Schulen, d.h. 
unmittelbar in staatlicher Trägerschaft befindliche Schulen gibt (vgl. Art. 26 Bayerisches 
Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen), ist für sämtliche staatlichen Schulen 
eine Anbietung von „besonderen“ Schülerakten, etwa bei herausragenden Leistungen, und für 
ausgewählte staatliche Schulen die Anbietung des gesamten Bestandes vorgesehen.207 Gerade 
im Hinblick auf die sehr unterschiedliche Rechtslage der exemplarisch herausgegriffenen 
einzelnen Bundesländer zeigt sich, dass die Archivierung von Schülerakten in physischer 
oder auch digitaler Form in Kommunalarchiven keine Selbstverständlichkeit ist. Das hängt 
maßgeblich vom Selbstverständnis der jeweiligen Landesarchive ab, aber auch von der Schul- 
und Verwaltungskultur der jeweiligen Länder. So ist Bayern traditionell deutlich stärker 
zentralisiert als z. B. Nordrhein-Westfalen oder Niedersachsen. Grundsätzlich finden sich 
hier aber keine Argumente, die gegen die hier gebotene Interpretation der Rechtslage in 
Nordrhein-Westfalen sprechen.

204	 So jedenfalls in Baden-Württemberg, siehe die Nachweise im Abschlussbericht der Projektgruppe 
„Schule und Weiterbildung“ (oben Fn. 192), S. 7 Fn. 3.

205	 Runderlass des Niedersächsischen Kulturministeriums vom 29.05.2020, 15-05410/1.2, 4.1.
206	 Ebd.
207	 Amtsblatt der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und für Wissenschaft Nr. 

7 vom 13.06.2016, S. 93ff.
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